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Einleitung

Sie halten die funfte Uberarbeitete Auflage des Lexikons der
Berufsbildung in Ihren Handen. Es ist das Referenzwerk der
Begriffswelt der Berufshildung. Aussen gibt es sich bescheiden
als Taschenbuch — handlich und praktisch. Aber das Lexikon
hat es in sich: In 230 Stichwdrtern werden alle wichtigen
Begriffe der Berufshildung in kurzen und informativen Texten
beschrieben. Deshalb ist es unentbehrlich fur Lernende, fir
Berufsbildner/innen, fur Fachleute der Berufsbildung, fur
Berufsfachschullehrer/innen und fur Berufsberater/innen.

Form und Struktur des Lexikons sind im Vergleich zur vierten
Auflage gleich geblieben. Aufgenommen wurden alle wich-
tigen Neuerungen: Stichworte wurden inhaltlich erganzt,
neue sind hinzugekommen, Uberholte sind weggefallen, die
Terminologie wurde angepasst und rechtliche Neuerungen
beriicksichtigt. Massgebend fir die Uberarbeitung waren das
Berufsbildungsgesetz, die dazugehorige Verordnung, neue
Richtlinien und Leitfaden, die fur einzelne Bereiche in der
Zwischenzeit herausgegeben wurden, sowie die rechtlichen
Grundlagen des Arbeitsverhaltnisses.

Referenzwerk der Begriffswelt der Berufsbildung

Uber 300 00 Exemplare sind seit August 2005 — dem Erschei-
nungstermin der gegenlber dem alten Lexikon vollstandig
Uberarbeiteten Ausgabe — abgesetzt worden, die meisten
mit dem «Handbuch betriebliche Grundbildung». Die beiden
gehdren zusammen; das Lexikon ist jedoch auch einzeln er-
haltlich.

Will das Lexikon seinem Anspruch als Referenzwerk der
Berufsbildung gerecht werden, mussen die Erneuerungen,
die sich aus dem Recht und aus der Praxis ergeben, fortlau-
fend in das Nachschlagewerk aufgenommen werden.

Ebenso drangen sich immer wieder Anpassungen infolge der
sprachlichen Entwicklung auf. Das Lexikon teilt diesbeziglich
ein ahnliches Schicksal wie der Duden. Rechtschreibreformen
werden namlich von der Sprachgemeinschaft nie in allen
Teilen umgesetzt. Auch in der Berufsbildung haben sich nicht
alle Begriffe etabliert, die 2005 eingefihrt wurden. Bei den
wichtigsten Begriffen ist deshalb im Text in Klammer auf-
gefuhrt, ob Nebenvarianten existieren oder nicht: Mit «auch»
wird eine oder mehrere Varianten aufgefiihrt, steht «friiher»,
sollte der Begriff nicht mehr verwendet werden.
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Schlagwortkatalog — Stichworter

Um lhnen die Sache zu erleichtern, fihren wir im Schlag-
wortkatalog alle Begriffe auf, die in der Welt der Berufsbildung
gebraucht werden — auch wenn sie veraltet oder «falsch»
sind. Bei diesen Begriffen verweisen wir auf die 230 definier-
ten Stichworter, die das eigentliche Lexikon ausmachen.

Online in vier Sprachen

Das Lexikon steht unter www.lex.berufsbildung.ch in einer
Online-Version zur Verfiigung, mit der Moglichkeit des Sprach-
wechsels zwischen Deutsch, Franzosisch, Italienisch und
Englisch. Es dient damit auch als Ubersetzungshilfe.

Ein Gemeinschaftswerk

Das Lexikon der Berufshildung ist entstanden in Zusammen-
arbeit mit dem Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation SBFI und der Schweizerischen Berufsbildungs-
amter-Konferenz SBBK. Das Staatssekretariat fur Wirtschaft
SECO sowie das Staatssekretariat fur Migration SEM haben
zudem die Stichworte, die ihre Themenbereiche betreffen,
gepruft.

Wir hoffen, das Lexikon erweist sich fur Sie als kleines Nach-
schlagewerk von grossem Nutzen.

Bern, April 2019
Peter Knutti, Leiter Abteilung Medien Berufsbildung, SDBB
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Schlagwortkatalog — Stichworter

Ablagesystem fur die lernende Person
—> Dokumentation berufliche Grundbildung

Abschlisse —> Ausweise der Berufsbildung
Abschluss mit Anschluss —> Durchlassigkeit
Abschlussprifung

Abschlussprufung fur Erwachsene —> Abschlussprifung,
Berufsabschluss fur Erwachsene

Abschlussprufung ohne Berufslehre —> Abschlusspriufung,
Berufsabschluss fur Erwachsene

Absenzen vom Lehrbetrieb
Absenzen von der Berufsfachschule

Abwicklungsstelle fur finanzielle Unterstitzung
eidg. Berufsprufung und hohere Fachprufung
—> Hohere Berufsbildung

AbzlUge —> Entschadigung fur Lernende
Akkordarbeit der Lernenden

Alkoholprobleme —> Suchtprobleme
Allgemeinbildender Unterricht (ABU)

ALS (Arbeits- und Lernsituation) —> Abschlussprifung
Amt fur Berufsbildung —> Berufsbildungsamt

Anbieter der Bildung in beruflicher Praxis
—> Lehrbetrieb, Lehrwerkstatte, Schulisch organi-
sierte Grundbildung (SOG)

Andere Qualifikationsverfahren
—> Qualifikationsverfahren (QV)

Anerkennung erbrachter Bildungsleistungen
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Anerkennung (Gleichwertigkeit) ausldndischer Ab-
schliisse

Anerkennung (international)
—> Anerkennung (Gleichwertigkeit) auslandischer
Abschlusse, Kopenhagen-Prozess, Supplementprof.ch

Anforderungsprofile fiir die berufliche Grundbildung
Angelernte/r —> Anlehre
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Anlehrausweis —> Anlehre

Anlehre

Anlehrvertrag —> Anlehre

Anrechnung bereits erbrachter Bildungsleistungen

Anrechnung einer Vorbildung
—> Verkirzung der beruflichen Grundbildung

Anzahl Lernende im Lehrbetrieb
—> Hochstzahl der Lernenden

Arbeitgeber/in

Arbeitgeber-Netzwerk
—> Dachverbande der Arbeitnehmer/innen und
Arbeitgeber/innen

Arbeitnehmer/in

Arbeitnehmer/innen-Netzwerk
—> Dachverbande der Arbeitnehmer/innen und
Arbeitgeber/innen

Arbeitnehmerschutz —> Arbeitsgesetz (ArG), Arbeits-
inspektorat, Obligationenrecht (OR), Staatssekretariat
fur Wirtschaft (SECO)

Arbeitsbewilligung
—> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Arbeitsbuch —> Dokumentation berufliche Grundbildung,
Lerndokumentation

Arbeits- und Lernsituation (ALS) —> Abschlussprifung
Arbeitsgericht

Arbeitsgesetz (ArG)

Arbeitsinspektorat

Arbeitskleider —> Berufsnotwendige Beschaffungen
Arbeitslosenversicherung

Arbeitslosigkeit —> Erwerbslosigkeit
Arbeitsmarktliche Massnahmen

Arbeitsmedizin

Arbeitspausen —> Pausen (Arbeitspausen)
Arbeitsrapport —> Lerndokumentation
Arbeitssicherheit
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Schlagwortkatalog — Stichworter

Arbeitsvertragsrecht
Arbeitsverweigerung

Arbeitsweg —> Arbeitszeit
Arbeitszeit

Arbeitszeitgesetz (AZG)
Arbeitszeitkontrolle —> Arbeitszeit
Arbeitszeugnis —> Lehrzeugnis
ArG —> Arbeitsgesetz (ArG)

Art. 32 BBV Nachholen des Lehrabschlusses
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Art. 41 BBG (alt) Nachholen des Lehrabschlusses
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Arztlicher Dienst —> Arbeitsmedizin

Arztzeugnis

Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Auflésung des Lehrvertrags

Aufsicht

Aufsichtsbeschwerde —> Beschwerde
Aufsichtskommissionen

Augenschein —> Anlehre

Au-pair —> Brlickenangebote

Ausbildner/in —> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Ausbildung der Lehrmeister/innen
—> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Ausbildung in den Lehrbetrieben
—> Ausbildungsprogramm fur die Lehrbetriebe,
Bildungsplan

Ausbildung in einem Zweitlehrbetrieb
—> Lehrbetriebsverbund

Ausbildungsbeitrage
—> Hohere Berufsbildung, Stipendien

Ausbildungsberater/in
Ausbildungsberechtigung —> Bildungsbewilligung
Ausbildungsbericht —> Bildungsbericht

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch



Schlagwortkatalog — Stichworter

Ausbildungsdokumentation —> Dokumentation beruf-
liche Grundbildung, Lerndokumentation

Ausbildungskontrolle —> Abschlussprifung, Aufsicht,
Kommissionen fur Berufsentwicklung und Qualitat (B&Q),
QualiCarte, Qualitatsentwicklung/Qualitatssicherung

Ausbildungsmappe —> Selektionsmappe

Ausbildungspflicht
—> Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen

Ausbildungsplatze —> Lehrstellennachweis (LENA)
Ausbildungsprogramm fiir die Lehrbetriebe
Ausbildungsprogramm fiir die iiberbetrieblichen Kurse

Ausbildungs- und Prtfungsreglemente
—> Bildungsverordnungen

Auslander/innen-Ausweis
—> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Auslandische Erwerbstatige
—> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Auslandische Jugendliche
—> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Austausch von Lernenden
Auswahlverfahren —> Selektion
Ausweise der Berufsbildung
Ausweis fiir Lernende

AZG-> Arbeitszeitgesetz (AZG)

B

Bachelor —> Fachhochschulen (FH)
Basic-Check —> Eignungstest
Basislehrjahr

BBG —> Berufsbildungsgesetz (BBG)

BBT —> Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI)

Befreiung vom Besuch des Berufsfachschulunterrichts
—> Unterricht an der Berufsfachschule
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Befreiung von der Abschlussprifung
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Befreiung von Teilen der Abschlussprtfung
—> Abschlussprufung

Befreiung von Teilen der beruflichen Grundbildung
—> Anrechnung bereits erbrachter Bildungsleistungen

Befreiung von Uberbetrieblichen Kursen
—> Uberbetriebliche Kurse (uK)

Beginn der beruflichen Grundbildung

Behinderte Menschen
—> Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

Behorden
Beratungsstellen

Berufe

Berufliche Grundbildung

Berufliche Grundbildung fur Erwachsene
—> Berufsabschluss fur Erwachsene, Verkirzung
der beruflichen Grundbildung

Berufliche Handlungskompetenzen
—> Handlungskompetenzen, Qualifikation

Berufliche Praxis

Berufliche Vollzeitschulen
—> Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)

Berufliche Vorsorge —> Sozialabzige
Beruflicher Unterricht —> Berufskundlicher Unterricht
Berufsabschluss fiir Erwachsene

Berufsattest —> Ausweise der Berufsbildung, Berufliche
Grundbildung, Zweijahrige berufliche Grundbildung
mit eidg. Berufsattest (EBA)

Berufsberatung
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Berufsbild —> Berufe

Berufsbildner/in in anderen Berufsbildungsbereichen
—> Berufsbildungsverantwortliche

Berufsbildner/in im Lehrbetrieb
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Schlagwortkatalog — Stichworter

Berufsbildungsamt
Berufsbildungscontroller/in —> Ausbildungsberater/in

Berufsbildungsfachleute
—> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Berufsbildungsfonds

Berufsbildungsforschung

Berufsbildungsgesetz (BBG)
Berufsbildungskommissionen

Berufsbildungsrat —> Berufsbildungskommissionen
Berufsbildungssystem —> Duales System
Berufsbildungsverantwortliche

Berufsbildungsverordnung
—> Berufsbildungsgesetz (BBG)

Berufsentwicklung und Qualitat —> Kommissionen fur
Berufsentwicklung und Qualitat (B&Q)

Berufsfachschule

Berufs-Europameisterschaften
—> Berufsmeisterschaften

Berufsfachschulinspektor/in —> Aufsicht
Berufsfachschulkommission —> Aufsicht
Berufsfachschullehrer/in

Berufsfachschulvereinbarung (BFSV)
—> Berufsbildungsamt

Berufsfeld
Berufsfremde Arbeiten —> Arbeitsverweigerung
Berufsinformationstag —> Schnupperlehre

Berufsinformationszentrum (B1Z)
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Berufsinspektor/in —> Ausbildungsberater/in
Berufsinteressentest

Berufskenntnispriafung —> Abschlussprifung
Berufskleider —> Berufsnotwendige Beschaffungen
Berufskrankheiten

Berufskundlicher Unterricht

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 11



Schlagwortkatalog — Stichworter

Berufslehre —> Berufliche Grundbildung
Berufslernende —> Lernende Person
Berufsmaturitat (BM)

Berufsmaturitatsprifung —> Berufsmaturitat (BM)
Berufsmaturitatsschule —> Berufsfachschule
Berufsmaturitatsunterricht —> Berufsmaturitat (BM)

Berufsmaturitatszeugnis
—> Ausweise der Berufsbildung, Berufsmaturitat (BM)

Berufsmeisterschaften
Berufsnotwendige Beschaffungen
Berufsorientierte Weiterbildung
Berufspadagogik

Berufspadagogische Qualifikation
—> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Berufsbildungs-
verantwortliche

Berufspraktikum —> Arbeitsmarktliche Massnahmen,
Fachhochschulen (FH)

Berufspraktische Fahigkeiten
—> Zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidg.
Berufsattest (EBA)

Berufsprufung —> Eidg. Berufsprifung

Berufsqualifikationen —> Ausweise der Berufsbildung,
Berufe, Qualifikationsverfahren (QV)

Berufsreform —> Revision
Berufsschule —> Berufsfachschule
Berufsschullehrer/in —> Berufsfachschullehrer/in

Berufsspezifische Dokumentation
—> Dokumentation berufliche Grundbildung

Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung
Berufsunfall-Versicherung —> Unfallversicherung
Berufsverbande

Berufsverzeichnis

Berufsvorbereitungsschulen —> Bruckenangebote
Berufswahl —> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung
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Berufswahlabklarung
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Berufswahlfreiheit

Berufswahljahr —> Briickenangebote
Berufswahlpraktikum —> Schnupperlehre
Berufsweltmeisterschaften —> Berufsmeisterschaften
Beschwerde

Bestehensnorm —> Abschlusspriafung, Noten

Betrieb —> Lehrbetrieb

Betriebliche Bildung —> Lehrbetrieb

Betrieblicher Bildungsplan —> Ausbildungsprogramm
far die Lehrbetriebe, Bildungsplan

Betriebsbesuch

Betriebsferien

Betriebslehre —> Berufliche Grundbildung
Betriebsordnung —> Hausordnung
Beurteilung/Bewertung —> Bildungsbericht, Zeugnis
Bezirksgericht —> Arbeitsgericht

BFSV (Berufsfachschulvereinbarung)
—> Berufsbildungsamt

Bildung fur Berufsbildner/innen
—> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Bildungsangebote ohne Abschlisse
—> Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

Bildungsbericht

Bildungsbewilligung

Bildungsfonds —> Berufsbildungsfonds
Bildungsinstitution

Bildungsleistung —> Kompetenznachweis

Bildungsordner
—> Dokumentation berufliche Grundbildung

Bildungspflicht
—> Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen
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Bildungsplan

Bildungsplan des Berufs —> Bildungsplan
Bildungssachverstandige Person —> Revision
Bildungsurlaub

Bildungsverordnungen

bili —=> Unterricht an der Berufsfachschule

Bilingualer Unterricht (bili)
—> Unterricht an der Berufsfachschule

BiVo —> Bildungsverordnungen

BIZ (Berufsinformationszentrum)
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Blockunterricht —> Unterricht an der Berufsfachschule
BM —> Berufsmaturitat (BM)

BM 1 und BM 2 —> Berufsmaturitat (BM)
Bologna-Reform —> Kopenhagenprozess
Briickenangebote

Bruttolohn —> Entschadigung fur Lernende
Budgetberatung —> Beratungsstellen

Bundesamt fur Berufsbildung und Technologie
—> Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI)

Bundesbeitrage
—> Finanzierung der Berufsbildung

Bussen —> Strafbestimmungen

B&Q —> Kommissionen fur Berufsentwicklung und
Qualitat (B&Q)

Case Management Berufsbildung

Certificate Supplement —> Supplementprof.ch

Chefexpertinnen und -experten
—> Prifungsexpertinnen und -experten
Coaching —> Ausbildungsberater/in, Berufsbildung,

Case Management, Fachkundige individuelle
Begleitung (FiB)
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CoRe-Modell (Kompetenzen-Ressourcen-Modell)
—> Bildungsplan, Handlungskompetenzen, Quali-
fikation, Taxonomie

Credit Transfer System —> Kopenhagen-Prozess

Dachverbande der Arbeitnehmer/innen und der
Arbeitgeber/innen

Darlehen —> Stipendien
Datenbank Lehrabschlusspriifung

Dauer der beruflichen Grundbildung
—> Ausweise der Berufsbildung

Dauer des schulischen Unterrichts
—> Unterricht an der Berufsfachschule

DBK —> Deutschschweizerische Berufsbildungsamter-
Konferenz (DBK)

Degressives Schulmodell
—> Unterricht an der Berufsfachschule

Depression und Suizidgefahrdung

Deutschschweizerische Berufsbildungsamter-Konferenz
(DBK)

Dezentrale Verfahren
—> Abschlussprifung, Qualifikationsverfahren (QV)

Dienststelle fur Berufsbildung —> Berufsbildungsamt
Differenzen —> Konflikt

Diplome

Diplommittelschulen —> Fachmittelschulen
Diplomzusatz —> Supplementprof.ch

Direkte Zulassung zur Abschlusspriufung
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Dispensation —> Abschlussprafung, Anrechnung
bereits erbrachter Bildungsleistungen

Disziplinarordnung
DMS (Diplommittelschulen) —> Fachmittelschulen
Dokumentation berufliche Grundbildung

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 15



Schlagwortkatalog — Stichworter

Drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung mit
eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)

Drogenprobleme —> Suchtprobleme

Duales System

Durchlassigkeit

Dyskalkulie —> Legasthenie und Dyskalkulie, Lern-
schwierigkeiten/Lerndefizite

Dyslexie —> Legasthenie und Dyskalkulie, Lernschwierig-
keiten/Lerndefizite

EBA (Eidg. Berufsattest) —> Ausweise der Berufsbildung
Berufliche Grundbildung, Zweijahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

ECTS (European Credit Transfer System)
—> Kopenhagen-Prozess

ECVET (Europaisches Leistungspunktesystem)
—> Kopenhagen-Prozess

EDK —> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

EFZ (Eidg. Fahigkeitszeugnis)
—> Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grund-
bildung, Drei- oder vierjadhrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)

EHB —> Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB)
Eidg. Arbeitsinspektion —> Arbeitsinspektorat

Eidg. Berufsattest (EBA) —> Ausweise der Berufsbildung
Berufliche Grundbildung, Zweijahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

Eidg. Berufsbildungskommission
—> Berufsbildungskommissionen

Eidg. Berufsmaturitat —> Ausweise der Berufsbildung,
Berufliche Grundbildung, Berufsmaturitat (BM)

Eidg. Berufsmaturitatszeugnis
—> Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grund-
bildung, Berufsmaturitat (BM)
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Eidg. Berufspriifung

Eidg. Departement fiir Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF)

Eidg. Fachausweise —> Diplome, Eidg. Berufsprifung

Eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)
—> Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grund-
bildung, Drei- oder vierjahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)

Eidg. Hochschulinstitut fiir Berufsbildung (EHB)
Eidg. hohere Fachpriifung

Eidg. Kommission fur Berufsbildungsverantwortliche
—> Berufsbildungsverantwortliche

Eidg. Volkswirtschaftsdepartement (EVD)
—> Eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF)

Eignungstest
EinfuUhrungsgesetz —> Berufsbildungsgesetz (BBG)
Einfihrungskurs —> Uberbetriebliche Kurse (GK)

Einsichtnahme in Prifungsunterlagen bei Nichtbestehen
—> Abschlussprtfung

Einsprache —> Beschwerde

Einstieg in die Berufswelt —> Briickenangebote, Uber-
gang obligatorische Schule — Sekundarstufe Il

Einzelarbeitsvertrag —> Arbeitsvertragsrecht
Elterliche Sorge

Eltern —> Elterliche Sorge, Gesetzliche Vertretung
Entschadigung fiir Lernende

EQR (Europaischer Qualifikationsrahmen)
—> Kopenhagen-Prozess

Erfahrungsnote —> Noten

Erganzungsprufung fur universitare Hochschulen
—> Passerelle von der Berufsmaturitat an universitare
Hochschulen/ETH

Erlass und Publikation einer Bildungsverordnung
—> Bildungsverordnungen, Kommissionen Berufs-
entwicklung und Qualitat (B&Q), Revision
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Erwachsene ohne Berufsabschluss
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Erwerbslosigkeit
Europa —> Kopenhagen-Prozess

Europaischer Qualifikationsrahmen (EQR)
—> Kopenhagen-Prozess, Supplementprof.ch

Europaéisches Leistungspunktesystem (ECVET)
—> Kopenhagen-Prozess

Europass —> Kopenhagen-Prozess

European Credit Transfer System (ECTS)
—> Kopenhagen-Prozess

Euro Skills —> Berufsmeisterschaften

EVD -> Eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung
und Forschung (WBF)

Exkursionen —> Berufsfachschule

Experten/Expertinnen
—> Prufungsexpertinnen und -experten

| F |

Fachausweis —> Eidg. Berufsprufung
Fachhochschulen (FH)

Fachkompetenz —> Handlungskompetenzen
Fachkraft —> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Fachkundige Begleitung
—> Fachkundige individuelle Begleitung (FiB)

Fachkundige individuelle Begleitung (FiB)
Fachmaturitat —> Fachhochschulen, Fachmittelschulen
Fachmaturitatszeugnis —> Fachmittelschulen
Fachmittelschulausweis —> Fachmittelschulen
Fachmittelschulen

Fachrichtungen/Branchen/Schwerpunkte
—> Berufliche Grundbildung

Fachschulvereinbarung (FSV) —> Berufsbildungsamt
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Fahigkeitszeugnis —> Ausweise der Berufsbildung,
Drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung
mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)

Fahrlassigkeit -—> Haftung
Fallnote —> Abschlussprtfung
Feiertage

Ferien

Finanzielle Unterstatzung eidg. Berufspriafung
—> Hohere Berufsbildung

Finanzielle Unterstitzung eidg. héhere Fachprifung
—> Hohere Berufsbildung

Finanzierung der Berufsbildung

Flichtlinge —> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung
Forschung —> Berufsbildungsforschung

Freier Halbtag —> Ruhezeit

Freifacher —> Freikurse

Freikurse

Freizeit

Fristlose Auflésung des Lehrverhéaltnisses
—> Auflésung des Lehrvertrags

FSV (Fachschulvereinbarung) —> Berufsbildungsamt

GAV —> Gesamtarbeitsvertrag (GAV)

Gefahrliche Arbeiten

Gemeindebeitrage —> Finanzierung der Berufsbildung
Genehmigung des Lehrvertrags —> Lehrvertrag
Genehmigung des Praktikumsvertrags —> Praktikum
Gesamtarbeitsvertrag (GAV)

Gesamtnote —> Noten

Gesetzliche Vertretung

Gesundheitsberufe, Soziales, Kunst (GSK)
—> Berufsbildungsgesetz (BBG)
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Gewalt

Gewerbeschule —> Berufsfachschule
Gewerkschaften

Gleichstellung

Gleichwertigkeit —> Anerkennung (Gleichwertigkeit)

auslandischer AbschlUsse
Gratifikation —> Entschadigung fur Lernende

Grenzganger/innen
—> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Grundausbildung —> Berufliche Grundbildung

Grundlegende praktische Fertigkeiten
—> Uberbetriebliche Kurse (iK)

GSK (Gesundheits-, Sozial- und Kunstberufe)
—> Berufsbildungsgesetz (BBG)

Haftpflicht —=> Haftung

Haftung

Handelsmittelschulen (HMS)

Handelsschulen

Handlungskompetenzen
Handlungskompetenzbereiche —> Bildungsplan

Handlungskompetenzen-Modell (HK-Modell)
—> Bildungsplan

Handlungssituationen —> Bildungsplan

HarmoS (Interkantonale Vereinbarung tber die
Harmonisierung der obligatorischen Schule)
—> Anforderungsprofile fur die berufliche

Grundbildung

Hausordnung

HK-Modell => Bildungsplan

HMS -> Handelsmittelschulen (HMS)
Hochstzahl der Lernenden

Hohere Berufsbildung
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Hohere Fachprifung —> Eidg. héhere Fachprifung
Hoéhere Fachschulen (HF)

Hohere Technische Lehranstalt (HTL)
—> Fachhochschulen (FH)

Hoéhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule (HWV)
—> Fachhochschulen (FH)

IDES —> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

IDPA (Interdisziplinare Projektarbeit)
—> Berufsmaturitat (BM)
IKN (Individueller Kompetenznachweis) —> Kompetenz-
nachweis, Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS
IKW —> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)
Individuelle Anerkennungsverfahren
—> Berufsabschluss fur Erwachsene
Individuelle Begleitung —> Fachkundige individuelle
Begleitung (FiB)
Individuelle praktische Arbeit (IPA) —> Abschlussprifung
Individueller Bildungsplan —> Ausbildungsprogramm
fur die Lehrbetriebe, Bildungsplan
Individueller Kompetenznachweis (IKN) —> Kompetenz-
nachweis, Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS
Informatikmittelschule
—> Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)

Informations- und Dokumentationszentrum (IDES)
—> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

Informell erworbene Bildung
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

INSOS (Soziale Institutionen fur Menschen mit
Behinderung)
—> Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

Inspektor/in
—> Ausbildungsberater/in, Arbeitsinspektorat
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Integration —> Bruckenangebote, Case Management
Berufsbildung, Migration, Ubergang obligatorische
Schule - Sekundarstufe Il

Integrationsklassen —> Brickenangebote
Integrationskurse —> Brickenangebote
Integrationsvorlehre —> Migration

Interdisziplinare Projektarbeit (IDPA)
—> Berufsmaturitat (BM)

Interinstitutionelle Zusammenarbeit
—> Case Management Berufsbildung

Interkantonale Fachkurse

Interkantonale Konferenz fur Weiterbildung (IKW)
—> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

Internationale Anerkennung
—> Kopenhagen-Prozess, Supplementprof.ch

International Standard Classification of Education
(ISCED) —> Supplementprof.ch

IPA (Individuelle praktische Arbeit) —> Abschlussprifung

ISCED (International Standard Classification of Education)
—> Supplementprof.ch

Jugendarbeitsschutzverordnung

Jugendliche Arbeitnehmer/innen
—> Jugendarbeitsschutzverordnung

Jugendschutz —> Jugendarbeitsschutzverordnung
Jugendurlaub —=> Urlaub (unbezahlter)

Kantonale Bildungsfonds —> Berufsbildungsfonds

Kantonale EinfUhrungsgesetze
—> Berufsbildungsgesetz (BBG)

Kantonale Schulhoheit —> Schweizerische Konferenz
der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK)

Kantonsbeitrage —> Finanzierung der Berufsbildung
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KBSB —> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

KESB —> Elterliche Sorge

Kindes- und Erwachsenenschutzbehérde (KESB)
—> Elterliche Sorge

Kombinierte Verfahren —> Qualifikationsverfahren (QV)
Kommissionen fiir Berufsentwicklung und Qualitat (B&Q)
Kompensation

Kompetenzen —> Handlungskompetenzen

Kompetenzen-Ressourcen-Modell
—> Bildungsplan, Qualifikation, Taxonomie

Kompetenznachweis

Kompetenznachweise der Gberbetrieblichen Kurse
(UK-KN) => Abschlussprifung, Kompetenznachweis,
Uberbetriebliche Kurse (UK)

Kompetenznetzwerk —> Berufsbildungsforschung

Kompetenzprofile —=> Anforderungsprofile fur die
berufliche Grundbildung, Berufsabschluss far
Erwachsene, Kompetenznachweis

Konflikt

Konfliktfall => Entschadigung fur Lernende

Konkurs des Lehrbetriebs —> Schliessung des Lehrbetriebs
Konsistenzprifung —> Bildungsverordnungen

Kontrolle des Bildungsstands der Lernenden
—> Standortbestimmung

Kontrolle des Lehrbetriebs und der Berufsfachschule
—> Aufsicht

Konventionalstrafe
Kopenhagen-Prozess

KoRe-Modell —> Bildungsplan, Handlungskompetenzen,
Qualifikation, Taxonomie

Kosten und Nutzen der Lehrlingsausbildung
—> Lehrbetrieb

Krankenversicherung
Krankheit und Unfall
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Kreditsystem —> Kopenhagen-Prozess
Kreisgericht —> Arbeitsgericht
Kindigung

Kundigungsschutz —> Kindigung

Kurse fur Berufsbildner/innen
—> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Kurse fur Prifungsexperten und -expertinnen
—> Prtufungsexpertinnen und -experten

Kurzarbeit

Land- und Waldwirtschaft —> Berufsbildungsgesetz (BBG)
LAP (Lehrabschlussprtufung) —> Abschlussprifung

Laufbahnberatung
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Laufbahnzentrum LBZ
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Leading House —> Berufsbildungsforschung
Lebenslanges Lernen —> Berufsorientierte Weiterbildung
LEFI (Lehrfirmenliste) —> Lehrstellennachweis (LENA)
Legasthenie und Dyskalkulie

Lehrabbruch —> Auflésung des Lehrvertrags

Lehrabschluss —> Abschlussprtufung, Berufe, Qualifika-
tionsverfahren (QV)

Lehrabschlussprifung —> Abschlusspriafung
Lehraufsicht —> Aufsicht

Lehraufsichtsbehorde —> Aufsicht

Lehrbeginn —> Beginn der beruflichen Grundbildung
Lehrbetrieb

Lehrbetriebsverbund

Lehrbetriebsvignette —> Vignette Lehrbetrieb

Lehre —> Berufliche Grundbildung

Lehrfirmenliste (LEFI) —> Lehrstellennachweis (LENA)
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Lehrjahr —> Berufliche Grundbildung, Unterricht an
der Berufsfachschule

Lehrkrafte fur die schulische Grundbildung und die
Berufsmaturitdt —> Berufsfachschullehrer/in

Lehrling => Lernende Person

Lehrlingsaustausch —> Austausch von Lernenden
Lehrlingsauswahl —> Selektion

Lehrlingsausweis —> Ausweis fur Lernende
Lehrlingskommissionen —> Aufsichtskommissionen
Lehrlingslohn —> Entschadigung fur Lernende

Lehrlingsverantwortliche/r
—> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Lehrlingszahl —> Hoéchstzahl der Lernenden
Lehrmeister/in —> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb
Lehrmeisterkurs —> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb
Lehrplan —> Bildungsplan

Lehrplan fiir die Berufsfachschulen
Lehrstellenangebot

Lehrstellenbarometer

Lehrstellenforderin/Lehrstellenférderer
—> Lehrstellenmarketing

Lehrstellenmarketing

Lehrstellennachweis (LENA)

Lehrstellenvermittlung —> Lehrstellennachweis (LENA)
Lehrstellenwechsel

Lehrtochter —> Lernende Person

Lehrverhaltnis

Lehrvertrag

Lehrvertragsauflésung —> Auflésung des Lehrvertrags
Lehrvertragsparteien

Lehrwerkstatte

Lehrzeitdauer —> Ausweise der Berufsbildung

Lehrzeitverklirzung
—> Verkurzung der beruflichen Grundbildung
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Lehrzeitverlangerung
—> Verlangerung der beruflichen Grundbildung

Lehrzeugnis

Leistungsziel —> Bildungsplan

Leitbetrieb —> Lehrbetriebsverbund

Leitorganisation —> Lehrbetriebsverbund

Leitziel —> Bildungsplan

LENA —> Lehrstellennachweis (LENA)
Lernbehinderung —> Lernschwierigkeiten/Lerndefizite
Lernbericht —> Lerndokumentation
Lerndokumentation

Lernende Person

Lernleistungsbestatigung
—> Berufsabschluss fiir Erwachsene

Lernorte

Lernortkoordination und -kooperation
Lernschwierigkeiten/Lerndefizite
Lernstunden

Lernziel —> Bildungsplan

Lese- und Rechtschreibschwache —> Legasthenie und
Dyskalkulie, Lernschwierigkeiten/Lerndefizite

Lohn —> Entschadigung fur Lernende
Lohnabzluge —> Entschadigung fur Lernende
Lohnausfall —> Krankheit und Unfall
Lohnerhéhung —> Entschadigung fur Lernende
Lohnzulagen —> Entschadigung fir Lernende

LVA Lehrvertragsauflésung
—> Auflésung des Lehrvertrags

Master —> Fachhochschulen (FH)
Maturitdt —> Berufsmaturitat (BM)

MBA (Mittelschul- und Berufsbildungsamt)
—> Berufsbildungsamt
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Meisterlehre —> Berufliche Grundbildung
Meisterprifung —> Eidg. héhere Fachprifung

Menschen mit Behinderung —> Nachteilsausgleich,
Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

Mentoring —> Case Management Berufsbildung,
Fachkundige individuelle Begleitung (FiB)

Methodenkompetenz —> Handlungskompetenzen
Migration

Militérdienst/Zivildienst

Mindestalter der Lernenden

Mitsprache der Lernenden

Mittagspause —> Pausen (Arbeitspausen)
Mittelschulen —> Handelsmittelschulen (HMS)

Mittelschul- und Berufsbildungsamt (MBA)
—> Berufsbildungsamt

Mobbing

Modell-Lehrgang
—> Ausbildungsprogramm fur die Lehrbetriebe

Modulare Bildungskonzepte
Motivationssemester —> Brlickenangebote
Multi-Check —> Eignungstest

Mindigkeit —> Volljahrigkeit

Mdindliche Prufung —> Abschlussprafung

Mutterschaft
—> Mutterschaftsversicherung, Schwangerschaft

Mutterschaftsversicherung

Nachhilfe im Lehrbetrieb —> Uberstunden/Uberzeit

Nachholbildung in der beruflichen Grundbildung
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Nachtarbeit
Nachteilsausgleich
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Nachweis von Bildungsleistungen
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Nahtstelle obligatorische Schule — Sekundarstufe Il
—> Ubergang obligatorische Schule - Sekundarstufe I

National Qualifications Framework (NQF)
—> Supplementprof.ch

Nationaler Qualifikationsrahmen (NQR)
—> Kopenhagen-Prozess, Supplementprof.ch

Nationaler Qualifikationsrahmen fir Abschltisse der
Berufsbildung (NQR-CH-BB) —> Supplementprof.ch

Naturallohn

NAV —-> Normalarbeitsvertrag (NAV)
Nebenbeschaftigung —> Schwarzarbeit
Neigungstest

Nettolohn —> Entschadigung fur Lernende

Netzwerk Berufsbildung der Arbeitnehmenden
—> Dachverbénde der Arbeitnehmer/innen und der
Arbeitgeber/innen

Nicht bestandene Qualifikationsverfahren
—> Abschlussprufung

Nicht formal erworbene Bildung
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Nichtantritt der Lehrstelle —> Auflésung des Lehrvertrags
Nichtberufsunfall-Versicherung —> Unfallversicherung

Nichterreichen des Berufsattestabschlusses
—-> Kompetenznachweis

Niederlassungsbewilligung
—> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Normalarbeitsvertrag (NAV)

Normallehrplan —> Bildungsplan

Noten

Notenausweis —> Noten

NQF —> Supplementprof.ch

NQR —> Kopenhagen-Prozess, Supplementprof.ch
NQR-CH-BB —> Supplementprof.ch

Nutzung des Lohns —> Entschadigung fur Lernende

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 28



Schlagwortkatalog — Stichworter

Obligationenrecht (OR)

OdA —-> Organisationen der Arbeitswelt (OdA)
OR —> Obligationenrecht (OR)

Organisationen der Arbeitswelt (OdA)

Padagogisch-didaktische Modelle —> Bildungsplan
Parteien des Lehrvertrags —> Lehrvertragsparteien

Passerelle von der Berufsmaturitat an universitare
Hochschulen/ETH

Pausen (Arbeitspausen)
PE (Prozesseinheit) —> Abschlussprifung

Pflichten der Berufsbildner/innen
—> Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen

Pflichten der Eltern —> Rechte und Pflichten der gesetz-
lichen Vertretung

Pflichten der Lernenden
—> Rechte und Pflichten der Lernenden

Pflichtunterricht —> Unterricht an der Berufsfachschule
PrA —> Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS
Praktikum

Praktikumsbetrieb —> Praktikum

Praktikumsvertrag —> Praktikum

Praktische Arbeiten —> Abschlusspriufung, Ausbildungs-
programm fur die Lehrbetriebe, Bildungsplan,
Qualifikationsverfahren (QV)

Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS
Praxisbildner/in —> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb
Probezeit

Promotion

Prozesseinheit (PE) —> Abschlussprafung
Prifungsexpertinnen und -experten
Prufungsreglement —> Bildungsverordnungen
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Prifungsstiick
Prufungswiederholung —> Abschlussprifung
Psychische Probleme —> Depression und Suizidgefdhrdung

QualiCarte
Qualifikation

Qualifikation —> Ausweise, Bildungsbericht, Qualifi-
kation, Zeugnisse

Qualifikationsbereiche —> Abschlusspriufung

Qualifikationsprofil —> Bildungsverordnungen, Berufs-
abschluss fur Erwachsene

Qualifikationsverfahren (QV)

Qualifikationsverfahren fur Erwachsene ohne berufliche
Grundbildung —> Berufsabschluss fur Erwachsene

Qualitatsentwicklung/Qualitatssicherung
Qualitatsmanagementsystem —> QualiCarte, QualtK
Qualitatssicherungsinstrument —> QualiCarte, QualukK
QualiK

QV —> Qualifikationsverfahren (QV)

Rahmenlehrplane

Rassismus

RAV -> Regionale Arbeitsvermittlungszentren (RAV)
Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen

Rechte und Pflichten der Eltern
—> Rechte und Pflichten der gesetzlichen Vertretung

Rechte und Pflichten der gesetzlichen Vertretung der
lernenden Person

Rechte und Pflichten der Lernenden
Rechtsschutz
Reform der beruflichen Grundbildung -> Revision
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Reformkommission —> Revision
Regionale Arbeitsvermittlungszentren (RAV)

Reinigung der Berufskleider
—> Berufsnotwendige Beschaffungen

Reinigungsarbeiten —> Arbeitsverweigerung
Rekrutenschule —> Militardienst/Zivildienst
Rekurs —> Beschwerde, Verfligung

Revision

Richtziel —> Bildungsplan

RS (Rekrutenschule) —> Militardienst/Zivildienst
Ruhepausen —> Pausen (Arbeitspausen)
Ruhezeit

Saisonbetrieb —> Interkantonale Fachkurse

SBBK —> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

SBFI —> Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI)

Schaden
Schadenersatzpflicht —> Schaden

Schaffung von Ausbildungsplatzen
—> Lehrstellenmarketing

Schichtarbeit

Schlichtungsgesprach —> Konflikt
Schliessung des Lehrbetriebs
Schnupperlehre

Schularztlicher Dienst —> Beratungsstellen
Schulaufsicht —> Aufsicht

Schule fur Gestaltung
—> Berufsfachschule, Fachhochschulen (FH)

Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)
Schulische Bildung —> Unterricht an der Berufsfachschule
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Schulische Vollzeitangebote
—> Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)

Schulische Vorbereitungsangebote —> Brlickenangebote

Schulischer Lehrplan
—>Lehrplan fur die Berufsfachschulen

Schulortkoordination
—> Unterricht an der Berufsfachschule

Schulpsychologischer Dienst —> Beratungsstellen
Schutz der Arbeitnehmenden —> Arbeitsgesetz (ArG)
Schwangerschaft

Schwarzarbeit

Schweiz. Gesellschaft fir angewandte Berufsbildungs-
forschung (SGAB) —> Berufsbildungsforschung
Schweiz. Institut far Berufspadagogik (SIBP)
—> Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB)
Schweizerische Berufsbildungsamter-Konferenz (SBBK)
—> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)
Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktoren (EDK)
Schweizerische Konferenz der Leiterinnen und Leiter
der Berufs- und Studienberatung (KBSB)
—> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)
Schweizerische Unfallversicherungsanstalt (Suva)
—> UnfallverhUtung
Schweizerisches Dienstleistungszentrum Berufsbildung,
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (SDBB)
—> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)
Schweizermeisterschaften —> Berufsmeisterschaften

SDBB —> Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

SECO —> Staatssekretariat far Wirtschaft (SECO)
Sekundarstufe Il
Selbstkompetenz —> Handlungskompetenzen
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Selbstmordabsichten
—> Depression und Suizidgefahrdung

Selbststandige Vertiefungsarbeit (SVA)
—> Abschlussprufung

Selektion

Selektionsmappe

Sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz

SIBP —> Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB)
Sittliche Gefahrdung

Sonntagsarbeit

Sozialabziige

Soziale Institutionen fur Menschen mit Behinderung
—> Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

Sozialkompetenz —> Handlungskompetenzen
Sozialleistungen

Sozialpartner —> Dachverbande der Arbeitnehmer/innen
und der Arbeitgeber/innen, Organisationen der
Arbeitswelt (OdA)

Sozialpsychologische Beratungsstellen
—> Beratungsstellen

Spesen
Sport
Sprachaufenthalte —> Brickenangebote

Staatssekretariat fir Bildung, Forschung und Innova-
tion (SBFI)

Staatssekretariat fir Wirtschaft (SECO)
Stagiaires —> Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Standards fur eine gute Lerndokumentation in der
beruflichen Grundbildung
—> Dokumentation berufliche Grundbildung

Standortbestimmung

Stellensuche

Steuerung der Berufsbildung —> Revision
Stipendien
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Strafbestimmungen
Streitigkeiten —> Konflikt

Studienberatung
—> Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Stutzkurse

Subjektorientierte Finanzierung—> Héhere Berufsbildung
Subventionen —> Finanzierung der Berufsbildung
Suchtprobleme

Suizid —> Depression und Suizidgefahrdung
Supplementprof.ch

Suva (Schweizerische Unfallversicherungsanstalt)
—> Unfallverhttung

SVA (Selbststandige Vertiefungsarbeit)
—> Abschlussprufung

Swiss Skills —> Berufsmeisterschaften

Tatigkeitsprofil —> Bildungsverordnungen
Taxonomie

Technikerschule —> Hohere Berufsbildung
Technikum —> Fachhochschulen (FH)
Teillehrvertrag —> Lehrvertrag

Teilprufung
—> Abschlussprifung, Qualifikationsverfahren (QV)

Tertiar A und B —> Tertiarstufe
Tertiarstufe

Titel/Titelschutz —> Diplome
Titelverzeichnis —> Berufsverzeichnis

Transition (Gesundheitsberufe)
—> Berufsbildungsgesetz (BBG)

Triales System —> Duales System
Trinkgeld —> Entschadigung fur Lernende
Turnen und Sport —> Sport
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Uberbetriebliche Kurse (iiK)
Uberbetriebliches Kurszentrum —> Uberbetriebliche Kurse
Ubergang obligatorische Schule - Sekundarstufe Il

Ubergangsbestimmungen —> Berufsbildungsgesetz
(BBG), Bildungsverordnungen

Ubergangslésungen —> Briickenangebote
Uberregionale Ausbildungen —> Berufsfachschule
Uberstunden/Uberzeit

UK —> Uberbetriebliche Kurse (iK)

UK-KN Kompetenznachweise der Gberbetrieblichen
Kurse —> Kompetenznachweis, Abschlussprifung

Umwandlung des Lehrvertrags —> Lehrvertrag
Unfall —=> Krankheit und Unfall
Unfallverhiitung

Unfallversicherung

Unterbruch der beruflichen Grundbildung
—> Urlaub (unbezahlter)

Unternehmen —> Lehrbetrieb
Unterricht an der Berufsfachschule

Unterricht in den Berufskenntnissen
—> Berufskundlicher Unterricht

Urlaub (unbezahlter)

VA (Vertiefungsarbeit) —> Abschlusspriufung

Validierung von Bildungsleistungen
—> Berufsabschluss fur Erwachsene

Verantwortliche Berufsbildnerin/verantwortlicher
Berufsbildner —> Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Verbadnde —> Berufsverbande
Verbleib im Lehrbetrieb —> Entschadigung fur Lernende

Verbot der Lehrlingsausbildung
—> Widerruf der Bildungsbewilligung
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Schlagwortkatalog — Stichworter

Verbotene Arbeiten —> Gefahrliche Arbeiten
Verbundpartnerschaft
Verfiigung

Verhinderung der Teilnahme an der Abschlusspriafung
—> Abschlussprtufung, Zeugnisse

VerhUtung von Unfall- und Gesundheitsgefahren
—> Arbeitssicherheit

Verkiirzung der beruflichen Grundbildung
Verldngerung der beruflichen Grundbildung
Verlangerung der Probezeit —> Probezeit

Verletzung der Fursorgepflicht
—> Widerruf der Bildungsbewilligung

Verordnungen Uber die berufliche Grundbildung
—> Bildungsverordnungen

Vertiefen und Vernetzen (V&V) —> Abschlusspriafung
Vertiefungsarbeit (VA) —> Abschlussprifung
Vertragsauflosung —> Auflésung des Lehrvertrags
Vertragsbruch —> Auflésung des Lehrvertrags
Vignette Lehrbetrieb
Volljahrigkeit
Vollzeitausbildung

—> Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)

Vollzugsorgane —> Berufsbildungsamt

Vorbereitungsangebote mit einem Bildungsteil und
einem externen oder internen Praktikumsteil
—> Bruckenangebote

Vorgegebene praktische Arbeit (VPA)
—> Abschlussprufung

Vorkurse —> Bruckenangebote
Vorlehren —> Brickenangebote
Vormundschaft —> Gesetzliche Vertretung

Vorzeitiger Antritt der beruflichen Grundbildung
—> Mindestalter der Lernenden

VPA —> Abschlussprafung
V&V —> Abschlussprufung
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Schlagwortkatalog — Stichworter

WBF —> Eidg. Departement far Wirtschaft, Bildung
und Forschung (WBF)

Weiterbildung —> Weiterbildungsgesetz

Weiterbildungsgesetz

Werkjahre —> Brickenangebote

Werkzeug —> Berufsnotwendige Beschaffungen

Widerruf der Bildungsbewilligung

Widerruf der Lehrvertrags-Genehmigung —> Lehrvertrag

Wiederholung der Prifung —> Abschlusspriufung

Wirtschaftsmittelschulen —> Handelsschulen, Praktikum

World Skills —> Berufsmeisterschaften

Zeugniserlauterungen —> Supplementprof.ch
Zeugnisse

Zivildienst —> Militardienst/Zivildienst
Zulagen —> Entschadigung fur Lernende

Zusatzangebote der Berufsfachschule
—> Berufsfachschule

Zusatzlehre —> Verklrzung der beruflichen Grundbildung
Zusatzvereinbarungen zum Lehrvertrag

Zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Berufs-
attest (EBA)

Zweite Sprache —> Unterricht an der Berufsfachschule
Zweitlehrbetrieb —> Lehrbetriebsverbund
Zweitlehre —> Verklrzung der beruflichen Grundbildung

Zwischenjahr —> Brickenangebote, Ubergang obliga-
torische Schule - Sekundarstufe Il

Zwischenlésungen —> Brickenangebote
Zwischenprifung —> Abschlussprifung
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Legende

=» Verweise auf verwandte Stichworter im Lexikon

K] Gesetzliche Grundlagen
Alle Gesetze sind mit den entsprechenden Abkirzungen
abrufbar unter: www.admin.ch/ch/d/sr/sr.html

B Weitere Informationen
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Abschlusspriifung

Die Abschlussprufung (friher: Lehrabschlussprifung, LAP)
ist Teil des Qualifikationsverfahrens, das in der Berufsbildungs-
verordnung (BBV) und in der Bildungsverordnung des jewei-
ligen Berufs reglementiert ist. Sie findet gegen Ende der
beruflichen Grundbildung statt. Mit der Abschlussprifung
wird festgestellt, ob die lernende Person Gber die Kompe-
tenzen verfugt, die im Bildungsplan definiert sind. Die Arbeit-
geberin bzw. der Arbeitgeber meldet die lernende Person
zur Prafung an und muss — sofern erforderlich — Arbeitsraum,
Werkzeuge sowie das notwendige Material zur Herstellung
der Prufungsarbeit unentgeltlich zur Verfiigung stellen.

Dort, wo die Bildungsverordnung eine Teilprifung vorsieht,
kénnen in sich abgeschlossene Ausbildungsgebiete bereits vor
Ende der beruflichen Grundbildung gepruft werden. Die dabei
erzielten Noten zdhlen zur Abschlussprifung. Ungentigende
Teilprufungen kénnen héchstens zweimal wiederholt werden.

Zur Prafung werden auch erwachsene Personen zugelassen,
die Uber entsprechende Erfahrungen auf Grund ihrer Tatig-
keiten verfiigen, den Beruf formell aber nicht erlernt haben.
Sie missen Uber mindestens finf Jahre allgemeine Berufs-
erfahrung und je nach Bildungsverordnung tber berufliche
Praxis im entsprechenden Beruf verfligen. Zur Priifung werden
auch Lernende anerkannter privater Bildungsinstitutionen
zugelassen. Lernende kénnen von Teilen der Abschlussprifung
befreit werden, wenn sie diese im Rahmen einer anderen
beruflichen Grundbildung oder schulischen Bildung bereits
erfolgreich abgeschlossen haben.

Die Abschlussprtfung ist bestanden, wenn die Bestehensnorm
gemass Bildungsverordnung erfillt ist.

Die lernende Person hat in allen Kantonen bei Nichtbestehen
das Recht, Einsichtnahme in die Prifungsunterlagen zu ver-
langen (in einigen Kantonen auch bei Bestehen). Das Berufs-
bildungsamt kann eine Besprechung mit der Berufsbildnerin/
dem Berufsbildner und/oder der gesetzlichen Vertretung der
lernenden Person sowie einer verantwortlichen Person aus dem
Team der Prifungsexperten und -expertinnen durchfihren.
Dabei werden die Griinde besprochen, die zum Nichtbestehen
fuhrten, und es wird versucht, Voraussetzungen fur eine
erfolgreiche Wiederholung der Prifung zu schaffen.
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Die nicht bestandenen Qualifikationsbereiche kénnen héchs-
tens zweimal wiederholt werden. Wiederholt die lernende
Person die Abschlussprifung, wenn sie nicht mehr in einem
Lehrverhaltnis steht, wird vom Lehrbetrieb resp. vom Arbeit-
geber fur die Prifungszeit kein Lohn mehr geschuldet.

Wenn die lernende Person aus gesundheitlichen Grinden
nicht an der Abschlussprifung teilnehmen kann, muss sie
dies gegentber der Prifungsbehdrde mit einem Arztzeugnis
belegen. Ist die lernende Person aus anderen unvorherseh-
baren Grinden an einer Teilnahme verhindert (z. B. Todesfall
in der Familie), muss die Prifungsbehorde so schnell wie
moglich informiert werden. In der Regel wird sie sich darauf-
hin bemihen, im gleichen Jahr einen Ersatztermin fur die
Abschlussprtfung zu finden.

Qualifikationsbereiche

Grundsatzlich werden drei Qualifikationsbereiche in der
Bildungsverordnung festgelegt: praktische Arbeit, Berufs-
kenntnisse und Allgemeinbildung. Je nach Beruf ist ein vierter
Qualifikationsbereich moglich: Fachzeichnen.

Praktische Arbeit

Fur die praktische Arbeit existieren zwei Formen: die indivi-
duelle praktische Arbeit (IPA) und die vorgegebene praktische
Arbeit (VPA).

e Individuelle praktische Arbeit (IPA)

Die Prifung findet im Lehrbetrieb anhand eines betrieb-
lichen Auftrags statt. Die vorgesetzte Fachkraft legt mit der
lernenden Person die Aufgabenstellung fest und reicht diese
den Prifungsexperten und -expertinnen zur Genehmigung
ein. Die lernende Person bearbeitet die IPA am betrieb-
lichen Arbeitsplatz wahrend mehrerer Arbeitsstunden und
fuhrt eine Dokumentation.

Die fachliche Beurteilung erfolgt durch die vorgesetzte
Fachkraft. Die lernende Person prasentiert das Resultat der
IPA im Rahmen eines Fachgesprachs den Prifungsexperten
und -expertinnen. Diese sind fur die Qualitatssicherung der
fachlichen Beurteilung verantwortlich.

Vorgegebene praktische Arbeit (VPA)
Die vorgegebene praktische Arbeit ist die Alternative zur
individuellen praktischen Arbeit. Sie wird wahrend der ganzen
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Prifungszeit von zwei Experten beaufsichtigt. Es gelten fur
alle Lernenden die Prufungspositionen und die Prifungs-
dauer, die in der Bildungsverordnung festgelegt sind.

Berufskenntnisse

Die Berufskenntnisprifung bildet den theoretischen/schuli-
schen Teil der Abschlussprifung. Die lernende Person wird
schriftlich oder schriftlich und mindlich geprift.

Allgemeinbildung

Dieser Qualifikationsbereich setzt sich aus folgenden Teil-
bereichen zusammen: Erfahrungsnote Allgemeinbildung,
Vertiefungsarbeit und Schlussprifung. Bei der zweijahrigen
beruflichen Grundbildung entféllt die Schlussprifung.

e Vertiefungsarbeit (VA)

Mit der VA (friher selbststandige Vertiefungsarbeit SVA),
die auch in Gruppen realisiert werden kann, vertiefen die
Lernenden ihre Kenntnisse in einem von ihnen gewahlten
Thema in der Regel wahrend 8 bis 12 Schultagen (je 3 Lek-
tionen). Es geht darum, ein Thema in einem Arbeitsprozess
zu bestimmen, einzugrenzen, zu behandeln, die Arbeit zu
planen, zu realisieren und zu korrigieren. Dabei werden
verschiedene Kompetenzen geférdert und beurteilt: z. B.
Arbeitsorganisation, Arbeitstechnik, Recherchieren, Doku-
mentieren, Argumentieren oder Reflektieren. Meistens halten
die Lernenden die Resultate in einer schriftlichen Arbeit
fest. Im Rahmen eines Gesprachs prasentieren sie ihre
Erkenntnisse zwei Experten oder Expertinnen.

Qualifikationsverfahren in der

kaufméannischen Grundbildung

Die Abschlussprifung beinhaltet einen betrieblichen und
einen schulischen Teil. Im betrieblichen Teil gibt es schriftliche
und mundliche Prafungen. Arbeits- und Lernsituationen (ALS),
Prozesseinheiten (PE) und Kompetenznachweise der Uber-
betrieblichen Kurse ((K-KN) gehoren zu den Erfahrungsnoten,
sie bestimmen zusammen 50 Prozent der betrieblichen
Schlussnote. Die Module Vertiefen und Vernetzen (V&YV)
gehdren zur schulischen Bildung.

e Arbeits- und Lernsituation (ALS)
Die Berufsbildner/innen beurteilen auf Grund von vorge-
gebenen Kriterien die Leistung und das Verhalten der
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lernenden Person am Arbeitsplatz. Die ALS ist vergleich-
bar mit dem Bildungsbericht.

e Prozesseinheit (PE)
Mit den Prozesseinheiten k&nnen prozessorientiertes und
bereichstbergreifendes Denken und Handeln im Zusammen-
hang mit betrieblichen Arbeitsablaufen Uberpruft werden. PE
kénnen durch zwei GK-Kompetenznachweise ersetzt werden.

e \ertiefen und Vernetzen (V&V)
Die Module Vertiefen und Vernetzen werden im 2. und/
oder 3. Lehrjahr mit Schwerpunkt IKA (Information/Kom-
munikation/Administration) und W&G (Wirtschaft und Ge-
sellschaft) durchgefihrt.

Bestehensnorm

Die Bestehensnorm definiert, welche Kriterien (Noten) erfullt
sein mUssen, damit eine lernende Person das Qualifikations-
verfahren mit Abschlussprifung bestanden hat. Bestehen,
Notenberechnung und Notengewichtung sind in der jewei-
ligen Bildungsverordnung geregelt. Zur Bestehensnorm gehort,
dass bei der Gesamtnote die Note 4 erreicht werden muss,
meist zahlt der Qualifikationsbereich «Praktische Arbeit» als
Fallnote (mindestens Note 4).

=) Ausweise der Berufshildung, Berufsabschluss fur Erwachsene,
Berufsfachschule, Kompetenznachweis, Noten, Prifungs-
expertinnen und -experten, Prifungsstick, Qualifikations-
verfahren (QV), Rechtsschutz, Zeugnisse

':1 BBG Art. 33ff., 71; BBV Art. 32 ff.; Bildungsverordnung und
Bildungsplan des jeweiligen Berufs; Rahmenlehrplan fur den
allgemeinbildenden Unterricht (ABU), 2006, SBFI (ehem. BBT);
Verordnung des SBFI tiber die Mindestvorschriften fur die
Allgemeinbildung in der beruflichen Grundbildung, 2006
(ehem. BBT)

H www.sbfi.admin.ch

Absenzen vom Lehrbetrieb

Absenzen vom Betrieb sind den Lernenden nicht nur bei
Ferien, Erfullung gesetzlicher Pflichten, Krankheit und Unfall
sowie Jugendurlaub zu gewahren, sie sind auch aus anderen
Grunden zulassig (siehe Auflistung unten). Bei gewissen
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ausserordentlichen Anldssen hat eine lernende Person An-
spruch auf die tblichen freien Stunden und Tage. Die Dauer
hangt vom Anlass ab und richtet sich nach Vertrag, Gesamt-
arbeitsvertrag (GAV), Normalarbeitsvertrag (NAV), Betriebs-
ordnung, Orts-, Betriebs- oder Branchenbrauch. Die folgen-
den Angaben sind deshalb nicht verbindlich, sondern als
Richtlinien zu verstehen:

e Heirat naher Verwandter: ¥2-1 Tag

e Tod eines/einer Familienangehdrigen 1-3 Tage (je nach
Verwandtschaftsgrad)

e eigener Wohnungswechsel: 1 Tag, ausnahmsweise 2 Tage

e Aufsuchen des Arztes, der Zahnéarztin oder anderer Medi-
zinalpersonen: die notwendigen Stunden, falls die Kon-
sultation in der Freizeit nicht moglich ist

Eine generelle gesetzliche Lohnzahlungspflicht fir die Fehl-
zeit besteht nicht. Bei Monatslohn darf im Allgemeinen aber
kein Abzug gemacht werden. Bei Stundenlohn ist die Lohn-
zahlung meistens nicht blich. Anderslautende Abmachungen
bleiben vorbehalten. Andere Griinde fur berechtigte Absen-
zen kénnen sich aus einem Anspruch aus Vertrag, aus Ge-
samtarbeitsvertrag oder Normalarbeitsvertrag, aus Betriebs-,
Orts- oder Branchenbrauch, ausnahmsweise auch aus dem
Anspruch auf Schutz der Personlichkeit ergeben.

Beispiele:

e Die Arbeitnehmenden haben an Feiertagen ihrer Konfes-
sion Anspruch auf Arbeitsbefreiung, auch wenn diese im
betreffenden Kanton nicht anerkannt werden. Sie missen
die Arbeitgebenden spatestens drei Tage im Voraus be-
nachrichtigen. Diese kédnnen das Nachholen der ausge-
fallenen Arbeitszeit verlangen.

e Die Arbeitnehmenden sind berechtigt, Vorstellungsge-
sprache wahrend der Arbeitszeit anzusetzen. Die Arbeit-
gebenden koénnen das Nachholen der ausgefallenen Ar-
beitszeit verlangen.

Bei ungerechtfertigter Abwesenheit der Arbeitnehmenden
entfallt ihr Lohnanspruch fir die entsprechenden Stunden
und Tage. Die Arbeitgebenden kénnen auch Schadenersatz-
anspriche geltend machen. Mdglicherweise liegt ein wich-
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tiger Grund vor, der die fristlose Auflosung des Arbeits- bzw.
Lehrverhaltnisses rechtfertigt. Die Arbeitgebenden mdissen
sich aber immer vergewissern, ob die Abwesenheit wirklich
ungerechtfertigt war.

9 Arbeitsverweigerung, Entschadigung fir Lernende, Ferien,
Freizeit, Krankheit und Unfall, Stellensuche, Urlaub (unbe-
zahlter)

K] ORArt. 329 Abs. 3, 324ff.; ArG Art. 20a

Absenzen von der Berufsfachschule

Der Besuch der Berufsfachschule ist obligatorisch. Allfallige
Schulabsenzen mussen begrindet werden. Lernende kénnen
gemass kantonaler Absenzenordnung fir unentschuldigte
Absenzen bestraft werden.

Auch aus betrieblichen Grunden darf die lernende Person
den Unterricht nicht versdumen. Uber allfallige Ausnahmen
entscheidet die Berufsfachschule, bei einer umfassenden
Dispensierung die kantonale Behorde. Fur entschuldbare
Absenzen kénnen Beweise verlangt werden. Entsprechende
Vorschriften sind in den Schulordnungen der Berufsfach-
schulen festgehalten.

9 Arbeitsverweigerung, Anrechnung bereits erbrachter Bildungs-
leistungen, Entschadigung fur Lernende, Krankheit und Unfall,
Stellensuche

':1 BBG Art. 21; BBV Art. 18; kantonale bzw. kommunale
Schulvorschriften

Akkordarbeit der Lernenden

Gemass Jugendarbeitsschutzverordnung (ArGV 5) durfen
Jugendliche unter 18 Jahren nicht fur gefahrliche Arbeiten
eingesetzt werden. Was als gefédhrliche Arbeit gilt, ist in der
Verordnung des Eidgenossischen Departements fur Wirtschaft,
Bildung und Forschung (WBF) Uber gefahrliche Arbeiten fur
Jugendliche aufgeftihrt. Dazu gehort die Akkordarbeit.

In Berufen mit Ausnahmen nach Art. 4 Abs. 4 ArGV 5 durfen
Lernende ab 15 Jahren gefahrliche Arbeiten ausfuhren, wenn
diese Ausnahmen in der Bildungsverordnung definiert und
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die begleitenden Massnahmen im Bildungsplan im Anhang
2 festgehalten sind.

=) Gefahrliche Arbeiten, Jugendarbeitsschutzverordnung

K5l ORArt 345a Abs. 4; ArGV 5 Art. 4 Abs. 1 und 4; Verordnung
des WBF vom 4. Dezember 2007 Uber gefahrliche Arbeiten
fur Jugendliche

H www.seco.admin.ch

Allgemeinbildender Unterricht (ABU)

Die Allgemeinbildung ist Teil des ganzheitlichen Bildungs-
ansatzes in der Berufsbildung und orientiert sich an der Erleb-
niswelt der Lernenden. Mit der Allgemeinbildung sollen die
Lernenden befahigt werden, den Zugang zur Arbeitswelt zu
finden, darin zu bestehen und sich in die Gesellschaft zu
integrieren. Die Forderung der Sprach-, Selbst-, Sozial- und
Methodenkompetenz bildet zusammen mit dem Aufbau von
Sachkompetenz den Kern des allgemeinbildenden Unterrichts
an den Berufsfachschulen.

Im Sinne des Berufsbildungsgesetzes (BBG) gilt die Allgemein-
bildung fur alle Berufsbildungsbereiche. Der Geltungsbereich
umfasst auch die zweijahrigen beruflichen Grundbildungen
mit eidg. Berufsattest.

Der allgemeinbildende Unterricht ist in Art. 15 BBG sowie in
Art. 19 BBV geregelt. Darauf basieren die Verordnung Uber
Mindestvorschriften fur die Allgemeinbildung in der beruf-
lichen Grundbildung (VMAB) sowie der Rahmenlehrplan fir
den allgemeinbildenden Unterricht in der beruflichen Grund-
bildung.

Der Rahmenlehrplan beinhaltet zwei Lernbereiche, die jeweils
in mehreren Bildungszielen und Aspekten konkretisiert werden:

e Sprache und Kommunikation

e Gesellschaft (Ethik, Identitat und Sozialisation, Kultur,
Okologie, Politik, Recht, Technik, Wirtschaft)

Zudem fuhrt der Rahmenlehrplan die Organisation des all-
gemeinbildenden Unterrichts an den Berufsfachschulen aus
sowie die Anforderungen an die Beschreibung der Themen
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im Schullehrplan und die Anforderungen an die Gestaltung
des Qualifikationsverfahrens. Der Qualifikationsbereich der
Allgemeinbildung ist Teil der Abschlussprifung und setzt sich
bei der drei- und der vierjahrigen beruflichen Grundbildung
aus Erfahrungsnote, Vertiefungsarbeit und Schlussprifung
zusammen, bei der zweijahrigen beruflichen Grundbildung
aus Erfahrungsnote und Vertiefungsarbeit.

Der allgemeinbildende Unterricht an den Berufsfachschulen
erfolgt themen- und handlungsorientiert und nicht facher-
orientiert. Themenorientiert heisst, dass die Themen Bezug
nehmen auf die personliche, berufliche und gesellschaftliche
Realitat der Lernenden. Die fachlichen (z.B. rechtliche) In-
halte werden den Themen zugeordnet und im Unterricht
meist anhand konkreter Situationen aus dem privaten oder
beruflichen Alltag der Lernenden behandelt. Dadurch kénnen
die Lernenden ihre Handlungskompetenzen entwickeln.

Bereits formal und nicht formal erworbene Allgemeinbil-
dung kann gemass Berufsbildungsgesetz (BBG) angerechnet
werden und ermdéglicht Erwachsenen den Zugang zu eidg.
Abschlissen.

Bei der Berufsmaturitat handelt es sich um eine erweiterte
Allgemeinbildung. Sie wird mit einem eidg. Berufsmaturi-
tatszeugnis abgeschlossen und berechtigt zusammen mit
dem eidg. Fahigkeitszeugnis zum prifungsfreien Zugang zur
tertidren Bildung insbesondere zu den Fachhochschulen.

-> Abschlussprifung, Berufsabschluss fur Erwachsene,
Berufsmaturitat (BM), Bildungsverordnungen, Unterricht an
der Berufsfachschule

':1 BBG Art. 15; BBV Art. 19; Rahmenlehrplan allgemeinbildender
Unterricht (ABU) vom 13. Dezember 2006, SBFI (ehem. BBT);
Verordnung des SBFI Giber Mindestvorschriften fir die Allge-
meinbildung in der beruflichen Grundbildung, 2006 (ehem. BBT)

Anerkennung (Gleichwertigkeit) auslandischer
Abschliisse

Jedes Land hat sein eigenes spezifisches Berufsbildungssystem
und stellt unterschiedliche Anforderungen fir die Austbung
reglementierter und nicht reglementierter Berufe. Fir viele
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Berufe ist deshalb eine Anerkennung des auslandischen
Diploms erforderlich. Eine Gleichwertigkeit wird bescheinigt,
wenn eine auslandische Ausbildung/Qualifikation einer
schweizerischen sowohl formal — wie zum Beispiel in Bezug
auf die Bildungsdauer — als auch inhaltlich entspricht. Die
Antragstellenden erhalten in diesem Fall eine Bestatigung,
dass ihr Diplom oder Ausweis vergleichbar mit dem ent-
sprechenden schweizerischen Titel ist. Als Folge des Frei-
zlgigkeitsabkommens bestehen zwischen der Schweiz und
den EU-/EFTA-Staaten erleichterte Bedingungen fir die
Anerkennung auslandischer Abschlisse.

In der Schweiz sind verschiedene Behorden fur die Anerken-
nung auslandischer Abschlisse zustandig. An welche Aner-
kennungsstelle sich eine Person mit auslandischem Abschluss
wenden muss, hangt vom entsprechenden Berufsabschluss
ab. Uber die Anerkennung (Gleichwertigkeit) ausléndischer
Diplome und Ausweise, die nach dem Berufsbildungsgesetz
(BBG) vergleichbar sind mit eidgendssischen Abschlissen der
beruflichen Grundbildung (Féhigkeitszeugnis, Berufsattest)
oder der hoheren Berufsbildung (Fachausweis der Berufs-
prifung, Diplom der héheren Fachprifung oder Diplom
der hoheren Fachschule) entscheidet das SBFI bzw. vom
SBFI beauftragte Dritte. Ebenfalls ist das SBFI zustandig fur
die Anerkennung von Fachhochschuldiplomen und Diplomen
universitarer Hochschulen in reglementierten Berufen.

Fir Berufe im Hochschulbereich, deren Austbung in der
Schweiz nicht reglementiert ist, stellt swissuniversities/Swiss
ENIC Anerkennungsempfehlungen fir alle Hochschultypen
aus. Vorbehalten bleiben die Zustandigkeiten anderer An-
erkennungsstellen (z. B. MEBEKO im Bereich der universitaren
Medizinalberufe, PsyKo im Bereich der Psychologieberufe,
GS EDK im Bereich Unterricht und Sonderpadagogik, SRK im
Bereich nicht universitarer Gesundheitsberufe usw.).

Bei einem auslandischen Abschluss eines Berufs, dessen Aus-
Gbung in der Schweiz nicht reglementiert ist, ordnet das SBFI
den Abschluss gestitzt auf Art. 69 b BBV durch eine Niveau-
bestatigung dem schweizerischen Bildungssystem zu.

Informationen zu den verschiedenen Anerkennungsstellen
und zum Verfahren sind auf der Webseite des SBFI aufge-
schaltet.
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9 Kopenhagen-Prozess, Supplementprof.ch
K]l BBVArt.69b

B www.sbfi.admin.ch (Bildung/Anerkennung auslandischer
Diplome), www.swissuniversities.ch, www.supplementprof.ch

Anforderungsprofile fiir die berufliche
Grundbildung

Die Anforderungsprofile oder Kompetenzprofile fir die be-
rufliche Grundbildung umschreiben die Kompetenzen und
Fertigkeiten, Uber die Jugendliche beim Eintritt in eine be-
stimmte Berufsausbildung verfligen sollten. Anforderungs-
profile existieren seit einigen Jahren fur verschiedene Berufe.
Sie wurden durch den kantonalen Gewerbeverband Zirich
und das Projekt Stellwerk entwickelt. Ein anderes Projekt
unter der Federfiihrung des Schweizerischen Gewerbever-
bands soll sicherstellen, dass die Anforderungsprofile kinftig
mit der Entwicklung der Volksschule (Umsetzung Harmos,
sprachregionale Lehrplane) abgestimmt und auf nationaler
Ebene definiert und betreut werden. Auf Basis einer Stand-
ortbestimmung sollen die Jugendlichen die Chance erhalten,
eventuelle Licken zu fullen, um sich optimal auf eine beruf-
liche Grundbildung vorzubereiten. Dadurch sollen der Ent-
scheidungsprozess in der Berufswahl verbessert und die Zahl
der Ausbildungswechsel und -abbriiche reduziert werden.

H www.kgv.ch (Kompetenzprofile), www.stellwerk-check.ch,
www.anforderungsprofile.ch

Anlehre

Die Anlehre wurde im Berufsbildungsgesetz (BBG) vom 13.
Dezember 2002 durch die zweijahrige berufliche Grundbil-
dung abgeldst, die mit dem eidgendssischen Berufsattest
(EBA) abgeschlossen wird.

In der Anlehre wurden die Fertigkeiten und Kenntnisse zur
Beherrschung einfacher Fabrikations- oder Arbeitsprozesse
vermittelt. Der Anlehrausweis wurde auf Grund individueller
Kompetenzen vom Arbeitgeber ausgestellt und von der
kantonalen Behorde unterzeichnet.
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In einzelnen Kantonen existieren mit der Anlehre vergleich-
bare Ausbildungsabschlisse (z. T. mit anderen Bezeichnungen),
die zu einem kantonalen Abschluss fihren.

9 Lehrvertrag, Zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidg.
Berufsattest (EBA), Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

K] ORrArt 344 ArG Art. 29
H www.eba.berufsbildung.ch

Anrechnung bereits erbrachter Bildungsleistungen

Bereits erbrachte Bildungsleistungen werden an Bildungs-
gange oder Qualifikationsverfahren angemessen angerechnet.
Die angerechneten Bildungsleistungen sind in formalisierten
Bildungsabschlissen erworbene Leistungen oder ausserhalb
Ublicher Bildungsgange erworbene berufliche oder ausser-
berufliche Praxiserfahrungen sowie fachliche oder allgemeine
Bildung.

Formen der Anrechnung sind:

e Zulassung zu Bildungsgangen ohne die geforderte forma-
lisierte Bildung

e Anrechnung von Bildungsleistungen an Bildungsgéange

e Zulassung zu Qualifikationsverfahren ohne formalisierte
Bildung

e Anrechnung von Bildungsleistungen an Qualifikationsver-
fahren

9 Berufsabschluss fur Erwachsene, Qualifikationsverfahren (QV),
Verklrzung der beruflichen Grundbildung

K51 8BG Art. 9, 18 und 24; BBV Art. 4, 18 Abs. 3

Arbeitgeber/in

Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin verpflichtet sich im
Lehrvertrag, eine lernende Person fir eine bestimmte Berufs-
tatigkeit fachgemass zu bilden. Im Klein- oder Mittelbetrieb
vermittelt die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber der ler-
nenden Person haufig selbst die berufliche Praxis und nimmt
demnach gleichzeitig die Funktion der Berufsbildnerin bzw.
des Berufsbildners wahr.
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=) Arbeitsvertragsrecht, Dachverbande der Arbeitnehmer/innen
und Arbeitgeber/innen, Lehrbetrieb, Lehrvertragsparteien,
Obligationenrecht (OR), Organisationen der Arbeitswelt (OdA)

El oraArt 3191

Arbeitnehmer/in

Arbeitnehmende sind Vertragspartei eines Einzelarbeitsver-
trags. Arbeitnehmende leisten gemdss OR gegen entspre-
chenden Lohn Arbeit im Dienste der Arbeitgebenden und
haben diesen gegentber verschiedene Treuepflichten zu
erfillen (Wahrung der Interessen der Arbeitgebenden). Beim
Lehrvertrag sind die Lernenden Vertragspartei.

9 Arbeitsvertragsrecht, Lehrvertragsparteien, Lernende Person,
Dachverbande der Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen,
Obligationenrecht (OR)

Kl orArt 3191

Arbeitsgericht

Der Bund schreibt den Kantonen vor, fir zivilrechtliche Strei-
tigkeiten aus dem Arbeitsverhaltnis bis zu einem Streitwert
von 30000 Franken ein einfaches, rasches und grundséatzlich
kostenloses Verfahren vorzusehen. Dieses besondere Ver-
fahren gilt auch fur Lehrverhaltnisse.

Die Arbeitsgerichte, je nach Kanton auch Bezirksgericht oder
Kreisgericht genannt, setzen sich meist ganz oder teilweise
aus Laien zusammen, namlich aus Arbeitgebenden und Arbeit-
nehmenden. Rund die Halfte der Kantone, darunter vor allem
die grosseren sowie die franzdsischsprachigen, haben spe-
zielle Arbeitsgerichte geschaffen.

Forderungen aus einem Arbeitsverhaltnis kénnen beim Ge-
richt am Wohnsitz oder Sitz der beklagten Partei eingeklagt
werden oder am Ort, an dem die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer gewoéhnlich die Arbeit verrichtet. Die klagen-
de Partei wahlt den Gerichtsstand.

9 Auflésung des Lehrvertrags, Konflikt, Rechte und Pflichten
der Arbeitgeber/innen, Rechte und Pflichten der Lernenden,
Rechtsschutz
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K] ORArt. 343, 342 Abs. 2; GestG Art. 24 Abs. 1; kantonale
Vorschriften

H www.seco.admin.ch

Arbeitsgesetz (ArG)

Das Bundesgesetz Uber die Arbeit in Industrie, Gewerbe und
Handel (Arbeitsgesetz, ArG) vom 13. Marz 1964 ist fir den
Grossteil der Arbeitsverhadltnisse anwendbar. Das Arbeits-
gesetz ist Teil des 6ffentlichen Rechts und enthalt Bestim-
mungen Uber den Schutz der Arbeitnehmenden in 6ffentlichen
und privaten Betrieben. Insbesondere regelt es den Gesund-
heitsschutz, die Arbeits- und Ruhezeit, den Schutz der jugend-
lichen Arbeitnehmenden, der schwangeren Frauen und der
stillenden Mutter. Die Vorschriften des Arbeitsgesetzes sind
in der Regel zwingend und werden von Amtes wegen Uber-
wacht.

=) Arbeitsinspektorat, Arbeitszeit, Arbeitszeitgesetz (AZG),
Jugendarbeitsschutzverordnung, Ruhezeit, Staatssekretariat
fur Wirtschaft (SECO)

[:1 ArG; AZG; ArGV 1-5; Verordnung des WBF vom 21. April
2011 Gber die Ausnahmen vom Verbot von Nacht- und
Sonntagsarbeit wahrend der beruflichen Grundbildung;
Verordnung des WBF vom 4. Dezember 2007 Uber gefahr-
liche Arbeiten fur Jugendliche

H www.seco.admin.ch

Arbeitsinspektorat

Fir den Vollzug der Bestimmungen des Arbeitsgesetzes (ArG)
sind die Kantone und in Spezialfallen das Staatssekretariat
fur Wirtschaft (SECO), Direktion fir Arbeit, zustandig. Dem
SECO steht dafir insbesondere die Eidg. Arbeitsinspektion
in Bern (ABEA) zur Verfiigung. Gegen Verwaltungsakte der
Eidg. Arbeitsinspektion kann beim Bundesverwaltungsgericht
Beschwerde gefiihrt werden.

Die eidgendssische Arbeitsinspektion

* beaufsichtigt den Vollzug der Vorschriften Gber den Arbeit-
nehmerschutz durch die Kantone, namentlich in den Be-
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reichen Gesundheit (Arbeitsgesetz ArG) und Sicherheit
(Unfallversicherungsgesetz UVG) am Arbeitsplatz,

sorgt fur einen koordinierten, schweizweit einheitlichen
Vollzug,

schult die kantonalen Arbeitsinspektoren und -inspekto-
rinnen und unterstitzt sie bei der Lésung komplexer
Probleme,

beaufsichtigt beim Bewilligungsverfahren fur Bau und
Einrichtung von Arbeitsraumen und fordert dadurch die
Gesundheitspravention,

berdt Arbeitgeber/innen, Arbeitnehmer/innen, Fachper-
sonen und weitere Interessierte in Fragen des Gesund-
heitsschutzes am Arbeitsplatz,

gibt Wegleitungen, Merkblatter etc. heraus.

Den kantonalen Arbeitsinspektoraten obliegt der Vollzug der
Vorschriften gemass Arbeitsgesetz und Unfallversicherungs-
gesetz, ausser in der Verwaltung, in Betrieben des Bundes
und in jenen Betrieben, die gemass UVG der Suva unterstellt
sind.

Die Aufgaben der kantonalen Arbeitsinspektorate sind:

Erstellen von Plangenehmigungen und Betriebsbewilli-
gungen

Erlassen von Weisungen und Verfigungen
Betriebsbesuche zur Uberwachung folgender Punkte:

- Gesundheitsvorsorge

Unfallverhitung
Arbeits- und Ruhezeit

Sonderschutzbestimmungen fur jugendliche Arbeit-
nehmende, schwangere Frauen und stillende Mutter

=) Arbeitsgesetz (ArG), Behorden, Staatssekretariat fiir Wirt-

schaft (SECO)

K] ArG Art. 41 und 42; ArGV 1 Art. 75 und 79

H www.seco.admin.ch, www.vsaa.ch, www.iva-ch.ch,

www.mb.berufsbildung.ch
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Arbeitslosenversicherung

Alle Arbeitnehmer/innen sind obligatorisch bei der Arbeits-
losenversicherung gegen die wirtschaftlichen Folgen von
Arbeitslosigkeit versichert. Die Arbeitslosenversicherung wird
durch Pramien finanziert, die je zur Halfte von den Arbeit-
gebenden und von den Arbeitnehmenden zu tragen sind. Die
Pramien berechnen sich in Prozenten des beitragspflichtigen
Bruttolohns. Die Pflicht zur Bezahlung der Versicherungspra-
mien stimmt mit der AHV-Beitragspflicht Gberein (Beitragspflicht
ab dem Jahr, in dem die Arbeitnehmenden 18 Jahre alt werden).

=) Arbeitsgesetz (ArG), Arbeitsmarktliche Massnahmen,
Entschadigung fur Lernende, Erwerbslosigkeit, Regionale
Arbeitsvermittlungszentren (RAV), Sozialabzlge

El avic

H www.seco.admin.ch

Arbeitsmarktliche Massnahmen

Erwerbslose Personen sollen rasch und dauerhaft in den Arbeits-
markt eingegliedert werden. Um dieses Ziel zu erreichen,
stehen fur die Verbesserung der beruflichen Qualifikation
eine Reihe von Angeboten zur Verfigung, die von den Regio-
nalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) vermittelt werden:

e Weiterbildungskurse

e Beschaftigungsprogramme

e Ausbildungs- und Berufspraktika

e Praxisfirmen

e Ausbildungs- und Einarbeitungszuschisse

e Fordermassnahmen fir die selbststandige Erwerbstatigkeit
e Motivationssemester

Auskunft erteilen die Regionalen Arbeitsvermittlungszentren
(RAV).

9 Arbeitslosenversicherung, Brickenangebote, Erwerbslosigkeit,
Regionale Arbeitsvermittlungszentren (RAV)

K1 Avic Art. 591

H www.seco.admin.ch, www.arbeit.swiss, www.vsaa.ch
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Arbeitsmedizin

Die Arbeitsmedizin befasst sich einerseits mit den Wechsel-
beziehungen zwischen Arbeit und Beruf, andererseits mit
dem Menschen, seiner Gesundheit und seinen Krankheiten.
Ziel der Arbeitsmedizin ist es, das korperliche, geistige und
soziale Wohlbefinden der Arbeitnehmer/innen in allen Be-
rufen in grosstmoglichem Ausmass zu erhalten und zu férdern.

Gesetzliche Vorschriften zum Gesundheitsschutz und zur
VerhUtung von Arbeitsunfallen finden sich im Obligationen-
recht (Pflichten der Arbeitgeber/innen) im Bundesgesetz
Uber die Unfallversicherung und im Arbeitsgesetz. Die Ver-
ordnung Uber die Verhlitung von Berufsunfallen und Be-
rufskrankheiten (VUV) und die EKAS-Richtlinie 6508 (ASA-
Richtlinie) verlangen, dass Arbeitsarzte oder -arztinnen und
andere Fachpersonen der Arbeitssicherheit beigezogen
werden, wenn im Betrieb das nétige Fachwissen nicht ver-
fugbar ist.

Fur die Ausbildung von Lernenden bestimmter Berufe kann
der Bund (SECO) vorschreiben, dass Lehrverhaltnisse nur
genehmigt werden kénnen, wenn ein berufsbezogenes &rzt-
liches Zeugnis vorliegt. Informationen sind bei den Berufs-
verbanden und den Kantonen erhaltlich.

9 Berufskrankheiten, Unfallversicherung

K1 OorArt. 319, 321, 328; ArG Art. 6; ArGV 5 Art. 18;
UVG Art. 82; VUV; EKAS-Richtlinie 6508

H www.ekas.ch, www.seco.admin.ch

Arbeitssicherheit

Die Arbeitssicherheit liegt in der Verantwortung des Lehr-
betriebs. Dieser muss alle Massnahmen treffen, die zur Ver-
meidung von Unfall- und Gesundheitsgefahren notwendig,
nach dem Stand der Technik anwendbar und den gegebenen
Verhéltnissen des Betriebs angepasst sind. Die Lernenden
helfen mit, Berufsunfalle und -krankheiten zu vermeiden,
indem sie sich an die Sicherheitsbestimmungen halten.

Gefahrliche Arbeiten sind fir Jugendliche unter 18 Jahren
grundsatzlich verboten. Ausnahmen vom Verbot kénnen in
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der jeweiligen Bildungsverordnung vorgesehen werden. Aller-
dings mussen dann begleitende Massnahmen fir Jugendliche
zur Arbeitssicherheit und zum Gesundheitsschutz in Anhang 2
zum Bildungsplan festgehalten werden.

Zustandig fur die Uberwachung und Durchsetzung des Voll-
zugs der Arbeitssicherheit sind die folgenden Institutionen:

e Suva
e Kantonale Arbeitsinspektorate
e Eidgendssische Arbeitsinspektion

=) Arbeitsinspektorat, Berufskrankheiten, Gefahrliche Arbeiten,
Krankenversicherung, Krankheit und Unfall, Unfallverhitung,
Unfallversicherung

Kl ArG uve; vuv

H www.seco.admin.ch, www.ekas.ch, www.suva.ch,
www.iva-ch.ch

Arbeitsvertragsrecht

Der Arbeitsvertrag ist im OR geregelt. Arbeitsvertrdge sind:
der Einzelarbeitsvertrag, der Lehrvertrag, der Handelsreisenden-
vertrag, der Heimarbeitsvertrag, der Gesamtarbeitsvertrag
(GAV) und der Normalarbeitsvertrag (NAV). Diese Vertrags-
verhaltnisse sind Bestandteil des Privatrechts, aber wegen
der starken Einwirkungen der Arbeitsverhaltnisse auf die
Personlichkeit mit zwingenden Vorschriften versehen. Die
Freiheit der Vertragsgestaltung wird zudem durch zwingende
offentlich-rechtliche Vorschriften eingeschrankt, die sich im
Arbeitsgesetz und im Berufsbildungsgesetz (BBG) finden.

Die wichtigsten Bestimmungen sind im «Wegweiser durch
die Berufslehre» aufgefiihrt, herausgegeben vom SDBB (www.
Ip.berufsbildung.ch).

9 Arbeitsgesetz (ArG), Berufsbildungsgesetz (BBG), Lehrvertrag

':1 OR Art. 344 (Lehrvertrag) und 319 ff. (die allgemeinen Vor-
schriften Uber den Einzelarbeitsvertrag, die auf den Lehrvertrag
erganzend anwendbar sind)

H www.lv.berufsbildung.ch, www.seco.admin.ch,
www.mb.berufsbildung.ch
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Arbeitsverweigerung

Eine Arbeitsverweigerung durch die lernende Person ist ein
schwerwiegender Verstoss und kann zur Auflésung des Lehr-
verhaltnisses fuhren. Auch unentschuldigte Absenzen kénnen
als Arbeitsverweigerung betrachtet werden.

Wenn eine lernende Person die ihr zugeteilte Arbeit verwei-
gert, weil sie glaubt, dass es sich um Tatigkeiten handelt,
die nicht im Zusammenhang mit der Vermittlung der beruf-
lichen Grundbildung stehen oder sogar gesetzlich verboten
sind, so bedingt dies ein klarendes Gesprach zwischen den
Vertragsparteien. Ist der Konflikt so nicht zu I6sen, ist die
zustandige kantonale Behdrde einzubeziehen.

Grundsatzlich ist der Einsatz der lernenden Person fir Arbei-
ten verboten, die nicht mit dem Beruf zusammenhangen
oder die Ausbildung beeintrachtigen.

Dies gilt insbesondere fur Tatigkeiten mit gesundheitlicher
oder sittlicher Gefdhrdung. Auch Akkordarbeiten sind nur
bedingt moéglich. Reinigungsarbeiten sind keine berufs-
fremden Arbeiten, soweit sie normalerweise auch von ge-
lernten Berufsleuten ausgefihrt werden.

Es fallt allerdings nicht immer leicht, die Arbeiten, die mit der
Vermittlung der beruflichen Grundbildung zusammenhangen,
von jenen abzugrenzen, bei denen dies nicht zutrifft. Ob die
Ausbildung durch solche Arbeiten beeintrachtigt worden ist,
zeigt sich haufig erst anhand der Resultate, die eine lernen-
de Person an einer Teil- oder Abschlussprifung erzielt.

9 Absenzen vom Lehrbetrieb, Akkordarbeit der Lernenden,
Auflosung des Lehrvertrags, Aufsicht, Rechte und Pflichten
der Lernenden

K1 orArt 319, 321, 328, 3453, 346

Arbeitszeit

Als Arbeitszeit gilt gemass Art. 13 der Verordnung 1 des
Arbeitsgesetzes (ArGV 1) die Zeit, wahrend der sich die
Lernenden zur Verflgung der Arbeitgebenden zu halten
haben. Der ordentliche Weg zu und von der Arbeit gilt nicht
als Arbeitszeit.
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Ist die Arbeit ausserhalb des Arbeitsorts zu leisten, an dem
die Lernenden normalerweise ihre Arbeit verrichten, und fallt
dadurch die Wegzeit langer als tblich aus, so stellt die zeit-
liche Differenz zur normalen Wegzeit Arbeitszeit dar.

Die Dauer der Arbeitszeit kann grundsatzlich von den Partnern
und Partnerinnen des Lehrvertrags vereinbart werden. Aller-
dings gelten Einschrankungen durch gesetzliche Vorschriften
(Arbeitsgesetz) und durch Kollektivvertrage (Gesamtarbeits-
vertrdge GAV). Die Arbeitszeit der Lernenden darf die im
GAV festgesetzten Arbeitszeiten nicht Uberschreiten.

Fur Lernende in landwirtschaftlichen Berufen gilt das Arbeits-
gesetz nur in Bezug auf das Mindestalter: hier sind die
Normalarbeitsvertrage (NAV) zu bertcksichtigen.

Gemass Art. 9 ArG betragt die wochentliche Hochstarbeits-
zeit 45 Stunden fur Lernende in industriellen Betrieben sowie
fur Buropersonal, technische und andere Lernende mit Ein-
schluss des Verkaufspersonals in Grossbetrieben des Detail-
handels. 50 Stunden gelten fur alle Ubrigen Lernenden.

Fir Lernende bis 18 Jahre gilt eine tdgliche Hochstarbeitszeit
von 9 Stunden, allfillige Uberzeitarbeit und Vorholzeiten
inbegriffen. Die Arbeitszeit fur Lernende darf nicht langer
sein als fur die Ubrigen Arbeitnehmer/innen. Einschliesslich
aller Pausen muss die gesamte Arbeitszeit fur Lernende bis
18 Jahre innerhalb von 12 Stunden liegen. Diese 12 Stunden
mussen zudem innerhalb der betrieblichen Grenzen der Tages-
arbeit liegen (in der Regel von 6 Uhr bis spatestens 20 Uhr).
Abendarbeit bis langstens 22 Uhr ist nur fir Lernende von
mehr als 16 Jahren erlaubt.

Lernenden bis zu 18 Jahren ist eine tagliche Ruhezeit von
mindestens 12 aufeinander folgenden Stunden zu gewahren.
Die wochentliche Arbeitszeit darf auf maximal 5 %2 Tage ver-
teilt werden.

Wahrend der Nacht und an Sonntagen durfen die Lernenden
nicht arbeiten. Ausnahmen sind grundsatzlich bewilligungs-
pflichtig. Fur bestimmte Berufe besteht eine Ausnahme der
Bewilligungspflicht, diese ist in der Verordnung des WBF tber
die Ausnahmen vom Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit
wahrend der beruflichen Grundbildung geregelt.
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Fur die Ausnahmen im Einzelfall gilt der Grundsatz, dass Arbeit
in der Nacht und an Sonntagen nur erlaubt ist, wenn sie fur
die Ausbildung der Lernenden unentbehrlich ist. Der Lehrbe-
trieb hat daftr ein Gesuch bei der kantonalen Behorde (bis zu
10 Néachte pro Kalenderjahr) oder beim SECO (fir dauernde
oder regelmassig wiederkehrende Nachtarbeit) zu stellen.

Ein ganzer Tag Unterricht an einer Berufsfachschule (mind. 6,
max. 9 Lektionen inkl. Frei- und Stutzkurse) ist einem Arbeits-
tag gleichgestellt. Bei mind. 3 bis max. 5 Lektionen ist davon
auszugehen, dass sie einem halben Arbeitstag entsprechen.
Diese Regelungen gelten auch fur den Besuch der tberbe-
trieblichen Kurse. Die unterschiedliche 6rtliche Distanz der
Lehrbetriebe zu den Berufsfachschulen und den GK-Zentren
verhindert eine verbindliche Regelung der Frage, ob am glei-
chen Tag auch noch Arbeit am Arbeitsplatz geleistet werden
muss. Befindet sich ein Lehrbetrieb in der Néhe des Schul-
oder Kursorts, wird die lernende Person nach 6 Lektionen
Unterricht wohl am selben Tag im Lehrbetrieb arbeiten.
Befindet sich der Schul- oder Kursort weiter vom Lehrbetrieb
entfernt, wird die lernende Person nach 6 Lektionen nicht
mehr im Betrieb erscheinen.

Alle Arbeitgebenden mussen eine schriftliche Kontrolle der
geleisteten Arbeitszeit fihren. Diese kann durch Kontroll-
blatter, Kontrollhefte oder Zeiterfassungsgerate erfolgen. Im
Arbeitsvertrag kann eine Verpflichtung zur Fuhrung der
Arbeitszeitkontrolle festgelegt werden.

Eine besondere Form der variablen Arbeitszeit mit Kontrolle
ist die sogenannte gleitende Arbeitszeit. Dabei werden in der
Regel verpflichtende Arbeitszeiten pro Tag (Blockzeiten) und
Soll-Arbeitszeiten pro Woche festgelegt. Innerhalb fixierter
Tagesgrenzen und mit Beachtung der Blockzeiten konnen die
Arbeitnehmenden die Arbeitszeit frei einteilen. Bei Lernenden
stellt sich dabei das Problem der Anrechnung des schulischen
Unterrichts und der Uberbetrieblichen Kurse an die Soll-Arbeits-
zeit. Vielfach wird fir diese Abwesenheiten ein anrechen-
barer «Normalarbeitstag» definiert, indem beispielsweise fur
einen Arbeitstag '/s der Wochenarbeitszeit gutgeschrieben wird.
Die wahrend des Unterrichts tblichen Pausen (ausgenommen
die Mittagspausen) kédnnen von der Arbeitszeit nicht abge-
zogen werden. Der Lehrbetrieb hat die Arbeitszeit-Kontroll-
unterlagen zu fuhren.
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= Arbeitsgesetz (ArG), Arbeitszeitgesetz (AZG), Jugendarbeits-
schutzverordnung, Gesamtarbeitsvertrag (GAV), Pausen
(Arbeitspausen), Ruhezeit, Urlaub (unbezahlter)

K1 ArG Art. 10 Abs. 2, Art. 21. Abs. 1, Art. 29 bis 32, 46; ArGV
1 Art. 13 und 73; ArGV 5 Art. 12 Abs. 2 und 4, Art. 13 Abs.
4, Art. 17 Abs. 2; ARV 1 Art. 14; BBV Art. 18 Abs. 2;
Verordnung des WBF vom 21. April 2011 Uber die Ausnahmen
vom Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit wahrend der
beruflichen Grundbildung

H www.seco.admin.ch

Arbeitszeitgesetz (AZG)

Das Bundesgesetz Uber die Arbeit in Unternehmen des 6ffent-
lichen Verkehrs (Arbeitszeitgesetz, AZG) vom 8. Oktober 1971
entspricht in Bezug auf Zweck und Inhalt weitgehend dem
Arbeitsgesetz. Die beiden wichtigsten 6ffentlich-rechtlichen
Gesetze fr den Schutz der Arbeitnehmer/innen haben aber
einen unterschiedlichen Geltungsbereich: Die meisten Arbeit-
nehmer/innen der Betriebe und Nebenbetriebe des 6ffent-
lichen Verkehrs (vor allem Schweizerische Bundesbahnen,
konzessionierte Privatbahn-, Automobil-, Schifffahrts- und
Luftseilbahnunternehmen) unterstehen dem Arbeitszeitgesetz
und nicht dem Arbeitsgesetz.

Lernende, die ihre berufliche Grundbildung in einem Betrieb
nach Art. 1 AZG absolvieren und als Arbeitnehmer/innen
nach Art. 2 AZG gelten, sind nicht dem Arbeitsgesetz, sondern
dem Arbeitszeitgesetz unterstellt.

Im vorliegenden Lexikon wird aus praktischen Grinden darauf
verzichtet, in anderem Zusammenhang auf Bestimmungen des
Arbeitszeitgesetzes hinzuweisen.

9 Arbeitsgesetz (ArG)

K 2

H www.seco.admin.ch

Arztzeugnis

Fur Absenzen aus Krankheits- und Unfallgrinden ab einer
gewissen Dauer (meist 3 Tage) wird vielfach sowohl am Arbeits-
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platz als auch in der Berufsfachschule und in den tberbe-
trieblichen Kursen ein arztliches Zeugnis verlangt.

In gewissen Berufen ist eine berufsbezogene arztliche Unter-
suchung bzw. ein Arztzeugnis zur Bestatigung der Eignung
far die berufliche Grundbildung erforderlich. Diese Unter-
suchung kann vor Antritt der beruflichen Grundbildung
angeordnet werden. Informationen sind bei den Berufsver-
banden oder beim zustédndigen kantonalen Amt erhaéltlich.

Ein arztliches Zeugnis muss auch vorliegen, wenn eine ler-
nende Person bei Antritt der beruflichen Grundbildung das
erforderliche Mindestalter (in der Regel 15 Jahre) noch nicht
erreicht hat. Wenn Jugendliche unter 18 Jahren dauernd
oder regelmassig in der Nacht beschaftigt werden, ist eine
medizinische Untersuchung und Beratung obligatorisch.

Ist es einer lernenden Person infolge Krankheit oder Unfall
nicht moglich, an der Abschlusspriifung teilzunehmen, muss
dies Ublicherweise durch ein arztliches Zeugnis belegt werden.

Entsteht beim Lehrbetrieb der Eindruck von ungenigenden
Arztzeugnissen, kann er einen Vertrauensarzt bezeichnen,
der die attestierte Arbeitsunfahigkeit Gberprift. Die Kosten
der Untersuchung tragt der Lehrbetrieb. Im Sinne eines guten
Einvernehmens kénnen der lernenden Person auch mehrere
Vertrauensdrzte vorgeschlagen werden.

9 Abschlussprifung, Absenzen vom Lehrbetrieb, Absenzen
von der Berufsfachschule, Arbeitsmedizin, Hausordnung

K] ArG Art. 30; ArGV 5 Art. 9 Abs. 2, Art. 12 Abs. 3

Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung

Das «Merkblatt 205 Migration» des SDBB enthalt detaillierte
Informationen, mit welchen Auslanderausweisen Jugendliche
berechtigt sind, eine berufliche Grundbildung anzutreten.

Auslandische Personen, die in der Schweiz arbeiten wollen,
bendtigen eine entsprechende Aufenthaltsbewilligung und
— wenn sie aus Drittstaaten, also nicht aus der EU-27 oder
EFTA stammen — auch eine Arbeitsbewilligung. Je nach Dauer
und Art der Erwerbstatigkeit in der Schweiz sind andere Be-
willigungen nétig, die an unterschiedliche Voraussetzungen
geknUpft sind.
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Auch Jugendlichen Sans-Papiers kann fur die Dauer der
Berufslehre ein befristetes Aufenthaltsrecht erteilt werden
(Art. 30a VZAE), sofern die folgenden Voraussetzungen er-
fallt sind:

¢ Die jugendliche Person hat die Schule wahrend mindestens
5 Jahren in der Schweiz besucht.

e Das Gesuch muss innerhalb von 12 Monaten nach Schul-
abschluss eingereicht werden.

e Es liegt das Gesuch eines Arbeitgebers vor, der die be-
troffene Person einstellen will.

e Die jugendliche Person ist gut integriert und respektiert
die Rechtsordnung.

¢ Die jugendliche Person muss die Identitat offen legen.

Der Arbeitgebende schreibt ein Gesuch an den Kanton, in
dem er mitteilt, dass er die Person als Lernende/n anstellen
mochte. Arbeitgebende machen sich dadurch nicht strafbar.
Die jugendliche Person muss zudem bei der zustandigen
kantonalen Stelle ein Gesuch um Aufenthaltsgenehmigung
einreichen. Fallt der Entscheid positiv aus, wird das Gesuch
an das Staatssekretariat fur Migration weitergeleitet, das
eine Hartefallbewilligung erteilt. Arbeitgebende missen die
Lehrstelle offen halten, bis das Gesuch entschieden ist. Nach
Abschluss der Ausbildung haben die zustandigen kantonalen
Behorden Uber den weiteren Aufenthalt zu entscheiden.

Junge Berufsleute, die durch ein befristetes Praktikum in der
Schweiz ihre beruflichen und sprachlichen Kenntnisse erwei-
tern mochten, erhalten eine Arbeitsbewilligung fur maximal
18 Monate. Die Schweiz hat mit folgenden Staaten soge-
nannte Stagiaires-Abkommen geschlossen: Argentinien,
Australien, Chile, Japan, Kanada, Monaco, Neuseeland,
Philippinen, Russland, Sudafrika, Tunesien, Ukraine, USA.
Zugelassen werden Staatsangehorige mit Berufsausbildung
oder Studienabschluss.

=) Migration
‘:1 Abkommen Uber die Freiztigigkeit; AuG; VZAE

H www.mb.berufsbildung.ch (Merkblatt Migration),
www.sem.admin.ch
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Auflésung des Lehrvertrags

Das Lehrverhéltnis ist ein befristetes Arbeitsverhaltnis. Es
endet somit zum Zeitpunkt, der im Lehrvertrag vereinbart
worden ist. Zu einer vorzeitigen Lehrvertragsauflosung (LVA)
sind die Vertragsparteien ausnahmsweise in folgenden Féllen
berechtigt:

1. Sowohl Arbeitgeber/innen als auch Lernende kénnen
wahrend der Probezeit den Lehrvertrag jederzeit kindigen,
unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von 7 Tagen.

2. Beide Parteien kénnen wahrend der ganzen Dauer der
beruflichen Grundbildung den Vertrag jederzeit im gegen-
seitigen Einvernehmen auflésen.

3. Sowohl Arbeitgebende als auch Lernende haben das Recht,
den Lehrvertrag vorzeitig und einseitig aufzulésen, wenn
— streng zu beurteilende — wichtige Grunde vorliegen.
Solche Griinde liegen insbesondere vor, wenn die Berufs-
bildnerin bzw. der Berufsbildner fachlich oder persénlich
zur Vermittlung der beruflichen Grundbildung unféhig ist,
wenn die lernende Person koérperlich oder geistig Gber-
fordert oder gesundheitlich oder sittlich gefahrdet ist,
oder wenn die Ausbildung nicht oder nur unter wesentlich
veranderten Bedingungen zu Ende gefihrt werden kann.
Die kiindigende Partei muss die fristlose Vertragsauflésung
schriftlich begrtinden, wenn die andere Partei dies verlangt.

4. Schliesslich hat auch die kantonale Behorde, in der Regel
das Berufsbildungsamt, die Kompetenz, das Lehrverhaltnis
durch Widerruf der Bildungsbewilligung oder durch vor-
zeitige Vertragsauflosung aufzuldsen. Sie kann dies tun,
wenn die Bildung in beruflicher Praxis ungenigend ist
oder die Berufsbildner/innen die gesetzlichen Voraus-
setzungen nicht erfullen oder ihre Pflicht verletzen.

In den ersten drei Auflésungsfallen hat die Arbeitgeberin
oder der Arbeitgeber sofort die zustandige kantonale Be-
horde zu benachrichtigen. Diese versucht nach Moglichkeit
und Situation, eine Verstandigung zwischen den Vertrags-
parteien oder die Weiterfilhrung des Lehrverhaltnisses in
einem anderen Betrieb zu erreichen.

Die Auflésung des Lehrverhaltnisses kann — vor allem bei
ungerechtfertigten Auflésungen — mit Schadenersatzan-
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sprichen verbunden sein. Tritt insbesondere die lernende
Person ohne wichtigen Grund die berufliche Grundbildung
nicht an oder verlasst sie die Arbeitsstelle fristlos, so hat der
Arbeitgeber Anspruch auf eine Entschadigung, die in der
Regel einem Viertel eines Monatslohns entspricht; ausserdem
hat er Anspruch auf Ersatz weiteren Schadens (beispiels-
weise Inseratekosten).

Dagegen steht bei einer ungerechtfertigten Kiindigung durch
den Lehrbetrieb der lernenden Person ein Schadenersatz-
anspruch zu, insbesondere auf Ersatz dessen, was sie bis zum
Ablauf der Lehrzeit verdient hatte. Sie muss sich dabei aber
anrechnen lassen, was sie infolge der Beendigung des Arbeits-
verhéltnisses spart und was sie durch anderweitige Arbeit
verdienen kann.

9 Arbeitsgericht, Arbeitsverweigerung, Bildungsbewilligung,
Erwerbslosigkeit, Lehrvertrag, Probezeit, Schaden, Widerruf
der Bildungsbewilligung

K1 oRrArt 346, 337, 337¢, 337d; BBV Art. 11
H www.afb.berufsbildung.ch

Aufsicht

Es ist Aufgabe der kantonalen Behorden, meistens der Berufs-
bildungsamter, die Aufsicht Uber die gesamte berufliche
Grundbildung — im betrieblichen wie im schulischen Teil —
wahrzunehmen.

Zur Aufsicht gehoéren insbesondere die Beratung und Beglei-
tung der Lehrvertragsparteien und die Koordination der Auf-
gaben aller Beteiligten an der beruflichen Grundbildung.

Im Weiteren Uberwacht die Aufsicht im betrieblichen Teil der
beruflichen Grundbildung:

e die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen im Lehr-
vertrag

e die Einhaltung des Lehrvertrags durch die Vertragsparteien

e die Qualitat der Bildung in beruflicher Praxis (inkl. Gberbe-
triebliches Kurszentrum und vergleichbare dritte Lernorte)

e die Prifungen und andere Qualifikationsverfahren
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Zu den Kernaufgaben der schulischen Aufsicht gehéren:

e Sicherstellung der Qualitat der schulischen Bildung

e Beratung und Begleitung der Schulleitungen und Schulkom-
missionen in padagogischen, psychologischen, betriebswirt-
schaftlichen und rechtlichen Belangen

9 Aufsichtskommissionen, Berufsbildungsamt
':1 BBG Art. 24; kant. Vorschriften
H www.afb.berufsbildung.ch

Aufsichtskommissionen

Aufsichtskommissionen sind Gremien, die Uberwachungs-,
Beratungs- und Koordinationsaufgaben wahrnehmen. Sie
werden meistens von einer Behérde des Bundes oder der
Kantone eingesetzt. Bei der Zusammensetzung wird darauf
geachtet, dass die involvierten Kreise angemessen vertreten
sind. Aufsichtskommissionen sind in verschiedenen Bereichen
der Berufsbildung anzutreffen wie zum Beispiel bei Berufs-
fachschulen.

9 Berufsfachschule, Behorden, Uberbetriebliche Kurse (iK)
':1 BBG; BBV, kant. Einfihrungsgesetze zum BBG

Ausbildungsberater/in

Die Mitarbeitenden der kantonalen Berufsbildungsamter,
die sich mit der Aufsicht befassen, werden je nach Kanton
beispielsweise Ausbildungsberater/innen oder Berufsin-
spektor/innen genannt.

Sie Uberprufen, ob ein Betrieb die Voraussetzungen fir eine
Bildungsbewilligung erfullt, tberwachen die Qualitat der
Bildung im Lehrbetrieb, setzen sich mit den vielfaltigen
Problemen im Zusammenhang mit Lehrvertrag und Lehr-
verhaltnis auseinander, beraten in Bildungsfragen, erteilen
Auskinfte zum Lehrverhaltnis und vermitteln in Konflikt-
situationen zwischen den Vertragsparteien.

e 2 Aufsicht, Behorden, Berufsbildungsamt, Bildungsbewilligung
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K] BBG Art. 24, BBV Art. 11
H www.afb.berufsbildung.ch

Ausbildungsprogramm fiir die Lehrbetriebe

In einigen Berufen, in denen der Bildungsplan nicht direkt als
Planungsinstrument fur die praktische Ausbildung im Lehr-
betrieb eingesetzt werden kann, erarbeitet die zustandige
Organisation der Arbeitswelt (OdA) auf Grund des Bildungs-
plans ein Ausbildungsprogramm fur die Lehrbetriebe. Das
Ausbildungsprogramm definiert, wie die Ausbildung in den
Lehrbetrieben umgesetzt werden soll. Es dient als Hilfsmittel
fur die systematische und methodisch richtige Ausbildung
und ist den Lernenden durch die Berufsbildner/innen in ge-
eigneter Weise zur Kenntnis zu bringen.

Mit wenig Aufwand kénnen die Berufsbildner/innen anhand
der Ausbildungsprogramme fir die Lehrbetriebe einen be-
trieblichen Bildungsplan erstellen. Beispielsweise stimmen
sie die betriebliche Bildung mit dem Unterricht an der Berufs-
fachschule und den tberbetrieblichen Kursen ab und halten
fest, wann die lernende Person die vorgegebenen Tatigkeiten
und Kenntnisse des Berufs erlernt.

Der individuelle Bildungsplan wird ebenfalls von den Berufs-
bildner/innen erstellt und ist die Anpassung des betrieblichen
Bildungsplans an jede einzelne lernende Person. Er enthalt
individuelle Kriterien der Planung wie beispielsweise Besuch
von Frei- oder Stutzkursen, Besuch des Maturitatsunterrichts,
Ferien, Sprachaufenthalte usw.

Der entsprechende Bildungsplan fur den Lehrbetrieb ist an der
Abschlusspriafung massgebend fur den Prufungsteil «Praktische
Arbeiten».

=) Ausbildungsprogramm fiir die iberbetrieblichen Kurse,
Bildungsplan, Lehrplan fur die Berufsfachschulen

Ausbildungsprogramm fiir die liberbetrieblichen
Kurse

Das Ausbildungsprogramm fur die Uberbetrieblichen Kurse
wird von der zustandigen Organisation der Arbeitswelt (OdA)
in Zusammenarbeit mit den Kantonen und den Uberbetrieb-
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lichen Kurszentren erstellt. Als Grundlage dient der Bildungs-
plan des jeweiligen Berufs. Auf Grund des Ausbildungspro-
gramms planen die Berufsbildner/innen in den Uberbetrieb-
lichen Kurszentren individuell die Detailplanung der Kurse.

9 Ausbildungsprogramm flr die Lehrbetriebe, Bildungsplan,
Lehrplan fur die Berufsfachschulen

Austausch von Lernenden

Der Austausch von Lernenden besteht darin, dass Lernende
aus verschiedenen Landesteilen ihren Arbeitsplatz wahrend
einer bestimmten Zeit tauschen. Dieser Austausch er6ffnet
einen Weg zum besseren Verstandnis anderssprachiger Lands-
leute, ermoglicht einen Einblick in andere Kulturen und
Sprachen und fordert das berufliche Interesse. Der Austausch
soll den Teilnehmern und Teilnehmerinnen ermaoglichen, neue
Arbeitstechniken zu erlernen und eine neue Umgebung zu
erleben. Gleichzeitig soll das Verstandnis zwischen Jugend-
lichen aus verschiedenen Sprachgebieten geférdert werden.
Der Austausch der Lernenden beruht auf Gegenseitigkeit.
Trager von Austausch-Projekten sind Firmen oder Berufsfach-
schulen.

Verschiedene private und 6ffentlich-rechtliche Organisationen
im In- und Ausland haben sich auf Austauschprogramme fir
Lernende und junge Berufsleute spezialisiert. Weitere Aus-
kunfte erteilen die Agentur movetia oder die kantonalen
Berufshildungsamter.

Neben dem sprachregionalen Austausch gibt es auch einen
grenzUberschreitenden Austausch. Beispiele: X-Change-Projekt,
Programm Euregio-Zertifikat, Leonardo-Ausland-Praktika.

H www.ehb.swiss, www.movetia.ch, www.berufsberatung.ch,
www.euregio-zertifikat.de, www.xchange-info.net

Ausweis fiir Lernende

Der Ausweis fur Lernende ist ein national einheitlicher Aus-
weis, der vom SDBB herausgegeben wird. Neben diesem
einheitlichen Formular existieren einige Ausweise von ver-
schiedenen Institutionen. Der Ausweis fir Lernende wird in
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der Regel von den Berufsfachschulen ausgestellt und weist
die Inhaberin bzw. den Inhaber als lernende Person aus.
Verschiedene Geschafte und Institutionen (z.B. Theater,
Kinos usw.) gewahren beim Vorzeigen des Ausweises Rabatte.

Ausweise der Berufsbildung

Je nachdem, welchen Bildungstyp eine lernende Person ab-

solviert hat, erhalt sie am Ende ihrer beruflichen Grundbildung:

e eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ) fur eine drei- oder vierjahrige
berufliche Grundbildung

eidg. Berufsattest (EBA) fur eine zweijdhrige berufliche
Grundbildung

zusatzlich zum eidg. Fahigkeitszeugnis das eidg. Berufs-
maturitatszeugnis, wenn die drei- oder vierjdhrige beruf-
liche Grundbildung mit einer erweiterten Allgemeinbildung
abgelegt worden ist

Der Zusatz «diplomiert» oder «dipl.» darf bei diesen Ab-
schlissen nicht verwendet werden. Eine Gartnerin mit eidg.
Fahigkeitszeugnis kann sich «Gartnerin EFZ» nennen, mit
eidg. Berufsattest «Gartnerin EBA».

Die Ausbildungsgange der héheren Berufsbildung werden
wie folgt abgeschlossen:

e eidg. Berufsprufung: eidgendssischer Fachausweis
(z.B. Hauswart mit eidg. Fachausweis)

e eidg. hohere Fachprifung: eidgendssisches Diplom
(z.B. dipl. Grafik-Designer)

e Prifung an einer héheren Fachschule: eidg. anerkanntes
Diplom dieser Schule (z.B. dipl. Marketingmanager/in HF)

9 Berufliche Grundbildung, Berufsmaturitat (BM), Diplome,
Drei- oder vierjéhrige berufliche Grundbildung mit eidg.
Fahigkeitszeugnis (EFZ), Eidg. Berufsprtfung, Fachhoch-
schulen (FH), Hohere Berufsbildung, Hohere Fachschulen (HF),
Kompetenznachweis, Zweijahrige berufliche Grundbildung
mit eidg. Berufsattest (EBA)

':1 BBG Art. 17, 42 ff.
H www.sbfi.admin.ch
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Basislehrjahr

Beim Basislehrjahr handelt es sich um eine spezielle Form des
ersten Lehrjahrs einer beruflichen Grundbildung. Ziel ist es,
die Lernenden in den beruflichen Grundfertigkeiten zentral
in einem Bildungszentrum auszubilden, um so die Lehrbe-
triebe zu entlasten. Ab dem zweiten Lehrjahr wird die beruf-
liche Grundbildung im Lehrbetrieb weitergefthrt. Da Basis-
lehrjahre Teil einer beruflichen Grundbildung sind, verfigen
die Lernenden von Beginn weg Uber einen glltigen Lehrver-
trag fur die gesamte Dauer der beruflichen Grundbildung.

Basislehrjahre sind in der Berufsbildung nicht sehr verbreitet.
Zum Zuge kommt diese Form beispielsweise in der Ausbildung
von Informatikerinnen und Informatikern. Die Ausbildungs-
kosten des Basislehrjahrs Gbernimmt grundsatzlich der Lehr-
betrieb.

9 Beginn der beruflichen Grundbildung, Handlungskompetenzen,
Lehrbetrieb, Lehrbetriebsverbund, Lehrvertrag

K] BBV At 8Abs. 4

Beginn der beruflichen Grundbildung

Der Beginn der beruflichen Grundbildung ist im Lehrvertrag
festzulegen. Er ist auf den Anfang des Schuljahrs der fir den
Beruf zustandigen Berufsfachschule auszurichten. Die zu-
standige kantonale Behdrde kann in besonderen Fallen Aus-
nahmen bewilligen: ausserkantonaler Schulbesuch, individuelle
Lehrzeit usw.

Ist es — entgegen der gesetzlichen Verpflichtung — unterlassen
worden, einen Lehrvertrag abzuschliessen oder wird dieser
nicht oder verspatet zur Genehmigung eingereicht, so unter-
liegt das Lehrverhéltnis dennoch den Vorschriften des Berufs-
bildungsgesetzes (BBG).

9 Berufsfachschule, Lehrvertrag
El orArt 344a

Behorden

Fur die Berufsbildung spielen verschiedene Behorden auf der
Ebene des Bundes und auf der Ebene der Kantone eine Rolle.
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Sie ibernehmen Entscheidungs-, Uberwachungs- und Bera-
tungsfunktionen:

Eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung
(WBF)
Oberste Aufsichts- bzw. Vollzugsinstanz des Bundes.

Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation
(SBFI)

Amtsstelle des Bundes zum Vollzug der Aufgaben gemass
Berufsbildungsgesetz (BBG): Erlass der Bildungsverordnungen,
Erlass der Rahmenlehrplane und Genehmigung der Bildungs-
plane, Anerkennung von Bildungsangeboten der hoheren
Berufsbildung, Qualitatssicherung und Weiterentwicklung
des Gesamtsystems, Férderung von Innovationen und Unter-
stUtzung von besonderen Leistungen im 6ffentlichen Interesse.

Staatssekretariat fur Wirtschaft (SECO)

Innenpolitisch wirkt das SECO als Schnittstelle zwischen
Unternehmen, Sozialpartnern und Politik. Es unterstitzt die
regional und strukturell ausgewogene Entwicklung der Wirt-
schaft und gewahrleistet den Arbeitnehmerschutz. Mit seiner
Arbeitsmarktpolitik leistet es einen Beitrag zur Verhinderung
und Bekampfung der Arbeitslosigkeit und damit zur Erhaltung
des sozialen Friedens.

Arbeitsinspektorat

Amtsstellen des Bundes und der Kantone zum Vollzug des
Arbeitsgesetzes: Arbeitszeitvorschriften, Gesundheitsschutz,
teilweise Unfallverhttung.

Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktoren (EDK)

Die kantonalen Erziehungs- und Bildungsdepartemente
oder -direktionen sind in der EDK zusammengeschlossen.
Die wichtigste Fachkommission fir die Berufsbildung ist die
Schweizerische Berufsbildungsamter-Konferenz (SBBK).

Erziehungs-, Bildungs- oder Volkswirtschaftsdepartement
oder -direktion

Aufsichtsinstanz fur das Berufsbildungsamt, Vollzugs- und Auf-
sichtsbehorde in den vom kantonalen Recht vorgesehenen
Fallen. Der Bereich der Berufshildung ist nur noch in zwei
Kantonen (FR, ZG) dem Volkswirtschaftsdepartement unterstellt.
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Berufsbildungsamt

Wichtigste Amtsstelle fir den Vollzug des Berufsbildungs-
gesetzes (BBG) auf Kantonsebene. In Anwendung des Berufs-
bildungsgesetzes (BBG) und der kantonalen EinfGhrungs-
gesetze vollziehen die Berufsbildungsamter die meisten
Aufgaben, die den kantonalen Behdorden vorbehalten sind:
Lehraufsicht, Prifungswesen, Schulaufsicht, Bildung der
Berufsbildner/innen, Bearbeitung der Gesuche um Kantons-
bzw. Staatsbeitrage usw.

=) Arbeitsgericht, Arbeitsinspektorat, Berufsbildungsamt, Eidg.
Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF),
Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirek-
toren (EDK), Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI), Staatssekretariat fur Wirtschaft (SECO)

K] 8BG; ArG; kant. Einfuhrungsgesetz zum BBG

H wwwafb berufsbildung.ch, www.iva-ch.ch, www.edk.ch,
www.sbfi.admin.ch, www.seco.admin.ch, www.wbf.admin.ch

Beratungsstellen

Staatliche (6ffentliche) Beratungsstellen kénnen von Berufs-
bildungsverantwortlichen sowie von Lernenden kontaktiert
werden. Die Beratungsstellen werden in der Regel durch
andere Dienststellen eingeschaltet, z.B. durch das Berufs-
bildungsamt, die Berufsfachschule, den schularztlichen Dienst
oder die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung.

Die Beratungsstellen Gbernehmen vielfaltige Aufgaben und
leisten Unterstltzung bei sozialen, psychologischen und
okonomischen Fragen und Problemen.

Dienstleistungen der Beratungsstellen kénnen sein:

e unentgeltliche Abklarung

e Beratung

® Begleitung

e Behandlung und Begutachtung von Jugendlichen bei

psychischen Fehlentwicklungen oder zwischenmensch-
lichen Problemen

e Beratung von Eltern, Lehrern und Lehrerinnen, weiteren
Erziehungspersonen und Institutionen in Entwicklungs-,
Erziehungs- und Schulfragen
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Die Beratungsstellen sind kantonal unterschiedlich organisiert.
Ihre Funktion wird oft vom schulpsychologischen Dienst (auch
Erziehungsberatung genannt) wahrgenommen. Berufsfach-
schulen bieten verschiedene der genannten Dienstleistungen
ebenfalls intern an. Neben den staatlichen Institutionen gibt
es auch private Beratungsstellen, deren Adressen die Berufs-
bildungsédmter vermitteln kénnen.

9 Case Management Berufsbildung

H www.afb.berufsbildung.ch, www.mb.berufsbildung.ch,
www.schulpsychologie.ch

Berufe

Berufe sind die Folge einer arbeitsteiligen Wirtschaft. Ver-
anderte Bedurfnisse unserer Gesellschaft und technologische
Entwicklungen fihren dazu, dass immer wieder neue Berufe
entstehen und bisherige an Bedeutung verlieren. Der Begriff
ist abgleitet von Berufung und verweist auf die Verbunden-
heit und Identifikation vieler Berufsleute mit ihrem Beruf. Mit
der Wahl eines Berufs entscheiden sich angehende Berufs-
leute fur eine bestimmte Ausbildungsdauer, ein spezifisches
Sachwissen sowie die im Berufsfeld tblichen Aufstiegsmog-
lichkeiten, das Einkommen und das soziale Ansehen.

Es gibt rund 230 reglementierte berufliche Grundbildungen
(Lehrberufe). Sie werden vom Staatssekretariat fir Bildung,
Forschung und Innovation (SBFI) im Berufsverzeichnis ver-
offentlicht.

In den Bildungsverordnungen werden die Berufe in Berufs-
bildern beschrieben. Im Bildungsplan werden die Anforde-
rungen an ausgebildete Berufsleute sowie die Handlungs-
kompetenzen dargestellt, die zur Ausibung des Berufs
notwendig sind.

Berufe gibt es aber auch ausserhalb des Regelbereichs des
Berufsbildungsgesetzes (BBG). Zum Teil basieren sie auf
anderen gesetzlichen Grundlagen, zum Teil werden sie von
Interessengemeinschaften oder Praktizierenden frei definiert.

Das SDBB gibt fur die Berufswahl gedruckte Berufsinforma-
tionsfaltblatter heraus — in der Regel zusammen mit den
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Organisationen der Arbeitswelt (OdA). Fir die Berufswahl
stellt die Berufsberatung im Netz eine aufbereitete Version
des Berufsverzeichnisses zur Verfligung. Viele Berufsverbande
informieren Uber ihre Berufe in gedruckter sowie elektroni-
scher Form.

9 Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Berufsverzeichnis,
Bildungsverordnungen, Drei- oder vierjahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ), Zweijéhrige
berufliche Grundbildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

] secart 1,2

H www.berufsberatung.ch, www.sbfi.admin.ch

Berufliche Grundbildung

Die berufliche Grundbildung (auch: Lehre, Berufslehre) dient
der Vermittlung und dem Erwerb von Fahigkeiten, Kennt-
nissen und Fertigkeiten (Qualifikationen), die erforderlich
sind, um in einem Beruf oder in einem Berufsfeld tatig sein
zu kénnen. Die Ausbildung findet in der Regel an drei Lern-
orten statt: Lehrbetrieb, Berufsfachschule und tberbetrieb-
liches Kurszentrum. Die Handlungskompetenzen, die Bildungs-
inhalte und deren Aufteilung auf die Lernorte sind in den
vom Bund erlassenen Bildungsverordnungen fir die einzelnen
Berufe respektive im jeweiligen Bildungsplan festgelegt.

Die berufliche Grundbildung ermdéglicht den Jugendlichen
den Einstieg in die Arbeitswelt und ist Basis fur lebenslanges
Lernen. Ungefahr zwei Drittel der Jugendlichen absolvieren
nach der obligatorischen Schulzeit eine berufliche Grund-
bildung. Ihnen stehen folgende Wege offen:

Drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung mit
eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)

Dient der Vermittlung der Qualifikationen zur Ausibung
eines bestimmten Berufs und bietet Zugang zur hoheren
Berufsbildung.

Zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Berufs-
attest (EBA)

Dient der Vermittlung von Qualifikationen zur Austbung
eines Berufs mit einfacheren Anforderungen. Sie fuhrt zu
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einem anerkannten Abschluss mit einem eigenstdandigen
Bildungsprofil und gewdéhrt den Zugang zu einer in der Regel
verklrzten drei- oder vierjahrigen beruflichen Grundbildung
mit eidg. Fahigkeitszeugnis.

Eidg. Berufsmaturitat
Die drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung kann er-
ganzt werden mit der eidg. Berufsmaturitat.

=) Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Praxis, Berufsmatu-
ritat (BM), Drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung
mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ), Lehrvertrag, Qualifikation,
Qualifikationsverfahren (QV), Zweijahrige berufliche Grund-
bildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

K1 8BG Art. 15, 16, 17, 25; BBV Art. 6, 10

B www.afb.berufsbildung.ch, www.sbfi.admin.ch

Berufliche Praxis

Wer eine berufliche Grundbildung absolviert, muss sich so-
wohl die erforderliche berufliche Praxis des gewdhlten Berufs
wie auch die entsprechende schulische Bildung aneignen.
Die berufliche Praxis eignen sich die Lernenden in Lehrbe-
trieben, im Lehrbetriebsverbund und in Lehrwerkstatten an.
Wer eine schulisch organisierte Grundbildung besucht, erwirbt
seine berufliche Praxis in einem Praktikumsbetrieb oder in
Lehrwerkstatten.

=>» Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Bildungsbewilligung,
Lehrbetrieb, Lehrbetriebsverbund, Lehrwerkstdtte, Lernorte,
Lernortkoordination und -kooperation, Praktikum

K1 88G Art. 16, 20, 24

Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung unterstitzt
Jugendliche und Erwachsene bei der Berufs- und Studienwahl
sowie bei der Gestaltung der beruflichen Laufbahn. Das
Spektrum reicht vom Einstieg in die Berufswelt Uber weiter-
fuhrende Ausbildungen bis hin zu beruflichen Neuorientie-
rungen.
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Der Aufgabenbereich der Berufs-, Studien- und Laufbahn-
beratung umfasst:

e persodnliche Beratung
¢ Informationszentrum/Mediothek

e Vermittlung von Informationen an Einzelpersonen (Aus-
kunfte, Informationsgesprache, Ausleihe von Dokumen-
tationen und Medien)

e Informationen im Netz (siehe www-Adresse unten)

e Vermittlung von Informationen an Gruppen im Rahmen
der Berufs- und Studienwahlvorbereitung (Schulklassen,
Elternabend usw.)

9 Berufe, Berufsinteressentest, Neigungstest, Schnupperlehre
K] BBG Art. 49ff; BBV Art. 55ff.

H www.berufsberatung.ch

Berufsabschluss fiir Erwachsene

Erwachsene kdnnen den Abschluss einer beruflichen Grund-
bildung erlangen, ohne hierfur eine Berufslehre durchlaufen
zu mussen. Das Berufsbildungsgesetz (BBG) lasst fur den
Nachweis von beruflichen Handlungskompetenzen (Qualifi-
kationen) mehrere Méglichkeiten offen: Das Spektrum reicht
von reglementierten, strukturierten Verfahren fur Berufs-
gruppen oder Teilen davon bis hin zu anderen Qualifikations-
verfahren.

Grundsatzlich gibt es vier Wege, um als Erwachsener ein
eidgendssisches Fahigkeitszeugnis EFZ oder ein eidgendssi-
sches Berufsattest EBA zu erlangen:

e die Validierung von Bildungsleistungen

e die direkte Zulassung zur Abschlussprifung

e die verkirzte berufliche Grundbildung

e die reguldre berufliche Grundbildung

Die Validierung von Bildungsleistungen

Berufliche Qualifikationen (Handlungskompetenzen) werden
auf unterschiedlichen Wegen erworben, einerseits in den
Ublichen, strukturierten Bildungsangeboten und andererseits
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durch Praxiserfahrung am Arbeitsplatz, bei der Haus- und
Familienarbeit oder in der Freizeit. Deshalb kénnen Erwach-
sene auch durch Validierung ihrer Berufserfahrung und be-
ruflichen Handlungskompetenzen einen Berufsabschluss
erlangen. Vorausgesetzt wird eine mindestens flinfjdhrige
Berufserfahrung (einen Teil davon im angestrebten Beruf).
Die Kandidatinnen und Kandidaten mussen zudem glaubhaft
machen, dass sie den Anforderungen des jeweiligen Qualifi-
kationsverfahrens gentigen, also bereits mehrheitlich tber
die notigen Handlungskompetenzen verfligen.

Im Validierungsverfahren weisen die Kandidierenden ihre
bisherigen Bildungsleistungen und beruflichen Handlungs-
kompetenzen in einem Validierungsdossier nach. Gestitzt
darauf eruieren Berufs- und Allgemeinbildungsexperten, ob
die fur den eidg. Abschluss geforderten Qualifikationen
vorhanden sind. Falls Licken bestehen, haben die Kandidie-
renden in der Regel funf Jahre Zeit, die fehlenden Kompe-
tenzen durch erganzende Bildung zu erwerben und danach das
Validierungsdossier zur erneuten Beurteilung einzureichen.
Werden die fur den Beruf notwendigen Qualifikationen er-
fullt, wird das entsprechende Fahigkeitszeugnis oder Berufs-
attest erteilt.

Eine Validierung ist nur moglich in Berufen, fur die ein Quali-
fikationsprofil und eine Regelung des anderen Qualifikations-
verfahrens vorliegen. Diese werden von den Organisationen
der Arbeitswelt entwickelt, vom SBFl anerkannt und im Berufs-
verzeichnis veréffentlicht.

Die direkte Zulassung zur Abschlussprifung

Art. 32 der Berufsbildungsverordnung BBV sieht vor, dass Er-
wachsene auch ohne entsprechende berufliche Grundbildung
eine Abschlussprtfung (ein Qualifikationsverfahren) ablegen
kénnen. Vorausgesetzt wird eine mehrjahrige Tatigkeit im
angestrebten Beruf. Sind im theoretischen Wissen Lucken
vorhanden, mussen diese in berufskundlichen und/oder all-
gemeinbilden Kursen geschlossen werden. Zusténdig fur die
Zulassung zu einem Qualifikationsverfahren der beruflichen
Grundbildung ist das Berufsbildungsamt des Wohnkantons.

Die verkurzte berufliche Grundbildung
Unter bestimmten Voraussetzungen kénnen Erwachsene
eine verkirzte berufliche Grundbildung absolvieren. Mit dem
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Lehrbetrieb ist ein Lehrvertrag abzuschliessen. Es gibt einer-
seits die individuelle Verklrzung. Hier bringen die Kandidaten
entweder einen anderen Berufs- oder Bildungsabschluss oder
Berufserfahrung mit. Das Berufsbildungsamt des Wohnkan-
tons entscheidet, ob eine Verkirzung gewahrt wird. Anderer-
seits gibt es die branchenspezifische Verklrzung. Hier werden
spezielle (verklrzte) Ausbildungsgange fur Erwachsene an-
geboten.

Regulédre berufliche Grundbildung

Erwachsene kénnen in einem Lehrbetrieb oder in einer Lehr-
werkstatte eine regulare berufliche Grundbildung absolvieren.
Sie suchen — wie die Jugendlichen — eine Lehrstelle und
unterzeichnen mit dem Lehrbetrieb den Lehrvertrag.

Bei allen Wegen kénnen bereits erbrachte Bildungsleistungen
angerechnet werden. Informationen erteilt das kantonale
Berufsbildungsamt.

9 Abschlussprifung, Anrechnung bereits erbrachter Bildungs-
leistungen, Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grundbil-
dung, Handlungskompetenzen, Qualifikationsverfahren (QV),
Verktrzung der beruflichen Grundbildung

K] B8BG Art. 34; BBV Art. 31, 32,
entsprechende Bildungsverordnung

H www.bae.berufsbildung.ch, www.sbbk.ch, www.sbfi.admin.ch
(Bildung/Berufliche Grundbildung/Berufsabschluss und Berufs-
wechsel fur Erwachsene),
www.berufsberatung.ch (Berufstatige/r), Handbuch berufliche
Grundbildung fir Erwachsene, 2018, SBFI (ehem. BBT)

Berufsbildner/in im Lehrbetrieb

Berufsbildner/innen in Lehrbetrieben (friiher: Lehrmeister/innen)
vermitteln den Lernenden den praktischen Teil der beruflichen
Grundbildung im Lehrbetrieb oder stellen die Vermittlung sicher.
Dabei stutzen sie sich auf den Bildungsplan der jeweiligen
Bildungsverordnung.

Die fir die Ausbildung im Betrieb verantwortlichen Berufs-
bildner/innen werden im Lehrvertrag aufgefihrt. Sie verfligen
Uber ein eidg. Fahigkeitszeugnis EFZ des entsprechenden
Berufs oder Uber eine gleichwertige Qualifikation, mindestens
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zwei Jahre Berufserfahrung im Lehrgebiet und angemessene
berufspadagogische Qualifikationen. Diese kénnen wie folgt
erworben werden:

e Bildung fur Berufsbildner/innen (BBB) im Umfang von 100
Lernstunden (eidg. anerkanntes Diplom)

oder

e Kurs fur Berufsbildner/innen in Lehrbetrieben (KBB) im
Umfang von 40 Kursstunden (kantonaler, eidg. anerkann-
ter Ausweis)

Diese Kurse werden von den Kantonen selbst oder in Zu-
sammenarbeit mit den Organisationen der Arbeitswelt durch-
gefihrt und mit einem Kursausweis bestatigt.

Die berufspadagogische Bildung der Berufsbildner/innen
ist im Rahmenlehrplan fir Berufsbildungsverantwortliche
definiert. Die Inhalte sind nicht berufsbezogen. Sie betreffen
methodisch-didaktische und fihrungsspezifische Grundlagen
fur die Ausbildung von Jugendlichen.

Haben Berufsbildner/innen bereits eine berufspaddagogische
Qualifikation, so kénnen sie vom Besuch der Kurse ganz oder
teilweise befreit werden.

Berufsbildner/innen kénnen auch Fachkrafte des Betriebs
beauftragen, den Lernenden einen Teil der beruflichen Praxis
zu vermitteln. Als Fachkraft gilt, wer Gber eine abgeschlossene
berufliche Grundbildung im Fachbereich der lernenden Person
oder Uber eine gleichwertige Qualifikation verfugt. Verant-
wortlich bleiben auch in diesem Fall die Berufsbildner/innen.

Weitere an der Ausbildung mitwirkende Personen: Grund-
satzlich konnen alle Mitarbeitenden (auch Lernende) auf
Grund ihrer fachlichen Qualifikation und ihrer Zustandigkeit
im Betrieb fur Teile der Ausbildung eingesetzt werden. Die Ver-
antwortung bleibt hier ebenfalls bei den Berufsbildner/innen.

=) Berufshildungsverantwortliche, Lehrbetrieb, Lehrvertrag,
Rahmenlehrplane

K] BBG Art. 45; BBV Art. 40, 44, 76; OR Art. 345a;
Entsprechende Bildungsverordnung; Rahmenlehrplane fir
Berufsbildungsverantwortliche vom 1. Februar 2011, SBFI
(ehem. BBT)

H www.kibb.berufsbildung.ch
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Berufsbildungsamt

Die Kantone sind mit dem Vollzug des Bundesgesetzes tUber
die Berufsbildung beauftragt. Die zustdndige Behorde ist
meistens ein Berufsbildungsamt (auch: Amt fur Berufsbildung,
AfB) oder ein Mittelschul- und Berufsbildungsamt (MBA) oder
eine Dienststelle (z.B. Dienststelle fir Berufsbildung und
Weiterbildung, Fachstelle fur Berufsbildung). Es ist das Kompe-
tenzzentrum fur alle Fragen der Berufsbildung im Kanton.
In einigen Kantonen gehort auch die Berufsinformation und
die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung in den Verant-
wortungsbereich des Berufsbildungsamts.

Die Berufsbildungsdmter sind im Rahmen des Bundesgesetzes
und der kantonalen Gesetzgebung zusténdig fir die Steue-
rung der Berufsbildung in finanzieller und die Koordination
in inhaltlicher Hinsicht. In personeller Hinsicht sind sie fur
ihren Verantwortungsbereich zusténdig.

Sie Uben die Aufsicht Uber die berufliche Grundbildung aus
(Lehrbetrieb, Berufsfachschule, tGberbetriebliche Kurse @K),
stellen die Abschlussprifungen und anderen Qualifikations-
verfahren sicher und sorgen in Zusammenarbeit mit den
Bildungspartnern fir die Qualitatsentwicklung an den drei
Lernorten (Lehrbetrieb, Berufsfachschule, Gberbetriebliches
Kurszentrum).

Sie beteiligen sich an der Weiterentwicklung der Berufsbil-
dung, indem sie Projekte selbst initiieren und durchfthren
oder sich an Projekten anderer Tragerschaften beteiligen oder
deren Finanzierung gewabhrleisten.

Sie koordinieren ihre Tatigkeit regional, sprachregional und
schweizerisch im Rahmen der Schweizerischen Berufsbil-
dungsamterkonferenz der EDK und mit dem Bund sowie den
Organisationen der Arbeitswelt. Insbesondere garantieren
sie die Mobilitat der Lernenden mittels interkantonaler Ver-
einbarungen der EDK (Berufsfachschulvereinbarung BFSV,
Fachschulvereinbarung FSV).

=) Aufsicht, Behérden, Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

K] 8BG Art. 24; BBV Art. 11, 20; kant. Einfuhrungsgesetze zum BBG

H www.afb.berufsbildung.ch, www.sbbk.ch, www.edk.ch
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Berufsbildungsfonds

Berufshildungsfonds sind gemass Berufsbildungsgesetz (BBG)
branchenmassig organisiert. Die Gelder werden innerhalb
einer Branche erhoben und fur die Forderung der Berufs-
bildung branchenbezogen eingesetzt. Trager von Berufsbil-
dungsfonds sind branchenbezogene Arbeitgeberorganisa-
tionen (BBG Art. 60 Abs. 1).

Durch allgemein verbindlich erklarte Berufsbildungsfonds
werden auch Betriebe in die Verantwortung genommen, die
sich vorher nicht an den Kosten der Berufsbhildung beteiligt
und nicht ausgebildet haben. Damit sollen Nicht-Verbands-
mitglieder zu angemessenen Solidaritatsbeitragen verpflich-
tet werden. Die Allgemeinverbindlichkeitserklarung ist in
Art. 60 des Berufshildungsgesetzes (BBG) geregelt. Bedingung
ist, dass sich mindestens 30 Prozent der Betriebe mit min-
destens 30 Prozent der Arbeitnehmenden und der Lernenden
dieser Branche bereits finanziell am Berufsbildungsfonds
beteiligen. Es kdnnen mehrere branchenbezogene Berufs-
bildungsfonds beim gleichen Unternehmen Anspriche geltend
machen, je nachdem, wie viele Berufe in einem Betrieb ver-
treten sind.

Es gibt auch kantonale branchentbergreifende Bildungs-
fonds. Sie richten sich nach kantonalem Recht. Wo kantonale
branchenubergreifende Berufsbildungsfonds eingerichtet
sind, kénnen die betroffenen Organisationen der Arbeitswelt
(OdA) auf freiwilliger Basis mit den entsprechenden Kantonen
eine Beteiligung an den kantonal erhobenen Geldern regeln
oder eine Bereinigung der Leistungskataloge vornehmen.

Beteiligen sich Betriebe bereits finanziell an der Berufsbil-
dung, indem sie in einen Berufsbildungsfonds (z. B. kanto-
naler Fonds) einbezahlen oder sonst nachweisbar angemes-
sene Bildungs- oder Weiterbildungsleistungen erbringen,
durfen sie nicht zu weiteren Zahlungen in einen allgemein
verbindlich erklarten Bildungsfonds verpflichtet werden.

=) Berufsbildungsamt, Finanzierung der Berufsbildung,
Organisationen der Arbeitswelt (OdA)

k] BBG Art. 60; BBV Art. 68
H www.sbfi.admin.ch

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 81



Berufsbildungsforschung

Gemass Art. 4 des Berufsbildungsgesetzes (BBG) ist der Bund
verantwortlich fir die Weiterentwicklung und Steuerung der
Berufsbildungsforschung. Bis eine personell und organisato-
risch dauerhafte Infrastruktur auf international anerkanntem
wissenschaftlichem Niveau erreicht ist, fordert das SBFI die
schweizerische Bildungsforschung.

Das SBFI hat mit einem Gremium von internationalen Exper-
tinnen und Experten thematische Schwerpunkte festgelegt,
die von Leading Houses (Kompetenznetzwerke) geleitet
werden:

e Berufsbildungsékonomie — Betriebliche Entscheidungen
und Bildungspolitik (Universitat Zirich und Universitat Bern)

e Technologien fur die Berufsbildung (ETH Lausanne, Partner)
e Lehr-/Lernprozesse im kaufm. Bereich (Universitat Zurich)

e Governance in Vocational and Professional Education and
Training (Universitat St. Gallen, Universitat Kéln, Partner)

Mit den Forschungsprojekten sollen konzeptionelle Licken
geschlossen und Bedurfnisse der Berufsbildungspolitik und
-praxis abgedeckt werden. Gleichzeitig werden junge For-
scher/innen in die Berufsbildungsforschung einbezogen.

Neben diesen Schwerpunkten fordert das SBFI auch Einzel-
projekte, die sich spezifischen Fragen der Berufsbildung
widmen.

Im Bereich der Berufspadagogik gehort die Forschung zum
Aufgabenbereich des Eidg. Hochschulinstituts fir Berufs-
bildung (EHB). Das EHB bearbeitet die Fragestellungen der
Berufsbildung aus einer multidisziplinaren Perspektive. Das
Institut ist aktiv in der wissenschaftlichen Nachwuchsforde-
rung, bietet einen Master of Science in Berufsbildung an und
organisiert den internationalen Berufsbildungsforschungs-
kongress.

An der Abteilung Sekundarstufe Il/Berufsbildung der Pddago-
gischen Hochschule Zurich (PHZH) sind Publikationen fur die
Ausbildung von Lehrpersonen erschienen, die auf der Er-
fahrung und wissenschaftlichen Reflexion der Dozierenden
aufbauen.
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Am Institut fur Wirtschaftspadagogik der Universitat St.
Gallen wird in Teilbereichen der Berufsbildung geforscht
(Forschungs- und Entwicklungsprojekte in Bildungspolitik
und -institutionen).

Weitere Forschungsakteure im Bereich der Berufsbildung:

e Universitat Basel, Seminar flr Soziologie, TREE (Transitionen
von der Erstausbildung ins Erwerbsleben)

e Université de Genéve, Faculté de psychologie et des scien-
ces de |"éducation

e Universitat St. Gallen, Lehrstuhl fir Wirtschaftspadagogik

e Universitat Zurich, Institut fir Erziehungswissenschaft, Lehr-
stuhl fur Berufsbildung

9 Berufspadagogik, Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB)
K51 BBG Art. 4; BBV Art. 2; AVIG (betr. Weiterbildung)

H www.ehb.swiss., www.ife.uzh.ch, www.iwp.unisg.ch,
www.panorama.ch, www.sbfi.admin.ch, www.soziologie.unibas.ch,
www.tree.unibas.ch, www.unige.ch

Berufsbildungsgesetz (BBG)

Das Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 tber die Berufs-
bildung, in Kraft seit 1. Januar 2004, ist die wichtigste ge-
setzliche Grundlage fir alle Berufsbereiche ausserhalb der
Bildungsbereiche der Hochschulen. Auch die vormals separat
geregelten Bereiche Gesundheit, Soziales und Kunst (GSK)
sowie Land- und Waldwirtschaft sind im Berufsbildungsgesetz
(BBG) geregelt. Es enthalt die 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften des Bundes zu folgenden Bereichen:

e berufliche Grundbildung, einschliesslich Berufsmaturitat
e hohere Berufsbildung

e berufsorientierte Weiterbildung

e Qualifikationsverfahren, Ausweise und Titel

e Bildung der Berufsbildungsverantwortlichen

e Zustandigkeit und Grundsatze der Berufs-, Studien- und
Laufbahnberatung

e Beteiligung des Bundes an den Kosten der Berufsbildung
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Es ordnet auch die Vollzugsorganisation (Behorden, Ver-
waltungsrechtspflege, Strafbestimmungen).

Erganzt wird das Berufsbildungsgesetz (BBG) durch Vollzugs-
vorschriften des Bundes und der Kantone. Beispiele:

e Verordnung Uber die Berufsbildung vom 19.11.2003 (BBV)
e Bildungsverordnungen zu den einzelnen Berufen

¢ Vollzugsvorschriften der Kantone (Einfihrungs- oder Voll-
zugsgesetze)

e Verordnung des SBFI Uber die Mindestvorschriften fur die
Allgemeinbildung in der beruflichen Grundbildung

e Verordnung des WBF Uber die Mindestvorschriften fur
die Anerkennung von Bildungsgangen und Nachdiplom-
studien der héheren Fachschulen

Im Lehrverhaltnis sind neben der eigentlichen Berufsbildungs-
gesetzgebung die OR-Bestimmungen lber den Lehr- und
Arbeitsvertrag und die Arbeitsschutzgesetzgebung zu be-
achten.

9 Behorden, Berufliche Grundbildung, Berufs-, Studien- und Lauf-
bahnberatung, Berufsbildungsamt, Berufsbildungsforschung,
Berufsorientierte Weiterbildung, Weiterbildungsgesetz

K] B8V Art. 63; BBG; BBV; kant. Einfilhrungsgesetze zum BBG
H www.sbfi.admin.ch

Berufsbildungskommissionen

Gemass Art. 69 des Berufsbildungsgesetzes (BBG) setzt der
Bundesrat eine eidg. Berufsbhildungskommission ein. Sie berat
die Bundesbehdrden in allgemeinen Fragen der Berufsbildung,
in Fragen der Entwicklung und der Koordination und deren
Abstimmung mit der allgemeinen Bildungspolitik. Auch
Spezialorgane der Organisationen der Arbeitswelt heissen
oft Berufsbildungskommissionen. Sie sind mit der Erflllung
der Berufsbildungsaufgaben der Berufsverbdande beauftragt.

In den meisten Kantonen besteht gemass der kantonalen
Einflhrungsgesetzgebung eine Berufsbildungskommission
bzw. ein Berufsbildungsrat. Die Aufgaben dieses Organs sind
je nach Kanton unterschiedlich. Oft ist die Kommission ein
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Beratungsorgan der kantonalen Behdrden, meist hat sie auch
Entscheidungskompetenzen.

=) Behorden, Organisationen der Arbeitswelt (OdA)
':1 BBG Art. 69; kant. Einfiihrungsgesetze zum BBG

Berufsbildungsverantwortliche

Der Sammelbegriff «Berufsbildungsverantwortliche» schliesst
alle Fachleute ein, die den Lernenden wéahrend der beruflichen
Grundbildung einen praktischen oder schulischen Bildungs-
teil vermitteln.

Das BBG unterscheidet:

e Berufsbildner/innen in Lehrbetrieben.
Sie bilden Lernende in der beruflichen Praxis aus und ver-
fligen Gber ein eidg. Fahigkeitszeugnis EFZ des Berufs, in
dem sie ausbilden, oder Uber eine gleichwertige Qualifika-
tion, mindestens zwei Jahre Berufserfahrung im Lehrgebiet
und eine berufspadagogische Qualifikation.

e Berufsbildner/innen in anderen Berufsbildungsbereichen
Hier handelt es sich um hauptberufliche und nebenberuf-
liche Berufsbildner/innen in Uberbetrieblichen Kurszentren
und vergleichbaren dritten Lernorten, in Lehrwerkstatten
und anderen fir die Bildung in beruflicher Praxis aner-
kannten Institutionen. Sie verflgen Uber einen Abschluss
der hoheren Berufsbildung oder eine gleichwertige Quali-
fikation auf dem Gebiet, in dem sie unterrichten sowie
Uber zwei Jahre berufliche Praxis im Lehrgebiet.

e Berufsfachschullehrer/innen
Sie unterrichten haupt- oder nebenberuflich und verfigen
Uber eine Lehrbefdhigung fur die Sekundarstufe Il mit
folgenden Qualifikationen: Berufspadagogische Bildung
auf Hochschulniveau, Fachbildung mit einem Abschluss
auf Tertiarstufe, betriebliche Erfahrung von sechs Monaten.

e Prifungsexpertinnen und -experten
Sie werden durch die kantonale Behtrde gewahlt. Pru-
fungsexpertinnen und -experten erhalten den Auftrag, im
Namen der Verwaltung Prafungen oder Teile von Prifun-
gen vorzubereiten und durchzufuhren.
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Die berufspadagogische Bildung und die Abschltsse der
Berufsbildungsverantwortlichen sind in den Rahmenlehrplanen
fur Berufsbildungsverantwortliche geregelt. Diese gelten
jedoch nicht fur die Prifungsexpertinnen und -experten.

Die eidg. Kommission fir Berufsbildungsverantwortliche
Uberwacht die Einhaltung der Bestimmungen, berat das
Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation und
stellt ihm Antrag in folgenden Bereichen:

e Koordination und Anerkennung der Diplome

e Benennung und Aufsicht der Institutionen, die eidg. an-
erkannte Diplome abgeben

Sie erarbeitet Kriterien fur die Gleichwertigkeiten (Anerken-
nungen) und formuliert, welche Nachqualifikationen allenfalls
erforderlich sind.

9 Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Berufsfachschullehrer/in,
Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB), Prifungs-
expertinnen und -experten

K5l 8BG Art. 45ff,; BBV Art. 40ff., Art. 44 bis 47, Rahmenlehr-
plane fur Berufsbildungsverantwortliche vom 1. Februar
2011, SBFI (ehem. BBT)

H www.sbfi.admin.ch

Berufsfachschule

Die Berufsfachschule (friher: Berufsschule) vermittelt die
schulische Bildung (berufskundlicher und allgemeinbildender
Unterricht sowie Sport) gemass Bildungsverordnung und
Bildungsplan. Daneben hat sie einen eigenstandigen Bildungs-
auftrag. Im berufskundlichen Unterricht wird vor allem der
theoretische Teil des zu erlernenden Berufs vermittelt. Im
allgemeinbildenden Unterricht werden Inhalte thematisiert,
die die Entfaltung der Persdnlichkeit sowie die Bildung eigen-
standiger Meinungen foérdern. Viele Berufsfachschulen fuhren
eine Abteilung fir den Unterricht der Berufsmaturitat.

Zusatzangebote der Berufsfachschule wie beispielsweise Ex-
kursionen, die der Erweiterung der beruflichen und/oder der
allgemeinbildenden Kenntnisse dienen, gelten als Unterricht.
Sie sind fur die lernende Person verbindlich. Wird fur einen
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derartigen Anlass betriebliche Arbeitszeit beansprucht, ist
das Einverstandnis der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers
einzuholen. Einzelheiten sind meist in den Schulreglementen/
Schulordnungen bzw. in kantonalen Erlassen geregelt.

Die Berufsfachschulen bieten zudem Stitz- und Freikurse fur
Lernende an. Sie kdnnen auch Angebote der hdheren Berufs-
bildung und der berufsorientierten Weiterbildung bereit-
stellen.

=) Absenzen von der Berufsfachschule, Allgemeinbildender
Unterricht (ABU), Anrechnung bereits erbrachter Bildungs-
leistungen, Berufskundlicher Unterricht, Berufsorientierte
Weiterbildung, Bildungsplan, Freikurse, Interkantonale Fach-
kurse, Sport, Stutzkurse, Unterricht an der Berufsfachschule,
Weiterbildungsgesetz, Zeugnisse

';1 BBG Art. 21; BBV Art. 17 ff., 22; kantonale bzw. kommunale
Vorschriften; jeweiliger Bildungsplan (als Bestandteil der
entsprechenden Bildungsverordnung)

H www.berufsfachschulen-schweiz.ch

Berufsfachschullehrer/in

Berufsfachschullehrer/innen gehéren zum Kreis der Berufs-
bildungsverantwortlichen. Im Berufsbildungsgesetz (BBG)
sind sie als Lehrkrafte fur die schulische Grundbildung und
die Berufsmaturitat aufgefihrt. Im Lexikon wird der an-
wendungsfreundlichere Begriff Berufsfachschullehrer/in
verwendet. Sie verfigen Uber eine Lehrbefahigung fir die
Sekundarstufe Il mit folgenden Qualifikationen:

a) berufspadagogische Bildung auf Hochschulstufe
b) Fachbildung mit einem Abschluss auf Tertiarstufe
¢) betriebliche Erfahrung von sechs Monaten

Das Gesetz unterscheidet zwischen der Lehrbefahigung fur
die berufskundliche Bildung und der Lehrbefahigung fur den
allgemeinbildenden Unterricht oder von Fachern, die ein
Hochschulstudium voraussetzen.

Far die nebenberufliche Bildungstatigkeit und den Sport-
unterricht an Berufsfachschulen gelten besondere Bestim-
mungen.
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=) Allgemeinbildender Unterricht (ABU), Berufsbildungsverant-
wortliche, Berufsfachschule, Berufskundlicher Unterricht,
Sport, Unterricht an der Berufsfachschule

':1 BBG Art. 46; BBV Art. 45 bis 47; Rahmenlehrplane fir Berufs-
bildungsverantwortliche vom 1. Februar 2011, SBFI (ehem. BBT)

Berufsfeld

Ein Berufsfeld umfasst eine Gruppe von Berufen, die unter
sich bezuglich Tatigkeit, Ausbildungsweg und Anforderungen
Verwandtschaften aufweisen. Beispielsweise entsteht ein
Berufsfeld durch die Zusammenfassung von seltenen und
spezialisierten Berufen. Berufsfelder kénnen fir die Berufs-
leute der einzelnen Berufe mehr Moglichkeiten und somit
bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt eréffnen.

9 Berufe, Berufsverzeichnis

Berufsinteressentest

Berufsinteressentests sollen helfen, eine berufliche Tatigkeit
zu finden, die zu den persoénlichen Interessen und Neigungen
passt. Die Ubereinstimmung von persénlichem Interesse und
beruflichem Umfeld ist eine wichtige Voraussetzung fur die
spatere berufliche Zufriedenheit.

In der Berufs- Studien- und Laufbahnberatung sind Berufs-
interessentests wichtige Arbeitsmittel. Sie kénnen helfen
personliche Interessen sowie die Berufswelt zu erkunden.
Jedoch sollten Ergebnisse immer als ein Baustein unter ande-
ren betrachtet werden.

=) Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Eignungstest,
Neigungstest

H www.berufsberatung.ch

Berufskrankheiten

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die ausschliesslich oder
vorwiegend durch die berufliche Tatigkeit und die damit
verbundenen Einwirkungen wie Larm, Schadstoffe, Erschitte-
rungen, schlechte Beleuchtung, einseitige Korperhaltung,
extreme Temperaturen usw. verursacht werden.
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Gemass Arbeitsgesetz durfen Lernenden gefédhrliche Arbeiten
und Tatigkeiten, bei denen eine erhebliche Erkrankungs- oder
Vergiftungsgefahr besteht, nicht Gbertragen werden. Auch
Jugendliche, die eine Schnupperlehre absolvieren, durfen
solche Arbeiten nicht verrichten.

=) Arbeitsgesetz (ArG), Arbeitsmedizin, Arztzeugnis, Gefahrliche
Arbeiten,Unfallversicherung

':1 UVG Art. 9; ArG Art. 29. Abs. 3; ArGV 1; ArGV 3; ArGV 5 Art. 24;
Verordnung des WBF vom 20. Méarz 2001 tber gefahrliche und
beschwerliche Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft

Berufskundlicher Unterricht

Im berufskundlichen Unterricht in der Berufsfachschule er-
werben Lernende unter anderem die Berufskenntnisse und
die berufsspezifischen Handlungskompetenzen. Die entspre-
chenden Leistungsziele oder Ressourcen und die Lektionen-
verteilung sind in der Bildungsverordnung und im Bildungs-
plan verbindlich geregelt. Die Noten des Unterrichts in den
Berufskenntnissen fliessen je nach Regelung der entspre-
chenden Bildungsverordnung in das Gesamtergebnis des
Qualifikationsverfahrens ein oder nicht.

-> Allgemeinbildender Unterricht (ABU), Berufsfachschule,
Bildungsplan, Bildungsverordnungen

K1 sBG Art. 21 Abs. 1

Berufsmaturitat (BM)

Die eidg. Berufsmaturitat erganzt die berufliche Grundbildung
mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ) mit einer erweiterten All-
gemeinbildung. Die erweiterte Allgemeinbildung wird mit
der Berufsmaturitatsprifung abgeschlossen.

Wer eine berufliche Grundbildung auf Stufe EFZ beginnt,
kann parallel dazu den Berufsmaturitatsunterricht besuchen
(BM 1), sofern die Zulassungsvoraussetzungen erfillt sind.
Im Lehrvertrag ist anzukreuzen, ob die lernende Person den
Berufsmaturitatsunterricht besucht oder nicht besucht.

Wer eine berufliche Grundbildung mit einem eidg. Fahig-
keitszeugnis abgeschlossen hat, kann den Berufsmaturitats-
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unterricht in einem Vollzeitlehrgang oder berufsbegleitend in
einem Teilzeitlehrgang besuchen (BM 2) und so das eidg. Berufs-
maturitatszeugnis erwerben.

Die eidgendssische Berufsmaturitatsprifung (EBMP) bietet die
Maoglichkeit, ohne den Besuch eines anerkannten Bildungs-
gangs der Berufsmaturitat ein eidgendssisches Berufsmaturitats-
zeugnis zu erreichen. Voraussetzung zur Zulassung zur EBMP
ist ein eidg. Fahigkeitszeugnis EFZ oder ein altrechtliches Diplom
einer anerkannten Handelsmittelschule.

Der Unterricht umfasst folgende Bereiche:

e einen Grundlagenbereich

e einen Schwerpunktbereich

e einen Erganzungsbereich

Fur alle Ausrichtungen der Berufsmaturitat enthalt der Grund-
lagenbereich folgende Facher:

e erste Landessprache
e zweite Landessprache
e dritte Sprache

e Mathematik

Zum Schwerpunktbereich gehéren folgende Facher:
e Finanz- und Rechnungswesen

e Gestaltung, Kunst, Kultur

e Information und Kommunikation

e Mathematik

e Naturwissenschaften

e Sozialwissenschaften

e Wirtschaft und Recht

Je nach Ausrichtung der Berufsmaturitdt sind davon zwei
Facher zugeteilt.

Zum Erganzungsbereich gehoren folgende Facher:
e Geschichte und Politik

e Technik und Umwelt

e Wirtschaft und Recht

Je nach Ausrichtung der Berufsmaturitat sind davon zwei
Facher zugeteilt.
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Neben der Vermittlung der fachlichen Inhalte hat die Berufs-
maturitat unter anderem durch interdisziplinare Arbeiten das
Ziel, die Methodenkompetenz sowie die Sozial- und Selbst-
kompetenz zu fordern. Zur Berufsmaturitatsprifung gehort
deshalb auch eine interdisziplinare Projektarbeit (IDPA). Die
Lernenden bearbeiten ein Projekt und verfassen eine eigen-
standige Arbeit, die Bezlige herstellt zu mindestens zwei
Berufsmaturitatsfachern und zur Arbeitswelt.

Die Inhaber/innen eines eidg. Berufsmaturitatszeugnisses
sind zum prufungsfreien Zugang an eine dem Beruf ver-
wandte Studienrichtung an einer Fachhochschule berechtigt.
Entspricht die Grundbildung nicht dem gewdinschten Stu-
dienbereich, so kann die Fachhochschule fir die Zulassung
ein qualifizierendes Praktikum (Arbeitswelterfahrung) ver-
langen.

Den Inhaber/innen eines eidg. Berufsmaturitatszeugnisses
steht ebenso die Erganzungsprifung «Berufsmaturitat/Fach-
maturitat — universitare Hochschulen» (Passerelle) offen. Das
Zeugnis Uber die Erganzungsprifung berechtigt sie zum Zu-
gang an eine Universitat in der Schweiz, an eine Eidg. Tech-
nische Hochschule oder an eine padagogische Hochschule.

Fur jedes Berufsmaturitatszeugnis wird ein Certificate Sup-
plement ausgestellt, in dem die Klassifizierung gemass ISCED
(International Standard Classification of Education) aufgefuhrt
ist (supplementprof.ch).

9 Allgemeinbildender Unterricht (ABU), Ausweise der Berufs-
bildung, Berufliche Grundbildung, Berufsfachschule, Drei-
oder vierjahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Fahigkeits-
zeugnis (EFZ), Fachhochschulen (FH), Fachmittelschulen,
Hohere Berufsbildung, Passerelle von der Berufsmaturitat
an universitare Hochschulen, Supplementprof.ch

K1 BBG Art. 25; BBV Art. 22; Verordnung tiber die eidgensssische
Berufsmaturitat (Berufsmaturitatsverordnung) vom 24. Juni 2009

H www.sbfi.admin.ch, www.mb.berufsbildung.ch,
www.supplementprof.ch

Berufsmeisterschaften

Zahlreiche Organisationen der Arbeitswelt ermitteln jahrlich
unter den besten Berufsleuten ihre Schweizermeister/innen.
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Die Schweizermeisterschaften (Swiss Skills) dienen oft gleich-
zeitig als Ausscheidung fur die Teilnahme an den Weltmeister-
schaften.

An den Berufsweltmeisterschaften (World Skills) zeigen alle
zwei Jahre junge Berufsleute, die nicht alter als 22 Jahre alt
sind, ihr berufliches Kénnen. Die ca. 1’000 Kandidaten und
Kandidatinnen aus den Landern der rund 50 Mitgliedorgani-
sationen messen sich an anspruchsvollsten internationalen
Standards in ungefahr 50 Berufen.

Seit 2008 finden — in einem Zweijahresrhythmus — Berufs-
Europameisterschaften (Euro Skills) statt. Rund 500 junge
und talentierte Berufsleute (nicht &lter als 25 Jahre) aus 30
Nationen und ca. 40 Berufen nehmen jeweils am Wettkampf
um den Europameistertitel teil.

H www.swiss-skills.ch, www.euroskills.org, www.worldskills.org

Berufsnotwendige Beschaffungen

Der Lehrbetrieb stellt der lernenden Person die zur Ausbildung
benoétigten Einrichtungen, Gerate und Werkzeuge zur Ver-
fligung. Benotigt die lernende Person personliches Werkzeug
oder eine AusrUstung (z.B. Berufskleider), so erfolgt die
Anschaffung nach Weisung des Lehrbetriebs spatestens nach
Ablauf der Probezeit. Ist nichts anderes im Lehrvertrag ver-
einbart oder Ublich, so hat der Lehrbetrieb die Anschaffungs-
kosten zu Ubernehmen. Muss die lernende Person oder ihre
gesetzliche Vertretung die Kosten tragen, so ist ihr die Wahl
der Bezugsquelle freigestellt.

Die Reinigung der Berufskleider und deren Kostentibernahme
kénnen ebenfalls im Lehrvertrag geregelt werden. Lernende
sollten dabei nicht schlechter gestellt werden als die Ubrigen
in der Branche (GAV) oder im Betrieb beschaftigten Mitarbei-
tenden.

Jedenfalls sind den Lernenden zwingend alle durch die Arbeits-
ausfiihrung notwendigerweise entstehenden Kosten zu er-
setzen.

9 Entschadigung fur Lernende, Lehrvertrag
Kl orArt. 327, 3273, 344a Abs. 5
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Berufsorientierte Weiterbildung

Die berufsorientierte Weiterbildung soll qualifizierten Perso-
nen helfen, ihr Berufswissen der technischen, wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung anzupassen und ihre Allgemein-
bildung zu erweitern. Sie verbessern damit ihre Berufs-
chancen und steigern die berufliche Flexibilitat. Weiterbildung
wird in verschiedener Form und von verschiedenen Institu-
tionen (private und 6ffentliche Schulen, Betriebe, Verbande)
angeboten. Der Bund und die Kantone kénnen durch Bei-
trage und andere Massnahmen Organisationen férdern, die
Veranstaltungen im Bereich der berufsorientierten Weiter-
bildung durchftuhren.

Die berufsorientierte Weiterbildung schliesst sowohl an die
berufliche Grundbildung wie auch an die héhere Berufs-
bildung an.

Sie wird im Berufsbildungsgesetz geregelt. Die Kantone
sorgen flr ein bedarfsgerechtes Angebot an berufsorien-
tierter Weiterbildung. Auf der Ebene der Kantone wird die
berufsorientierte Weiterbildung in den kantonalen Gesetzen
zum Bundesgesetz Uber die Berufsbildung geregelt.

=) Berufsfachschule, Eidg. Berufspriifung, Eidg. héhere Fach-
prufung, Fachhochschulen (FH), Hohere Berufsbildung,
Hohere Fachschulen, Organisationen der Arbeitswelt (OdA),
Weiterbildungsgesetz

';1 BBG Art. 2, 30f.; BBV Art. 29; AVIG (betr. Weiterbildung),
Bundesgesetz Uber die Weiterbildung (WeBiG) vom 20. Juni
2014, Verordnung Uber die Weiterbildung (WebiV) vom
24. Februar 2016

H www.berufsberatung.ch

Berufspaddagogik

Berufspadagogik befasst sich mit den Zielsetzungen, dem
Inhalt und der Methodik der Bildung an den drei Lernorten
(Lehrbetrieb, Berufsfachschule, tberbetriebliches Kurszentrum).

Sie setzt sich z. B. mit folgenden Fragen auseinander:

e Wie kédnnen Fach-, Sozial-, Selbst- und Methodenkompe-
tenz (Handlungskompetenzen, Qualifikationen) aufgebaut
werden, damit die Jugendlichen die zukinftigen berufli-
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chen und gesellschaftlichen Herausforderungen bewaltigen
kénnen?

e Wie sind traditionelle und prozessorientierte Qualifika-
tionsverfahren zu planen und zu gestalten, damit sie
valid, objektiv, chancengerecht und ékonomisch sind?

e Wie bewahren sich die didaktischen Konzepte in der be-
ruflichen Praxis sowie in der schulischen Bildung und wie
konnen sie optimiert werden?

9 Berufsbildungsforschung, Berufsbildungsverantwortliche,
Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Eidg. Hochschulinstitut fur
Berufsbildung (EHB), Prifungsexpertinnen und -experten

K1 sBGArt 48

Berufsverbdnde

Berufsverbande sind private Organisationen mit dem Zweck,
die Interessen eines Berufsstands zu wahren. Sie stellen
einen Zusammenschluss von Arbeitgebenden oder Arbeit-
nehmenden dar. Zum Teil sind Berufsverbande auch sozial-
partnerschaftlich organisiert.

Berufsverbande beteiligen sich als Organisationen der Arbeits-
welt im Rahmen der Verbundpartnerschaft an der Berufs-
bildung. Sie nehmen folgende Aufgaben wahr:

e Federfihrung beim Erarbeiten der Bildungsverordnungen:
Berufsverbande sind insbesondere fir die Definition der
Bildungsinhalte zustandig. Sie stellen beim SBFI Antrag
auf Erlass einer Bildungsverordnung.

e Organisieren der beruflichen Grundbildung: Durchfthren
von Uberbetrieblichen Kursen, Mitwirken bei Abschluss-
prufungen, Bilden der Berufsbildungsverantwortlichen, zum
Teil Fihren von Berufsfachschulen.

e Bereitstellen von Angeboten der héheren Berufsbildung:
Tragerschaft von eidg. Berufsprtfungen und eidg. héheren
Fachprtfungen, Fiihren von héheren Fachschulen.

e Bereitstellen von Angeboten der berufsorientierten Weiter-
bildung.

e Qualitatsentwicklung

e Schaffen und Aufnen von Berufsbildungsfonds

e Information Gber und Werbung fir den Berufsstand
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> Bildungsplan, Bildungsverordnungen, Dachverbande der
Arbeitnehmer/innen und der Arbeitgeber/innen, Eidg.
Berufsprifung, Eidg. hohere Fachprifung, Hohere Berufs-
bildung, Organisationen der Arbeitswelt (OdA), Uberbe-
triebliche Kurse (UK)

K1 8BG Art. 19, 23, 28, 29: BBV Art. 13, 21, 24ff.

Berufsverzeichnis

Das Berufsverzeichnis ist eine detaillierte Zusammenstellung
der gesetzlichen Grundlagen samtlicher vom Bund anerkannter
Bildungsangebote (berufliche Grundbildung und héhere Berufs-
bildung). Es enthalt zudem Adressen der jeweiligen Trager-
organisationen sowie von Bildungsinstitutionen und Behérden.

Das Berufsverzeichnis wird vom SBFI laufend aktualisiert. Das
Berufsverzeichnis ist online verflgbar.

=» Berufliche Grundbildung, Bildungsverordnungen, Héhere
Berufsbildung

H www.bvz.admin.ch

Berufswahlfreiheit

Die Freiheit, Beruf und Arbeitsplatz zu wahlen, ist durch die
Bundesverfassung garantiert. Daraus darf aber nicht abge-
leitet werden, dass alle den Beruf ihrer ersten Wahl erlernen
bzw. austben kénnen. So sind beispielsweise die Voraus-
setzungen zur Erlernung eines Berufs sowie das Angebot an
Ausbildungsplédtzen einschrankende Faktoren.

=) Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

El svart 27

Beschwerde

Die Beschwerde (oder der Rekurs) ist ein formelles Rechts-
mittel gegen Entscheide und Verfiigungen von Behérden und
Amtsstellen. Sie dient dem Rechtsschutz der betroffenen
Blrgerin bzw. des betroffenen Burgers. Das Beschwerde-
verfahren richtet sich nach dem Recht des Gemeinwesens,
dem die Entscheidbehdrde angehoért (Kanton, Bund).
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Grundsatzlich gilt, dass eine Beschwerde nur innerhalb der
gesetzlich festgelegten Frist moglich ist. Beschwerden sind
schriftlich und begriindet sowie unterschrieben einzureichen.
Bei welcher Beschwerdeinstanz und innerhalb welcher Frist
die Beschwerde eingereicht werden kann, geht aus der
Rechtsmittelbelehrung hervor. Eine solche muss auf jeder
Verfligung bzw. jedem Entscheid enthalten sein.

Eine besondere Beschwerde ist die Aufsichtsbeschwerde. Mit
ihr kann generell das Verhalten einer Verwaltungsbehorde
bei der vorgesetzten Behorde gerigt werden. Die Aufsichts-
beschwerde ist jederzeit moglich.

=) Behorden, Berufsbildungsamt, Rechtsschutz, Verfigung
[:1 BBG Art. 61; kant. Gesetze
H www.afb.berufsbildung.ch

Betriebsbesuch

Die Aufsicht Uber die berufliche Grundbildung beinhaltet
auch die Prufung der Qualitat der Bildung in beruflicher
Praxis. Deshalb missen die kantonalen Behorden bzw. ihre
Ausbildungsberater/innen, Berufsinspektoren oder Berufs-
inspektorinnen (oder auch Mitglieder von Aufsichts- oder
Fachkommissionen) einen Betriebsbesuch vornehmen und
sich so vergewissern, ob die Vermittlung der beruflichen
Praxis im Lehrbetrieb vorschriftsgemass durchgefihrt wird.
Ein Betriebsbesuch wird von der kantonalen Behérde auch
vorgenommen, wenn ein Betrieb neu eine Bildungsbewilligung
beantragt.

Die von der kantonalen Behorde bezeichneten Personen
haben Zutritt zu den Arbeits- und Unterkunftsraumen der
Lernenden. Sie kénnen von den Beteiligten Auskinfte ver-
langen sowie in die Bildungsberichte und Lerndokumenta-
tionen Einsicht nehmen.

= Auflésung des Lehrvertrags, Aufsicht, Ausbildungsberater/in,
Berufsbildungsamt, Bildungsbericht, Bildungsbewilligung

K] 8BG Art. 24; BBV Art. 11; kant. Vorschriften
H www.afb.berufsbildung.ch
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Betriebsferien

Bei Betriebsferien mussen alle Arbeitnehmer/innen eines
Betriebs wahrend einer bestimmten Zeit gleichzeitig ihre
Ferien beziehen. Liegen die Betriebsferien ausserhalb der
Berufsfachschulferien, so sind die Lernenden grundséatzlich
verpflichtet, den beruflichen Unterricht zu besuchen. Die fur
den besuchten Unterricht aufgewendete Zeit ist dem Ferien-
guthaben der Lernenden anzurechnen.

9 Berufsfachschule, Ferien, Lehrbetrieb, Unterricht an der
Berufsfachschule

E] OoRrArt 329c Abs. 2

Bildungsbericht

Im Bildungsbericht wird die periodisch stattfindende Uber-
prifung des Lernerfolgs im Lehrbetrieb festgehalten. Diese
findet in Form eines strukturierten Gesprachs zwischen Be-
rufsbildner/in und lernender Person statt.

Art. 20 des Berufsbildungsgesetzes (BBG) beinhaltet, dass
sich die Verantwortlichen der Lehrbetriebe fir den bestmog-
lichen Lernerfolg der Lernenden einsetzen und diesen in
regelmassigen Abstéanden Uberprifen mussen. In der Bildungs-
verordnung ist aufgefihrt, dass die Berufsbildner/innen den
Bildungsstand der lernenden Person festhalten und mit ihr
mindestens einmal pro Semester besprechen.

Der Bildungsbericht ist demnach Pflicht und erganzt die
vielen kirzeren und langeren Diskussionen im Alltag. Nach
der Besprechung werden Zielvereinbarungen und Mass-
nahmen abgeleitet, die in der nachsten Periode und/oder
wahrend der restlichen Bildungsdauer erreicht werden sollen
und spater wieder Uberprift werden kénnen.

Der Bildungsbericht hilft, das Gesprach zu strukturieren und
die Gesprachsinhalte zu definieren. Dadurch kann der Vor-
bereitungsaufwand reduziert werden.

Viele Organisationen der Arbeitswelt stellen Bildungsberichts-
formulare mit den berufsspezifischen Inhalten zur Verfigung.
Ein berufsneutrales Formular fur den Bildungsbericht kann
zusammen mit dem Lehrvertrag unter folgender Adresse
heruntergeladen werden: www.lv.berufsbildung.ch.
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9 Bildungsplan, Lerndokumentation, Standortbestimmung,
Zeugnisse

':1 BBG Art. 20 Abs. 1; BBV Art. 12 Abs. 1 ¢; Bildungsverord-
nungen Abschnitt 7 Lerndokumentation, Bildungsbericht
und Leistungsdokumentation

H www.lv.berufsbildung.ch

Bildungsbewilligung

Lehrbetriebe mussen Uber eine kantonale Bildungsbewilligung
verfligen. Sie berechtigt zur Ausbildung in einem bestimmten
Beruf. Sie wird auf Grund einer Uberpriifung vor Ort (Betriebs-
besuch) durch die kantonale Behdrde ausgestellt. Diese Uber-
pruft, ob die verantwortlichen Berufsbildner/innen und die
Fachkrafte im Lehrbetrieb beschéaftigt sind und kontrolliert,
ob sie Uber die qualifizierte fachliche Bildung und den berufs-
padagogischen Hintergrund verfigen. In den Bildungsver-
ordnungen sind diese Vorschriften berufsspezifisch geregelt.

Zudem muss der Lehrbetrieb nachweisen, dass er standardge-
mass eingerichtet ist und die fur den Lehrberuf vorgesehenen
Bildungsinhalte vermitteln kann.

Erst nach Erhalt der Bildungsbewilligung kann ein Lehrvertrag
genehmigt werden.

Anbieter/innen von schulisch organisierten Grundbildungen
bedurfen ebenfalls einer Bildungsbewilligung durch den Kanton.

9 Ausbildungsberater/in, Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Berufs-
bildungsamt, Betriebsbesuch, Bildungsverordnungen, Lehr-
vertrag, Schulisch organisierte Grundbildung (SOG), Widerruf
der Bildungsbewilligung

':1 BBG Art. 20; kant. Einfihrungsgesetze zum BBG
H www.afb.berufsbildung.ch

Bildungsinstitution

Sammelbegriff fir Anbieter/innen von Bildungsangeboten wie
zum Beispiel Berufsfachschulen oder Kurszentren. Eine Bildungs-
institution sorgt fur die Durchftihrung von Bildungsangeboten
und kann Qualifikationsverfahren oder Teile davon Gbernehmen.
Sie kann unabhangig von eigenen Raumlichkeiten tatig sein.
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=) Berufsfachschule, Héhere Berufsbildung, Tertidrstufe,
Uberbetriebliche Kurse (iiK)

] BBGArt. 16 Abs. 2a

Bildungsplan

Der Bildungsplan des Berufs ist Teil der Bildungsverordnung.
Er ist das berufspadagogische Konzept der beruflichen Grund-
bildung und ein Instrument zur Férderung der Qualitat in der
Bildung. Er wird von der zustdndigen OdA erlassen, vom SBFI
genehmigt und ist verbindlich. Er enthalt

e das Qualifikationsprofil, bestehend aus
- Berufshild
- Ubersicht der Handlungskompetenzbereiche
- Handlungskompetenzen
- Anforderungsniveau des Berufs

e die inhaltliche Ausrichtung der Leistungsziele, unterteilt
nach Lernorten

Seit 2012 sind alle rechtsetzenden Elemente aus dem Bildungs-

plan in die Bildungsverordnung tberfihrt worden, es sind

dies:

e Lektionenzuteilung: Wie viel Zeit wird in der Berufsfach-
schule fur die einzelnen Unterrichtsbereiche aufgewendet?

¢ Uberbetriebliche Kurse: Wie sind sie organisiert und auf-
geteilt und wie lange dauern sie?

e Qualifikationsverfahren: Was wird im Rahmen des Qualifi-
kationsverfahrens gepruft (Qualifikationsbereiche)?

Bei beruflichen Grundbildungen, deren Bildungsverordnungen
noch nicht gemaéss Leittext fur die Verordnungen des SBFI vom
31. August 2012 angepasst worden sind, sind diese Elemente
nach wie vor im Bildungsplan aufgefuhrt.

Fur die Erarbeitung des Bildungsplans stehen verschiedene
Methoden zur Wahl, mit denen die beruflichen Handlungs-
kompetenzen dargestellt werden kénnen:

e Das Handlungskompetenzen-Modell (HK-Modell): Im Bil-
dungsplan werden die zu erwerbenden Handlungskom-
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petenzen konkretisiert. Diese werden in Form von Hand-
lungskompetenzbereichen, Handlungskompetenzen, Situa-
tionen und Leistungszielen dargestellt. Die Handlungs-
kompetenzen umfassen Fach-, Methoden-, Selbst- und
Sozialkompetenzen.

¢ Das Kompetenzen-Ressourcen-Modell (KoRe): Dieses Modell
gibt Ziele vor und ist auf Handlungssituationen ausgerichtet,
die Berufsleute in ihrem Beruf zu bewaéltigen haben. Den
Handlungssituationen werden Ressourcen (Kenntnisse,
Fahigkeiten und Haltungen) zugeordnet.

Mit dem Bildungsplan des Berufs steht den Berufsbildner/innen
in Lehrbetrieben, Uberbetrieblichen Kurszentren und Berufs-
fachschulen ein Instrument zur Verfiigung, mit dem Aus-
bildung und Unterricht systematisch geplant und durchgefthrt
werden.

Der entsprechende Bildungsplan fir den Lehrbetrieb ist an
der Abschlussprifung massgebend fur den Prufungsteil
«Praktische Arbeiten».

Auf Grund des Bildungsplans werden Umsetzungsinstru-
mente fur die drei Lernorte erarbeitet:

Lehrbetrieb

Ausbildungsprogramm fur die
Lehrbetriebe (in vielen Berufen
dient der Bildungsplan als
Planungsinstrument)

Erarbeitet von der OdA
(Bildungsplan: erarbeitet von
der OdA, genehmigt durch
den Bund)

Betrieblicher Bildungsplan

Erarbeitet von den
Berufsbildner/innen

Individueller Bildungsplan

Erarbeitet von den
Berufsbildner/innen
und Lernenden

Berufsfachschule

Lehrplan fur die
Berufsfachschulen

Erarbeitet von der OdA in
Zusammenarbeit mit den
Berufsfachschulen

Schulischer Lehrplan

Erarbeitet von der
Berufsfachschule
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Uberbetriebliche Kurse

Ausbildungsprogramm far die Erarbeitet von der OdA mit den
Uberbetrieblichen Kurse Kantonen und UK-Zentren

Detailplanung des Kurses Erarbeitet von den
Kursleitenden

9 Ausbildungsprogramm fur die Lehrbetriebe, Ausbildungs-
programm fur die Gberbetrieblichen Kurse, Bildungsverord-
nungen, Handlungskompetenzen, Lehrplan fur die Berufs-
fachschulen

I BBV Art 12 Abs. 1

H www.sbfi.admin.ch,
Handbuch Prozess der Berufsentwicklung in der beruflichen
Grundbildung, 2017, SBFI (ehem. BBT)

Bildungsurlaub

Unter einem Bildungsurlaub wird in der Regel eine bezahlte
oder unbezahlte Freistellung der Mitarbeiter/innen zu person-
lichen Bildungszwecken verstanden. Die Kostenbeteiligung
der Arbeitgeber/innen hangt oft davon ab, inwieweit sie an
der Ausbildung interessiert sind. Der Bildungsurlaub ist nicht
gesetzlich geregelt. Hingegen finden sich Vereinbarungen
dazu in einigen Gesamtarbeitsvertragen.

9 Ferien, Gesamtarbeitsvertrag (GAV), Urlaub (unbezahlter)

Bildungsverordnungen

Die Bildungsverordnungen (auch: Verordnungen des SBFI
Uber die berufliche Grundbildung) beschranken sich auf
rechtlich relevante Inhalte des Lehrberufs. Sie definieren die
Kernelemente des Lehrberufs, insbesondere:

e Gegenstand und Dauer der Grundbildung

e Ziele und Anforderungen der Bildung in beruflicher Praxis
und schulischer Bildung

e Arbeitssicherheit, Gesundheitsschutz und Umweltschutz

e Umfang der Bildungsinhalte an den einzelnen Lernorten
und Unterrichtssprache
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e Anforderungen an die Berufsbildner/innen und Hochstzahl
der Lernenden im Betrieb

e Lerndokumentation, Bildungsbericht und Leistungsdoku-
mentation

e Qualifikationsverfahren
e Ausweise und Titel

e Qualitatsentwicklung und Organisation (Zusammensetzung
und Aufgaben der Schweizerischen Kommission flr Berufs-
entwicklung und Qualitat, B&Q)

Der Bildungsplan ist Bestandteil der Bildungsverordnung. Er
ist das inhaltliche und berufspadagogische Konzept der
beruflichen Grundbildung.

Verantwortlich fur die Inhalte der Bildungsverordnung sind
die jeweiligen Organisationen der Arbeitswelt (meist ein
Berufsverband). Das SBFI Uberprift den Entwurf, fihrt eine
Vernehmlassung bei den Verbundpartnern durch und setzt
schliesslich die Bildungsverordnung in Kraft.

Die Kommissionen fur Berufsentwicklung und Qualitat sorgen
dafir, dass die Ausbildungsinhalte und die Ausbildungs-
qualitat der beruflichen Grundbildungen periodisch den
Erfordernissen der Arbeitswelt angepasst werden.

9 Berufsverbdnde, Bildungsplan, Kommissionen fur Berufsentwick-
lung und Qualitat (B&Q), Organisationen der Arbeitswelt (OdA)

K] 8BGArt. 19;BBV Art. 12, 13

H www.sbfi.admin.ch,
Handbuch Prozess der Berufsentwicklung in der beruflichen
Grundbildung vom 30. Méarz 2017, SBFI (ehem. BBT)

Briickenangebote

Briickenangebote sind Bildungsangebote, die nach der obli-
gatorischen Schulzeit auf eine berufliche Grundbildung vor-
bereiten und Jugendlichen durch weitere Qualifizierung eine
hohere Chance auf dem Lehrstellenmarkt ermdéglichen. Einer-
seits werden dadurch Bildungsdefizite am Ende der obliga-
torischen Schulzeit aufgearbeitet, andererseits erfolgt eine
Einfuhrung in die berufliche Praxis. Brickenangebote dienen
auch der Berufsfindung. Sie dauern bis zu einem Jahr.
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Die Grunde fur den Besuch eines Brlickenangebots kénnen
vielféltig sein: Bei bestimmten Berufen sind es besondere
fachliche und schulische Voraussetzungen, die verlangt wer-
den und nach der obligatorischen Schulzeit erworben werden
missen. In anderen Fallen sind es die Jugendlichen selbst,
die wegen fehlender Reife oder ungentigendem schulischem
Rucksack nicht in der Lage sind, eine berufliche Grundbildung
zu beginnen. Einige nehmen eine Zwischenlésung in An-
spruch, weil sie keine Lehrstelle finden.

Folgende Typen werden unterschieden:

e Schulische Brickenangebote

Hier geht es ausschliesslich um die Vermittlung von Allge-
meinbildung ohne Praxisanteil. Meistens handelt es sich
um Berufswahljahre, Berufsvorbereitungsschulen sowie
Integrationsklassen und -kurse. Integrationskurse sind
Angebote fur fremdsprachige Jugendliche, die speziell
auf den raschen Erwerb der am Ort gesprochenen Landes-
sprache und auf die Integration in das gesellschaftliche
Leben ausgerichtet sind. Im Weiteren stellen sie eine
Vorbereitung fir die berufliche Grundbildung dar. Die Aus-
gestaltung der Integrationskurse unterscheidet sich von
Kanton zu Kanton. Informationen zur beruflichen Grund-
bildung von anerkannten Fluchtlingen und zur Integrations-
vorlehre siehe «Migration».

e Vorlehren
Die Vorlehre ist ein Brickenangebot mit einem prakti-
schen sowie einem schulischen Bildungsteil. Der schuli-
sche Teil dauert in der Regel zwei Tage pro Woche, der
praktische Teil, der in einem Betrieb absolviert wird, drei
Tage pro Woche. Manchmal findet die praktische Ausbil-
dung auch in einer schuleigenen Werkstatt statt.

e Vorkurse
Das sind Bruickenangebote der Berufsfachschulen mit Praxis-
teil in schuleigenen Werkstatten oder Ateliers.

Motivationssemester sind ein Angebot der Arbeitslosenver-
sicherung. Sie werden in erster Linie von Jugendlichen ge-
nutzt, welche die Schule abgeschlossen oder eine weiter-
fuhrende Ausbildung abgebrochen und noch keine Lehr-
stelle gefunden haben. Ziel ist es, den Jugendlichen oder
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jungen Erwachsenen eine Lehrstelle bzw. einen Ausbildungs-
platz zu vermitteln und sie auf den Einstieg in eine berufliche
Grundbildung vorzubereiten.

Eine private Form einer Zwischenlésung stellt der Sprach-
aufenthalt dar, den Jugendliche in der Regel mit der Unter-
stltzung der Eltern organisieren. Sie besuchen in einem
anderen Sprachgebiet der Schweiz oder im Ausland eine
Sprachschule. Meist leben sie in einer Familie und helfen dort
im Haushalt und/oder bei der Kinderbetreuung mit (Au-pair).

9 Case Management Berufsbildung, Migration, Ubergang
obligatorische Schule — Sekundarstufe Il

K] 8BG Art. 12, 53 Abs. 2; BBV Art. 7; AVIG Art. 64a und 59¢ bis;
AVIV Art. 97b

H www.eba.berufsbildung.ch,
Egger, Dreher & Partner AG, Vertiefungsstudie Bildungsange-
bote im Ubergang von der obligatorischen Schule in die Berufs-
bildung, 2007, als Download unter: www.sbfi.admin.ch

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 104



Case Management Berufsbildung

Mit diesem Verfahren sollen Massnahmen fir Jugendliche
ab dem 7. Schuljahr (9. Schuljahr HarmoS) und fur junge
Erwachsene unter 25 Jahren getroffen werden, deren Einstieg
in die Berufswelt stark gefdhrdet ist. Es koordiniert alle
Beteiligten sowohl Uber institutionelle und professionelle
Grenzen als auch Uber die Dauer der Berufswahl und der
Grundbildung hinweg und stellt sicher, dass auf dem Weg
von der obligatorischen Schulzeit Gber die berufliche Grund-
bildung in die Berufswelt keine Licken in der Unterstltzung
entstehen.

Ziel des Case Managements Berufsbildung ist es, zu ver-
hindern, dass Jugendliche aus dem Bildungssystem hinaus-
fallen, beziehungsweise dazu beizutragen, sie zu einem
ersten nachobligatorischen Abschluss zu bringen und sie in
die Arbeitswelt zu integrieren. Wichtig ist dabei:

e Hilfe zur Selbsthilfe fir gefahrdete Jugendliche

e Effizienzsteigerung durch Abstimmung der Aktivitaten
aller Beteiligten — auch der betroffenen Jugendlichen

Die Unterstutzung der Jugendlichen kann nétig sein wahrend
der Berufsfindung, beim Ubergang von der obligatorischen
Schulzeit in die Berufsbildung, wahrend der beruflichen
Grundbildung sowie nachher, beim Ubergang in die Arbeits-
welt. Case Management kann auch fur junge Erwachsene
ohne nachobligatorischen Abschluss angewendet werden.

Die Durchfuhrung von Case Management Berufshildung
erfolgt durch die Kantone. Entwickelt wurde das Projekt
gemeinsam von Bund und Kantonen.

=) Brickenangebote, Fachkundige individuelle Begleitung (FiB),
Ubergang obligatorische Schule — Sekundarstufe |l

K] 8BGArt. 3Bst.aundc, Art. 7 und 12

B www.cm berufsbildung.ch, www.sbbk.ch
Egger, Dreher und Partner AG, Nationale Evaluation Case
Management Berufsbildung, Schlussbericht, 2015
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Dachverbdnde der Arbeitnehmer/innen und der
Arbeitgeber/innen

Neben Bund und Kantonen sind die Organisationen der
Arbeitswelt (OdA) Teil der Verbundpartnerschaft der Berufs-
bildung. Sie reden mit, wie die Berufsbildung gestaltet und
gesteuert wird und sorgen fur Bildungsinhalte und Ausbil-
dungsplatze.

Auf der obersten Ebene sind die OdA zu Dachverbanden
zusammengeschlossen, die Mitglieder aus verschiedensten
Branchen und Berufen vertreten. Folgende Dachverbande
sind Teil der Verbundpartnerschaft.

Dachverbande der Arbeitnehmer/innen:

Schweizerischer Gewerkschaftsbund, SGB: www.sgb.ch
Travail.Suisse. www.travailsuisse.ch

Dachverbande der Arbeitgeber/innen:

Schweizerischer Arbeitgeberverband: www.arbeitgeber.ch
Schweizerischer Gewerbeverband: www.sgv-usam.ch

Die Branchen- und Berufsverbande sind fur die einzelnen
Berufe zustandig.

9 Berufsverbande, Verbundpartnerschaft

El ssGArt. 1

Datenbank Lehrabschlusspriifung

Die Datenbank Lehrabschlussprifung (DBLAP) ist eine Web-
anwendung zur Verwaltung von Daten rund um den betrieb-
lichen Teil des Qualifikationsverfahrens in der beruflichen
Grundbildung (kaufmannische Grundbildung und Detail-
handel).

Die Plattform bezieht Uber elektronische Schnittstellen zu
den kantonalen Systemen die fur die Prifungsdurchfiihrung
notwendigen Daten und stellt diese den Lehrbetrieben, den
GK-Organisationen und den Ausbildungs- und Prafungs-
branchen zur Verfigung. Die Berufsbildungsverantwortlichen
tragen die Noten ein, die von Lehrbetrieb und Uberbetrieb-
lichem Kurs gesetzt werden. Die Daten werden anschliessend
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von den Kantonen auf der Plattform abgeholt und bilden die
Grundlage zur Ermittlung des Prifungsresultats.

9 Qualifikationsverfahren (QV)

H www.dblap.ch, www.qv.berufsbildung.ch (Newsletter dblap)

Depression und Suizidgefahrdung

Leichte depressive Verstimmungen bis hin zu schweren de-
pressiven Storungen gehoéren zu den haufigsten psychischen
Erkrankungen bei Jugendlichen. Sechs bis elf Prozent aller
16- bis 20-jahrigen Lernenden in der Berufsbildung beschrei-
ben Symptome einer depressiven Verstimmung. Madchen
sind haufiger betroffen als Jungen. Suizid ist die zweithau-
figste Todesursache bei Jugendlichen (nach Unfallen).

Berufsbildungsverantwortliche kénnen Lernenden nur begrenzt,
namlich im Bereich der Gefahrdungseinschatzung und Lern-
begleitung, beistehen. Diagnose und Therapie der Lernenden
hingegen ist Aufgabe einer psychologisch-psychiatrisch aus-
gebildeten Fachperson. Bei Anzeichen fir eine psychische
Erkrankung soll méglichst friihzeitig eine Beratungs- oder
Fachstelle kontaktiert werden. Anlaufstelle fur erste Informa-
tionen sind die kantonalen Berufsbildungsamter. Sie beraten
und vermitteln Adressen von Fachstellen.

9 Beratungsstellen
K1 ArG Art 6, Art. 29 Abs. 1 und 2, Art. 32; OR Art. 328
H www.mb.berufsbildung.ch

Deutschschweizerische Berufsbildungsamter-
Konferenz (DBK)

2007 wurde die DBK aufgeldst. Die Dienstleistungen und
Produkte der DBK wurden ins Schweizerische Dienstleistungs-
zentrum Berufsbildung | Berufs-, Studien- und Laufbahn-
beratung (SDBB) und teilweise an die Schweizerische Berufs-
bildungsédmter-Konferenz (SBBK) Ubergeben. Alle Produkte
und Dienstleistungen der DBK fur die Praxis der Berufsbildung
sind weiterhin beim SDBB erhaltlich. Die DBK-Webseite ist
ins Portal berufsbildung.ch Gbergegangen.
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=) Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktoren (EDK)

H www.berufsbildung.ch, www.sdbb.ch, www.sbbk.ch

Diplome

Erfolgreiche Absolventinnen und Absolventen einer eidg.
Berufsprifung erhalten einen vom SBFI ausgestellten Fach-
ausweis z.B. Hauswart mit eidgendssischem Fachausweis.

Erfolgreiche Absolventinnen und Absolventen von eidg.
héheren Fachprtfungen erhalten ein vom SBFI ausgestelltes
Diplom. Die Inhaberin bzw. der Inhaber des Diploms kann
der betreffenden Berufsbezeichnung den Zusatz «diplomiert»
beifligen, beispielsweise: dipl. Wirtschaftsprtfer oder Coiffeur
mit eidg. Diplom. In den handwerklichen Berufen sind die
Meistertitel noch Ublich, z. B. Schreinermeisterin, Gartner-
meister. Diese eidg. Diplome und Titel geniessen einen 6ffent-
lichen Schutz. Die Titelinhaber/innen werden in ein vom SBFI
geflihrtes Register eingetragen. Wer einen solchen Titel fur
sich verwendet, ohne dazu berechtigt zu sein, wird mit Haft
oder Busse bestraft.

Erfolgreiche Absolventinnen und Absolventen von héheren
Fachschulen erhalten ein von der Schule bzw. ihrem Trager
ausgestelltes eidg. anerkanntes Diplom, z.B. diplomierte
Pflegefachfrau HF.

Berufsbildner/innen in Lehrbetrieben, die 100 Lernstunden
absolviert und ein Qualifikationsverfahren durchlaufen und
bestanden haben, erhalten ein eidg. anerkanntes Diplom.

Daneben gibt es auch Diplome von verschiedenen privaten
Institutionen, zum Beispiel Handelsdiplome, Diplome nach
einem absolvierten Fernkurs usw., die keine staatliche Aner-
kennung geniessen.

=) Ausweise der Berufshildung, Berufsbildungsverantwortliche,
Berufsverzeichnis, Eidg. Berufsprifung, Eidg. hohere Fach-
prufung, Hohere Berufsbildung, Supplementprof.ch

Es]1 BBG Art. 43f.; BBV Art. 361.

H www.sbfi.admin.ch
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Disziplinarordnung

Berufsfachschulen, Kurskommissionen fir Uberbetriebliche
Kurse und Prifungskommissionen erlassen vielfach Regle-
mente oder allgemeine Bestimmungen Uber das Disziplinar-
und Absenzenwesen. Im Reglement Gber das Absenzenwesen
sind vorwiegend die als entschuldigt oder nicht entschuldigt
geltenden Absenzen der Lernenden sowie das notige Ver-
halten der Schulleitung gegentber den Lernenden in solchen
Fallen umschrieben. Eine Disziplinarordnung enthalt die
Aufzahlung moglicher Massnahmen, die gegentber von
Lernenden ergriffen werden kénnen, wenn z.B. Verstosse
gegen die Schulordnung vorliegen. Lernende sind jedenfalls
vorgangig zur Sache anzuhoren, wenn Uber sie eine Diszi-
plinarmassnahme verhangt werden soll.

=) Absenzen von der Berufsfachschule, Aufsicht

Dokumentation berufliche Grundbildung

Das SDBB hat in Zusammenarbeit mit dem Staatssekretariat
fur Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) und den Orga-
nisationen der Arbeitswelt (OdA) die Plattform «Dokumen-
tation berufliche Grundbildung» entwickelt.

Auf der Plattform stehen fir OdA eine Ordner-Vorlage sowie
eine Muster-Website zur Verfugung auf Grund derer ohne
grossen Aufwand eine berufsspezifische «Dokumentation
berufliche Grundbildung» erstellt werden kann. Die «Doku-
mentation berufliche Grundbildung» wird in der Berufswelt
auch als Arbeitsbuch, Ausbildungsdokumentation oder Bil-
dungsordner bezeichnet.

Es handelt sich um ein Ablagesystem, in dem die lernende
Person ihre wichtigen Unterlagen der Ausbildung einordnen
kann und das zudem die wesentlichen Informationen rund um
die berufliche Grundbildung enthalt. Die Lerndokumentation,
die im Wesentlichen aus den Lernberichten der Lernenden
besteht, ist ein Teil der Dokumentation berufliche Grund-
bildung.

Das Eidg. Hochschulinstitut fir Berufsbildung EHB hat mit
den «Standards fur eine gute Lerndokumentation in der
beruflichen Grundbildung» eine wichtige Arbeitsgrundlage
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erstellt. Die Standards dienen den Organisationen der Ar-
beitswelt OdA als wichtige Grundlage beim Erstellen einer
brancheneigenen Lerndokumentation.

=) Lerndokumentation
H www.oda.berufsbildung.ch

Drei- oder vierjdhrige berufliche Grundbildung
mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ)

Die Bildung findet an den drei Lernorten Lehrbetrieb, Berufs-
fachschule und Uberbetriebliches Kurszentrum statt. Die
Ziele und Anforderungen und deren Aufteilung auf die Lern-
orte sind in den vom Bund erlassenen Bildungsverordnungen
fur die einzelnen Berufe respektive im jeweiligen Bildungsplan
festgelegt.

Die drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung wird mit
einem eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ) abgeschlossen. Dieses
eidg. Fahigkeitszeugnis bescheinigt, dass die Absolventin oder
der Absolvent die auf dem Arbeitsmarkt geforderten fachlichen
Voraussetzungen zur Auslibung eines Berufs mitbringt.

Waéhrend oder nach Abschluss einer beruflichen Grundbildung
kann der Berufsmaturitatsunterricht besucht und das eidg.
Berufsmaturitatszeugnis erworben werden.

Der Inhaberin bzw. dem Inhaber eines eidg. Fahigkeitszeug-
nisses stehen eine Vielzahl von Weiterbildungsmoglichkeiten
im Bereich der hoheren Berufsbildung oder der berufsorien-
tierten Weiterbildung offen.

Zum eidg. Fahigkeitszeugnis EFZ wird eine Zeugniserlduterung
abgegeben, in der das Niveau des Abschlusses im NQR-CH-BB
(nationaler Qualifikationsrahmen fir Abschlisse der Berufs-
bildung) aufgefthrt ist (supplementprof.ch).

9 Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grundbildung, Berufs-
maturitat (BM), Berufsorientierte Weiterbildung, Freikurse,
Hohere Berufshildung, Supplementprof.ch, Stutzkurse, Zwei-
jahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

K] BBG At 17 und 38

H www.mb.berufsbildung.ch, www.supplementprof.ch
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Duales System

Unter dualem Berufsausbildungssystem versteht man die
parallele Ausbildung in Betrieb und Berufsfachschule. Voraus-
setzung fur eine Berufsausbildung im dualen System ist ein
Lehrvertrag, den der Lehrbetrieb mit der lernenden Person
abschliesst. Grundsatzlich wird der praktische Teil der Aus-
bildung in den Betrieben vermittelt — erganzt durch die
Uberbetrieblichen Kurse, den berufskundlichen Teil und den
allgemeinbildenden Unterricht in der Berufsfachschule. Die
meiste Zeit verbringen die Lernenden im Betrieb, wo die
Ausbildung im Arbeitsprozess erfolgt. Berufliche Qualifika-
tion beschrankt sich nicht nur auf die fachliche Ebene, son-
dern den Lernenden werden sdamtliche Aspekte, die einen
Beruf ausmachen, vermittelt oder aufgezeigt.

Im dualen Berufsbildungssystem tragt die Wirtschaft die
Hauptverantwortung fur die Ausbildung des Berufsnach-
wuchses, womit gewahrleistet ist, dass sich die Qualifizie-
rung an den Bedurfnissen des Arbeitsmarkts orientiert.

=» Berufliche Grundbildung, Lernorte
K1 8BGArt 16,21, 23

Durchlassigkeit

Das Prinzip der Durchlassigkeit «Kein Abschluss ohne An-
schluss» galt als wichtiger Leitsatz fur die Reform des Berufs-
bildungsgesetzes (BBG). Seit der Inkraftsetzung des Berufs-
bildungsgesetzes 2004 ist dieses Prinzip zwischen den einzel-
nen Ausbildungen und allen Bildungsstufen des Schweizer
Bildungssystems gewahrleistet. Auch ausserhalb Ublicher
Bildungsgange erworbene berufliche oder ausserberufliche
Praxiserfahrung und fachliche oder allgemeine Bildung
werden angemessen angerechnet.

Nach Abschluss einer zweijahrigen beruflichen Grundbildung
kann eine lernende Person — je nach Mdéglichkeit des Berufs-
felds — in eine verkUrzte drei- oder vierjahrige berufliche
Grundbildung eintreten und einen weiteren Abschluss auf Stufe
des eidg. Fahigkeitszeugnisses erlangen. Ist eine lernende
Person in einer drei- oder vierjahrigen beruflichen Grundbil-
dung tberfordert, ist es ihr moglich, in eine zweijahrige beruf-
liche Grundbildung EBA zu wechseln.
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Inhaber/innen eines eidg. Fahigkeitszeugnisses kénnen auf
der Tertiarstufe einen eidg. Fachausweis, ein eidg. Diplom oder
ein eidg. anerkanntes Diplom einer héheren Fachschule er-
werben (hohere Berufsbildung).

Der Abschluss der Berufsmaturitat erméglicht die Fortsetzung
der Ausbildung auf der Tertiarstufe. Er berechtigt zu einem
prufungsfreien Zugang zu den Fachhochschulen. Die Passe-
relle (Dauer ein Jahr), die mit einer Ergdnzungsprifung ab-
geschlossen wird, 6ffnet den Inhabern und Inhaberinnen der
Berufsmaturitat zudem den Zutritt an alle Universitaten und
Eidgendssischen Technischen Hochschulen.

Unter Durchlassigkeit wird auch der Wechsel von einem Beruf
zum anderen verstanden, z. B. von der Detailhandelsfachfrau
zur Fachangestellten Gesundheit FAGE. Bildungsvorleistungen
werden bei einer zweiten beruflichen Grundbildung ange-
rechnet. Die kantonale Behérde entscheidet im Einzelfall
Uber die Verkirzung der beruflichen Grundbildung und die
Befreiung von Fachern an der Berufsfachschule. Der allge-
meinbildende Unterricht fallt bei der zweiten beruflichen
Grundbildung weg, weil er nicht berufsspezifisch ist. Oft wird
der Beruf auch innerhalb eines Berufsfelds gewechselt. So
kann beispielsweise ein Zeichner EFZ Fachrichtung Archi-
tektur, unter Anrechnung bereits erworbener Bildungsleis-
tungen eine verkirzte berufliche Grundbildung zum Maurer
absolvieren.

e 2 Anrechnung bereits erbrachter Bildungsleistungen, Berufs-
abschluss fur Erwachsene, Briickenangebote, Drei- oder
vierjahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Fahigkeits-
zeugnis (EFZ), Fachhochschule (FH), Hohere Berufshildung,
Passerelle von der Berufsmaturitat an universitare Hoch-
schulen, Tertidrstufe, Zweijahrige berufliche Grundbildung
mit eidg. Berufsattest (EBA)

[:1 BBG Art. 9; Bildungsverordnungen
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Eidg. Berufspriifung

Die eidg. Berufsprufung ist ein Abschluss auf Stufe der
hoheren Berufsbildung (Tertiarstufe). Damit wird ausge-
wiesen, dass die Inhaber/innen solide praktische Fahigkei-
ten mit theoretischen Fachkenntnissen verbinden kénnen.
Absolventen und Absolventinnen einer eidg. Berufsprtfung
arbeiten als Fachspezialisten und -spezialistinnen oder Uber-
nehmen Fuhrungsfunktionen. Wer die Berufsprifung be-
standen hat, erhalt einen eidg. Fachausweis.

Fur jede eidg. Berufsprifung — z.B. Bau-Polier, Berufsbil-
dungsfachmann, Betriebsleiterin Landwirtschaft, Floristin —
hat die zustédndige Tragerschaft bestehend aus einer oder
mehreren Organisationen der Arbeitswelt (Berufsverband)
eine Prufungsordnung zu erstellen, die der Genehmigung
des SBFI unterliegt.

Als Titel fur die Inhaberin bzw. den Inhaber des eidg. Fach-
ausweises wird der Berufsbezeichnung der Zusatz «mit eidg.
Fachausweis» beigefligt: z.B. Carrosseriewerkstattleiterin
mit eidg. Fachausweis oder Fachmann/Fachfrau im Finanz-
und Rechnungswesen mit eidg. Fachausweis.

Werden in einem Bereich sowohl eine eidg. Berufsprtfung
als auch eine hohere Fachprifung angeboten, so stellt die
Fachprtfung hohere Anforderungen.

Ein Diplomzusatz, in dem aufgefuhrt ist, auf welchem Niveau
der Abschluss innerhalb des Nationalen Qualifikationsrahmen
Berufsbildung (NQR) und des Europaischen Qualifikations-
rahmen (EQR) eingestuft wird, ist fir jede eidg. Berufsprifung
vorgesehen (werden fortlaufend erganzt).

Absolventinnen und Absolventen von vorbereitenden Kursen
fur die eidg. Berufsprufung werden vom Bund mit finanziellen
Beitragen unterstitzt (siehe «Hohere Berufsbildung»).

=) Ausweise der Berufsbildung, Berufsverzeichnis, Diplome,
Eidg. hohere Fachprifung, Hohere Berufsbildung, Supplement-
prof.ch, Tertidrstufe

K51 8BG Art. 28, 36, 42, 43; BBV Art. 36ff.

H www.sbfi.admin.ch, www.sbfi.admin.ch/bundesbeitraege,
www.sdbb.ch (Abwicklungsstelle EP), www.supplementprof.ch
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Eidg. Departement fiir Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF)

Im Bereich der Berufsbildung ist das Departement fur Wirt-
schaft, Bildung und Forschung (WBF) die oberste Aufsichts-
und Vollzugsinstanz des Bundes. Zum WBF gehoéren unter
anderem das Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI) sowie das Staatssekretariat fir Wirtschaft
(SECO). Das SBFI ist zustandig fur die Belange der Berufs-
bildung auf Stufe Bund. Innenpolitisch gewahrleistet das
SECO unter anderem den Arbeitnehmerschutz.

=) Behorden, Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI), Staatssekretariat fur Wirtschaft (SECO)

H www.wbf.admin.ch

Eidg. Hochschulinstitut fiir Berufsbildung (EHB)

Das Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB) ist das
Kompetenzzentrum des Bundes fir Lehre und Forschung in
der Berufspadagogik, der Berufsbildung und der Berufsent-
wicklung. Zu seinen Kernaufgaben gehoren die Bildung von
Berufsfachschullehrer/innen und anderen Berufsbildungsver-
antwortlichen wie Prifungsexpertinnen und -experten sowie
Forschung und Entwicklung. Dartber hinaus fihrt das EHB
Auftrage fur Dritte aus.

=) Berufspadagogik, Berufshildungsforschung, Berufsfach-
schullehrer/in

H www.ehb.swiss

Eidg. hohere Fachpriifung

Die eidg. hohere Fachprifung (friher: Meisterprifung) ist
ein Abschluss auf Stufe der hoheren Berufsbildung (Tertiar-
stufe). Damit soll festgestellt werden, ob die Bewerber und
Bewerberinnen die erforderlichen Fahigkeiten und Kenntnisse
besitzen, um einen Betrieb selbststdndig zu leiten oder als
Expertinnen und Experten in ihrem Berufsfeld zu fungieren.

Fir jede eidg. héhere Fachprifung — z.B. dipl. Baumeister,
dipl. Geigenbaumeister, dipl. ICT-Manager, dipl. Tourismus-
Expertin — hat die zustandige Tragerschaft bestehend aus
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einer oder mehreren Organisationen der Arbeitswelt (Berufs-
verband) eine Prifungsordnung zu erarbeiten, die der Geneh-
migung des SBFI unterliegt.

Als Titel fur die Inhaberin bzw. den Inhaber des eidg. Diploms
wird der Berufsbezeichnung der Zusatz «diplomiert» oder
«mit eidg. Diplom» beigefugt: z. B. dipl. Wirtschaftspriferin
oder Coiffeur mit eidg. Diplom. In den handwerklichen Be-
rufen sind die Meistertitel noch Ublich, z. B. Schreinermeisterin,
Gartnermeister.

Werden in einem Bereich sowohl eine eidg. Berufsprifung
als auch eine hohere Fachprtfung angeboten, so stellt die
Fachprtufung hohere Anforderungen.

Ein Diplomzusatz, in dem aufgefthrt ist, auf welchem Niveau
der Abschluss innerhalb des Nationalen Qualifikationsrahmen
Berufsbildung (NQR) und des Europaischen Qualifikations-
rahmen (EQR) eingestuft wird, ist fur jede eidg. hohere Fach-
prufung vorgesehen (werden fortlaufend erganzt).

Absolventinnen und Absolventen von vorbereitenden Kursen
fur die eidg. hohere Fachprtufung werden vom Bund mit finan-
ziellen Beitragen unterstitzt (siehe «Hohere Berufsbildung»).

=) Ausweise der Berufsbildung, Berufsverzeichnis, Diplome,
Eidg. Berufsprifung, Hohere Berufsbildung, Supplement-
prof.ch, Tertiarstufe

K] 8BG Art. 28, 42, 43; BBV Art. 36 ff.

H www.sbfi.admin.ch, www.sbfi.admin.ch/bundesbeitraege,
www.sdbb.ch (Abwicklungsstelle EP), www.supplementprof.ch

Eignungstest

Eignungstests gehdren zu den Hilfsmitteln, mit denen Lehr-
betriebe Lernende auswéhlen. Sie werden von Betrieben,
Berufsverbanden, Organisationen der Arbeitswelt oder Priva-
ten angeboten.

Eignungstests kdnnen den Lehrbetrieben helfen, im Auswahl-
verfahren zu grosserer Sicherheit zu gelangen. Lehrbetriebe
sollten sich jedoch beim Berufsverband erkundigen, ob die
Verwendung eines Eignungstests empfohlen wird und wenn
ja, welcher Test sich fir den entsprechenden Lehrberuf eignet.
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Es werden auch branchen- bzw. berufsunabhangige Eignungs-
tests auf dem Markt angeboten. Sie sind Momentaufnahmen,
die vorwiegend schulisches Wissen abfragen. Ihre Resultate
haben deshalb nur beschrankte Aussagekraft fir die Gesamt-
beurteilung der Bewerber/innen.

=) Berufsinteressentest, Berufs-, Studien- und Laufbahn-
beratung, Neigungstest, Selektion, Selektionsmappe

H www.berufsberatung.ch

Elterliche Sorge

Unter elterlicher Sorge versteht man das Recht und die Pflicht
der Eltern, ihre Kinder mit Blick auf deren Wohl zu betreuen
und zu erziehen sowie rechtlich zu vertreten (z.B. beim
Abschluss des Lehrvertrags). Die rechtliche bzw. gesetzliche
Vertretung ist so weit eingeschrankt, als den Kindern bereits
eine eigene beschrankte Handlungsfahigkeit zukommt.

Unter elterlicher Sorge stehen alle, die unmindig sind und
deren Eltern weder gestorben sind noch ihre Sorge durch
einen Gerichtsentscheid oder einen behordlichen Akt ver-
loren haben. In der Regel tGben die Eltern die Sorge gemein-
sam aus. Bei unverheirateten Eltern befindet sich das Kind
unter der Sorge der Mutter, sofern nichts anderes vereinbart
wird. Sind beide Eltern entmindigt oder gestorben, kommen
die Kinder unter Vormundschaft. Nach dem Tod eines Eltern-
teils steht die Sorge dem Uberlebenden Elternteil zu, sofern
das Sorgerecht bis dahin von den Eltern gemeinsam ausgetibt
wurde. Andernfalls muss die KESB (Kindes-und Erwachsenen-
schutzbehorde) tUber die elterliche Sorge entscheiden.

9 Gesetzliche Vertretung, Lehrvertragsparteien, Rechte und
Pflichten der gesetzlichen Vertretung, Volljahrigkeit

Kl zcB Art. 2961f.

Entschadigung fiir Lernende

Die Entschadigung (Lohn) der lernenden Person ist im Lehr-
vertrag zu regeln. Uber die Hohe bestehen keine gesetzlichen
Vorschriften, dagegen liegen fur viele Berufe Richtlinien
von Berufsverbanden vor. Die Berufsbildungsamter geben
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Auskunft Gber die berufs- und ortstblichen Ansatze. Der
lernenden Person ist eine schriftliche Lohnabrechnung zu
Ubergeben, in der Regel monatlich, d. h., immer dann, wenn
der Lohn ausbezahlt wird.

Erkrankt die lernende Person, so hat sie Anspruch auf Lohn-
zahlungen fur eine begrenzte Zeit, soweit die Lohnausfalle
nicht anderweitig durch Versicherungen usw. gedeckt sind. Die
Dauer wurde durch die Gerichte festgelegt und betrégt nach

Basler Skala:

1. Jahr 3 Wochen
2.und 3. Jahr 2 Monate
4. Jahr 3 Monate
Berner Skala:

1. Jahr 3 Wochen
2. Jahr 1 Monat

3. und 4. Jahr 2 Monate

Zurcher Skala:

1. Jahr 3 Wochen
2. Jahr 8 Wochen
3. Jahr 9 Wochen
4. Jahr 10 Wochen
Abzlge

Abzige vom Gesamt- bzw. Bruttolohn kénnen fur Versiche-
rungspramien (wie AHV, ALV, EO, IV, NBU) vorgenommen
werden. Beim Bruttolohnprinzip kénnen auch fur Leistungen
der Arbeitgebenden wie Unterkunft, Verpflegung usw. Ab-
ztige vom Lohn der Lernenden vereinbart werden. Die Pramie
far die Berufsunfallversicherung ist von Gesetzes wegen
durch die Arbeitgebenden aufzubringen. Fir den Besuch des
Pflichtunterrichts und der Uberbetrieblichen Kurse, den Be-
such von Frei- und Stutzkursen im gesetzlich vorgesehenen
Umfang und fir die Abschlussprifung dirfen der lernenden
Person keine Lohnabzlige gemacht werden. Nach Vornahme
aller Abzlge ergibt sich der Nettolohn.

Wenn sich die lernende Person wahrend des Besuchs der
Uberbetrieblichen Kurse auswarts verpflegen muss, darf ihr
der Beitrag auferlegt werden, mit dem sie auch ausserhalb
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der Kurse fur Verpflegung zu rechnen hatte. Der Lehrbetrieb
muss lediglich fir die Mehrkosten aufkommen.

Gratifikation

Die Gratifikation ist eine Sondervergttung, die — anders als
der 13. Monatslohn — nur bei besonderem Anlass, etwa fir
gute Leistungen oder bei gutem Geschaftsergebnis, freiwillig
gewahrt wird. Sie wird jedoch zur Verpflichtung, wenn sie
verabredet ist. Auch eine regelmadssige und vorbehaltlose
Auszahlung ohne ausdruckliche Verabredung kann eine solche
Verpflichtung bewirken. Endet das Lehrverhaltnis, bevor der
Zeitpunkt zur Ausrichtung der Gratifikation gekommen ist,
so hat die lernende Person einen Anspruch auf einen ver-
haltnismassigen Teil davon, wenn dies verabredet ist.

Konfliktfall

Im Konfliktfall hat das Gericht zu entscheiden, wobei in der
Regel in einem ersten Schritt ein Schlichtungsverfahren
durchgefthrt wird. Bei einer gerichtlichen Beurteilung sind
Abmachungen des Lehrvertrags und Bestimmungen des
Gesamtarbeitsvertrags (GAV) zu bericksichtigen. Bei Krank-
heit und Unfall darf die Lohnzahlung nicht unterbrochen
werden, auch darf sie nicht bis zur Regelung allfalliger
Versicherungsfragen ausgesetzt werden.

Militardienst

Muss die lernende Person wahrend der Dauer der beruflichen
Grundbildung Militardienst leisten, so stehen ihr fur die
gleiche Zeit wie bei Krankheit 80 Prozent des Lohnes zu.
Wird dieser Betrag nicht durch die Erwerbsausfallentschadi-
gung des Bundes gedeckt, hat die Arbeitgeberin bzw. der
Arbeitgeber die Differenz zu entrichten.

Nutzung des Lohns

Der Lohn der lernenden Person steht unter ihrer eigenen
Verwaltung und Nutzung (ZGB Art. 323), gehort also ihr. Die
Eltern konnen aber davon einen angemessenen Unterhalts-
beitrag beanspruchen, wenn die lernende Person noch bei
ihnen wohnt.

Weitere Lohnleistungen
Zur eigentlichen Grundentschadigung kénnen bei entsprechen-
der Vereinbarung im Lehrvertrag weitere Leistungen des
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Lehrbetriebs kommen, z.B. Gratifikationen oder Zulagen
verschiedenster Art wie Teuerungs-, Kleider-, Fahrt- oder
Schmutzzulagen, aber auch Beitrage an Unterkunft und
Verpflegung.

Verbleib im Lehrbetrieb

Bei Verbleib der lernenden Person im Lehrbetrieb nach
Abschluss der beruflichen Grundbildung, auch nach nicht
bestandener Abschlussprifung, muss das Arbeitsverhaltnis
— und somit auch der Lohn — zwischen Arbeitgebenden und
Arbeitnehmenden neu geregelt werden. Hier missen allen-
falls Gesamtarbeitsvertrage beachtet werden.

Wird das Lehrverhaltnis verlangert, weil die Abschlussprifung
nicht bestanden wurde, muss der Lehrvertrag entsprechend
angepasst werden. Eine Verlangerung des Lehrverhaltnisses
muss vom Berufsbildungsamt genehmigt werden.

e 2 Arbeitslosenversicherung, Berufsnotwendige Beschaffungen,
Freikurse, Gesamtarbeitsvertrag (GAV), Militardienst/Zivildienst,
Naturallohn, Sozialabziige, Uberbetriebliche Kurse (iiK),
Unfallversicherung

K] AHV/IV/AL/EO-Gesetzgebung; OR Art. 322, 322d, 323,
323b, 324, 324a, 324b, 344a, 345a; UVG

Erwerbslosigkeit

Verliert eine lernende Person ihre Stelle, so hat sie Anspruch
auf Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Bricht sie die
berufliche Grundbildung ab, fuhrt dies allerdings haufig zu
besonderen Wartetagen. In dieser Zeit erhalt sie keine Leis-
tungen und muss trotzdem alle Pflichten (Kontrollpflicht,
Arbeitsbemthungen, Vermittlungsfahigkeit usw.) erfullen.
Fur Versicherte, die auf Grund von Schulung, Umschulung
oder Weiterbildung alleine oder zusammen mit den Befreiungs-
grinden Krankheit, Unfall, Mutterschaft, Aufenthalt in einer
Haft-, Arbeitserziehungs- oder dhnlichen Anstalt von der
Erfillung der Beitragszeit befreit sind, ist eine besondere
Wartezeit von 120 Tagen vorgesehen.

e Flr den versicherten Verdienst von Personen, die von der
Erfullung der Beitragszeit befreit sind oder die im An-
schluss an eine Berufslehre Arbeitslosenentschadigung

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 119



beziehen, gelten Pauschalansdtze. Die Pauschalansatze
werden halbiert, wenn die versicherte Person weniger als
25 Jahre alt ist und keine Unterhaltspflicht gegenuber
Kindern zu erfullen hat.

e Ubersteigt die Entschadigung fir Lernende den entspre-
chenden Pauschalansatz, richtet sich der versicherte Ver-
dienst nach der Entschadigung fir Lernende.

Wird ein Lehrbetrieb aus wirtschaftlichen Grinden geschlossen,
muss der Arbeitgeber unverziglich mit dem zustandigen
Berufsbildungsamt sowie der gesetzlichen Vertretung der
lernenden Person Kontakt aufnehmen. Die Vertragsparteien
suchen dann gemeinsam mit der Aufsichtsbehérde nach
einer Lésung.

9 Arbeitsmarktliche Massnahmen, Konflikte, Kurzarbeit,
Regionale Arbeitsvermittiungszentren (RAV), Schliessung
des Lehrbetriebs, Sozialabzlige, Staatssekretariat fur Wirt-
schaft (SECO)

Kl AviG Art. 8ff; AVIV Art. 6 und 41

B www.seco.admin.ch, www.arbeit.swiss, www.vsaa.ch
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Fachhochschulen (FH)

Die Fachhochschulen bereiten durch praxisorientierte Diplom-
studien auf berufliche Tatigkeiten vor, welche die Anwendung
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden sowie, je nach
Fachbereich, gestalterische und kinstlerische Fahigkeiten
erfordern. Die Fachbereiche sind: Technik und Informations-
technologie, Architektur, Bau- und Planungswesen, Chemie
und Life Sciences, Land- und Forstwirtschaft, Wirtschaft und
Dienstleistungen, Design, Gesundheit, Soziale Arbeit, Musik,
Theater und andere Kinste, angewandte Psychologie und
angewandte Linguistik.

Der Zugang zu den Fachhochschulen erfolgt in der Regel
Uber eine abgeschlossene berufliche Grundbildung in
Kombination mit der eidg. Berufsmaturitat oder Gber eine
Fachmaturitat in einer dem Fachbereich verwandten Studien-
richtung. Inhaber/innen eines Maturitatszeugnisses haben
prufungsfreien Zugang nach einem einjahrigen Berufsprakti-
kum auf dem Gebiet der gewahlten Studienrichtung.

Die Fachhochschulen bieten Diplomstudien auf zwei Stufen an:
die erste Stufe schliesst mit dem Bachelor-, die zweite mit dem
Masterdiplom ab. Auf der Bachelorstufe vermitteln die Fach-
hochschulen den Studierenden Allgemeinbildung sowie for-
schungsgestutztes Grundlagenwissen und bereiten sie in der
Regel auf einen berufsqualifizierenden Abschluss vor. Auf der
Masterstufe vermitteln die Fachhochschulen den Studierenden
zusatzlich vertieftes, spezialisiertes Wissen und bereiten sie auf
einen weitergehenden berufsqualifizierenden Abschluss vor.

=) Berufsmaturitit (BM), Tertidrstufe

';1 Bundesgesetz Uber die Férderung der Hochschulen und
die Koordination im schweizerischen Hochschulbereich
(Hochschulforderungs- und -koordinationsgesetz, HFKG)
vom 30. September 2011

H www.berufsberatung.ch, www.kfh.ch, www.sbfi.admin.ch,
www.shop.sdbb.ch: «Studium in Sicht» und «Perspektiven»
(Hefte zu einzelnen Studienrichtungen), SDBB

Fachkundige individuelle Begleitung (FiB)

Die fachkundige individuelle Begleitung nach Berufsbildungs-
gesetz (BBG) ist ein Instrument fir die Unterstitzung von
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Lernenden in zweijahrigen beruflichen Grundbildungen, die
Lernschwierigkeiten haben. Die Lernenden werden unter-
stltzt, ihre Kompetenzen so weit zu entwickeln, dass sie den
Anforderungen von Gesellschaft, Wirtschaft und Bildung zu
entsprechen vermogen und sich beruflich und persénlich
entfalten konnen. Im Zentrum steht die Starkung der Eigen-
verantwortung.

Die fachkundige individuelle Begleitung erganzt die Mass-
nahmen flr die zweijahrige berufliche Grundbildung mit
eidg. Berufsattest EBA wie z.B. das differenzierte Lernan-
gebot und die angepasste Didaktik. Sie umfasst nicht nur die
schulischen sondern alle bildungsrelevanten Aspekte im
Umfeld der lernenden Person.

Die Ausgestaltung der fachkundigen individuellen Begleitung
ist Sache der Kantone. Die Kosten werden vom Bund mit-
getragen. Gesetzlich geregelt ist nur die Begleitung von
Lernenden in der zweijahrigen beruflichen Grundbildung. In
der Gestaltung dessen, was Uber diese Regelung hinausgeht,
sind die Kantone frei, d. h., sie konnen die Zielgruppen auch
ausweiten.

=) Case Management Berufsbildung, Zweijahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

I BBGArt 18;BBV Art. 10

H www.eba.berufsbildung.ch, Leitfaden: Individuelle Begleitung
von Lernenden in der beruflichen Grundbildung, 2007, SBFI
(ehem. BBT)

Fachmittelschulen

Fachmittelschulen sind allgemeinbildende Vollzeitschulen
der Sekundarstufe I, die Jugendliche in einem dreijdhrigen
Bildungsgang auf bestimmte Studiengdnge im nichtuniver-
sitaren Tertidrbereich vorbereiten. Die Berufsfelder an Fach-
mittelschulen umfassen die Bereiche Gesundheit, Soziale
Arbeit, Padagogik, Kommunikation und Information, Gestal-
tung und Kunst sowie Musik und/oder Theater.

Abgeschlossen wird die Fachmittelschule mit einem Fach-
mittelschulausweis oder — nach zusatzlichen Leistungen — mit
einer Fachmaturitat.
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Die zusatzlichen Leistungen fur die Fachmaturitat umfassen
je nach Berufsfeld ein bewertetes Praktikum von 12 bis 40
Wochen Dauer, bzw. im Berufsfeld Padagogik erganzende
allgemeinbildende Kurse im Umfang von mindestens einem
Semester, sowie das Verfassen und Verteidigen einer Fach-
maturitatsarbeit.

Der Abschluss an einer Fachmittelschule 6ffnet

e mit dem Fachmittelschulausweis den Zugang zu bestimmten
Hoheren Fachschulen,

e mit dem Fachmaturitatszeugnis den Zugang zu bestimmten
Fachhochschulstudiengangen und

e mit dem Fachmaturitdatszeugnis Padagogik die Zulassung
zu bestimmten padagogischen Hochschulstudiengangen.

Fur den Zugang zu Hochschulen im kinstlerischen Bereich
sind zusatzlich die Aufnahmeverfahren zu bestehen.

Den Inhaber/innen einer Fachmaturitat steht ebenso die
Ergénzungsprifung «Berufsmaturitat/Fachmaturitat — uni-
versitare Hochschulen» (Passerelle) offen. Das Zeugnis Uber
die Erganzungsprifung berechtigt sie zum Zugang an eine
Universitat in der Schweiz oder an eine Eidg. Technische
Hochschule.

9 Berufliche Grundbildung, Drei- oder vierjahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ), Fachhoch-
schulen (FH), Passerelle von der Berufsmaturitat an universitare
Hochschulen/ETH, Tertidrstufe

K51 Rreglement vom 12. Juni 2003 der Schweiz. Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) Uber die Anerkennung
der Abschlisse von Fachmittelschulen

Feiertage

Die Feiertage kdnnen gemass Arbeitsgesetz den Sonntagen
gleichgestellt werden. Eine Beschéftigung der Lernenden
sowie der Arbeitnehmer/innen an Feiertagen, die den Sonn-
tagen gleichgestellt sind, ist grundsatzlich nicht erlaubt.
Ausnahmen sind gesetzlich geregelt (z. B. Gastgewerbe).

Neben dem 1. August, der vom Bund den Sonntagen gleich-
gestellt ist, kdnnen die Kantone hochstens acht Feiertage im
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Jahr den Sonntagen gleichstellen. Sie haben bei entsprechen-
dem Beddrfnis (z.B. wenn die Bevoélkerung verschiedenen
Konfessionen angehort) die Moglichkeit, je nach Kantons-
gegend unterschiedliche Tage zu Feiertagen zu erklaren.

9 Arbeitszeit, Kompensation, Ruhezeit, Sonntagsarbeit
El AGArt 20a

Ferien

Lernende und jugendliche Arbeitnehmer/innen bis zum
vollendeten 20. Altersjahr haben Anrecht auf mindestens
funf Wochen bezahlte Ferien pro Jahr. Bezahlte Feiertage,
gesetzliche Ruhe- und Ersatzruhetage, bezahlte, aus wichti-
gen Grinden bewilligte Urlaubstage sowie der Jugendurlaub
gelten nicht als Ferien. Nach vollendetem 20. Altersjahr
reduziert sich der gesetzliche Mindestanspruch auf vier
Wochen. Werden jedoch im Lehrvertrag fur die ganze Dauer
der beruflichen Grundbildung funf oder mehr Wochen ein-
gesetzt, so besteht auch nach Erreichen des 20. Altersjahres
ein uneingeschrankter Anspruch auf diese im Vertrag fixierte
Feriendauer. Der Ferienanspruch fur Lernende wird pro Lehr-
jahr berechnet und nicht pro Kalenderjahr.

Zeitpunkt: Die Ferien sind in der Regel im Verlauf des be-
treffenden Jahres der beruflichen Grundbildung zu gewahren.
Vom Ferienanspruch missen mindestens zwei Ferienwochen
zusammenhangend bezogen werden kénnen. Der Berufs-
bildner oder die Berufsbildnerin bestimmt den Zeitpunkt der
Ferien und nimmt dabei auf die Wiinsche der lernenden
Person so weit RlUcksicht, als es mit den Interessen des
Betriebs vereinbar ist und der Besuch der Berufsfachschule
nicht beeintrachtigt wird.

Liegen die Ferien ausserhalb der Schulferien, so sind die
Lernenden verpflichtet, den berufskundlichen und allgemein-
bildenden Unterricht zu besuchen. Schultage wahrend der
Ferien gelten als Arbeitszeit.

Abgeltung: Die Ferien durfen wahrend der Dauer des Lehr-
verhaltnisses nicht durch Geldleistungen oder andere Ver-
gltungen abgegolten werden. Ausnahme: vorzeitige Auf-
l6sung des Lehrvertrags.
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Klrzung Lohn: Leistet die lernende Person wahrend der
Ferien entgeltliche Arbeit fUr einen Dritten und werden
dadurch die berechtigten Interessen des Lehrbetriebs ver-
letzt, so kann der Lehrbetrieb den Ferienlohn verweigern
und den bereits bezahlten Ferienlohn zurlckverlangen.

Kirzung Ferien: Wird die lernende Person ohne ihr Ver-
schulden an der Arbeitsleistung verhindert (z.B. wegen
Krankheit, Unfall, Militardienst), so kbnnen die Ferien um
einen Zwolftel gekirzt werden, wenn die Verhinderung zwei
volle Monate gedauert hat, um zwei Zwélftel, wenn sie drei
Monate gedauert hat usw. Bei Schwangerschaft und Geburt
konnen die Ferien erst dann um einen Zwdlftel gekirzt
werden, wenn die Arbeitsverhinderung drei volle Monate
gedauert hat. Vorbehalten bleiben ginstigere einzel- oder
gesamtarbeitsvertragliche Vereinbarungen.

Bei Verhinderung infolge eigenen Verschuldens kénnen die
Ferien um einen Zwolftel gekirzt werden, wenn die Ver-
hinderung einen vollen Monat gedauert hat, um zwei
Zwolftel, wenn sie zwei volle Monate gedauert hat usw.
Wegen Krankheit oder Unfall verpasste Ferientage sind
nachtraglich zu gewahren, wobei die lernende Person den
entsprechenden Nachweis (z. B. Arztzeugnis) zu erbringen
hat.

9 Arbeitszeit, Berufsfachschule, Betriebsferien, Lehrvertrag,
Urlaub (unbezahlter)

K] ORArt. 345a Abs. 3 und Art. 329aff.
H www.mb.berufsbildung.ch

Finanzierung der Berufsbildung

Bund, Kantone und Organisationen der Arbeitswelt tragen
zur Finanzierung der Berufsbildung bei. Die hohere Berufs-
bildung und die berufsorientierte Weiterbildung liegen im
Vergleich zur beruflichen Grundbildung starker in der Ver-
antwortung der Unternehmen und der Arbeitnehmer/innen
und werden von ihnen zu einem wesentlichen Teil getragen.
Ab 2018 engagiert sich der Bund starker bei der Finanzierung
der héheren Berufsbildung (Beitrage fur Kurse, die auf eidg.
Prafungen vorbereiten, siehe «Hohere Berufsbildung»).
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Berufliche Grundbildung

Offentliche Hand

Die Kantone, die fur den Vollzug in der Berufsbildung zu-
standig sind, kommen fur Gber drei Viertel der Kosten der
offentlichen Hand auf. Der Bund hat mit dem Berufsbildungs-
gesetz (BBG) von 2002 seinen Anteil an der Berufsbildung
auf einen Viertel der Gesamtkosten der 6ffentlichen Hand
erhoht. Zehn Prozent dieser Bundesmittel sind fir die Forde-
rung von Entwicklungsprojekten und besondere Leistungen
im offentlichen Interesse vorgesehen.

Organisationen der Arbeitswelt

Mit ihren Angeboten tragen Berufsverbande und Branchen-
organisationen zur Finanzierung bei: Sie leisten Grundlagen-
arbeiten (z.B. Erarbeiten der Bildungsverordnungen und
Bildungspléane), fihren zum Teil eigene Bildungsinstitutionen
(UK-Kurszentren u. a.) und betreiben Berufswerbung. Sie sind fur
die Durchfuhrung der Uberbetrieblichen Kurse verantwortlich.

Lehrbetriebe

Die Ausgaben der Lehrbetriebe fir die Berufsbildung kénnen
als Investition betrachtet werden. Die Betriebe stellen die
Ausbildung der lernenden Person sicher und zahlen ihr
einen Lohn. Die Berufsbildung lohnt sich insgesamt fur die
Betriebe. Gemaéss einer Untersuchung aus dem Jahr 2009
stehen den Bruttokosten der Betriebe fir Ausbildung in der
Héhe von 5,3 Milliarden Franken produktive Leistungen der
Lernenden von 5,8 Milliarden Franken gegeniber.

9 Berufsbildungsamt, Berufsbildungsfonds, Hohere Berufs-
bildung, Organisationen der Arbeitswelt (OdA), Staats-
sekretariat fur Bildung, Forschung und Innovation (SBFI),
Uberbetriebliche Kurse (UK)

K] 8BG Art. 52 f; BBV Art. 59 bis 67

Freikurse

Freikurse werden von den Berufsfachschulen als freiwillige
Erganzung zur schulischen Bildung angeboten. Freikurse
konnen berufsbezogene oder allgemeinbildende Themen
zum Inhalt haben.
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Freikurse werden wahrend der Arbeitszeit und in der Frei-
zeit angeboten. Die Lernenden, die im Betrieb und in der
Berufsfachschule ausreichende Leistungen erbringen, kénnen
Freikurse besuchen. Bis zu einem halben Tag pro Woche
durfen Freikurse auch in die Arbeitszeit fallen, ohne dass
der lernenden Person Lohnabzlige gemacht werden durfen.
Der Besuch erfolgt im Einvernehmen mit dem Betrieb. Bei
Uneinigkeit entscheidet der Kanton.

Der Besuch von Freikursen wird am besten im Gesprach
zwischen Berufsbildenden und Lernenden festgelegt. Die
Berufsfachschule informiert Gber ihr Angebot und kann bei
der richtigen Wahl der Freikurse beratend helfen.

Viele Berufsbildner/innen haben erkannt, dass sich gut ge-
plante Freikursbesuche motivierend auf die Lernenden aus-
wirken und deren Leistungen im Betrieb positiv beeinflussen.

Auch der Besuch von vorbereitenden Kursen fir den Berufs-
maturitatsunterricht (nach der beruflichen Grundbildung)
gilt in verschiedenen Kantonen als Freikurs.

9 Berufsfachschule, Stutzkurse, Unterricht an der Berufs-
fachschule

K51 8BG Art. 22 Abs. 3; BBV Art. 20 Abs. 1

Freizeit

Die Freizeit ist grundsatzlich jene Zeit, die der lernenden
Person ausserhalb des Betriebs und des Berufsfachschulbe-
suchs verbleibt. Sie dient in erster Linie der Erholung, und
ihre Gestaltung liegt weitgehend im freien Ermessen der
lernenden Person und allenfalls ihrer Eltern.

Die vom Gesetz gegebenen Einflussmoglichkeiten der Arbeit-
geberin bzw. des Arbeitgebers auf die Freizeit der lernenden
Person sind gering (Personlichkeitsrechte). Allerdings darf
die lernende Person in der Freizeit keine Tatigkeiten austben,
die den Lehrbetrieb schadigen oder die Bildung beeintrach-
tigen.

Besteht eine entsprechende Gefdhrdung, werden der Lehr-
betrieb oder die verantwortliche Berufsbildnerin/der ver-
antwortliche Berufsbildner mit der lernenden Person und
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allenfalls mit den Eltern das Gesprach aufnehmen und eine
Losung suchen. In schwerwiegenden Fallen kann fur die
Arbeitgeberin bzw. den Arbeitgeber ein wichtiger Grund zur
Auflosung des Lehrverhaltnisses gegeben sein. Im Streitfall
kann das Gericht angerufen werden.

=) Absenzen vom Lehrbetrieb, Absenzen von der Berufsfach-
schule, Arbeitszeit, Schwarzarbeit, Uberstunden/Uberzeit

Kl oRrArt 321a, 328 und 329
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Gefahrliche Arbeiten

Gefahrliche Arbeiten sind fir Jugendliche unter 18 Jahren
grundsatzlich verboten. Als gefédhrlich gelten alle Arbeiten,
die ihrer Natur nach oder auf Grund der Umstande, unter
denen sie verrichtet werden, die Gesundheit, die Ausbildung
und die Sicherheit der Jugendlichen sowie deren physische
und psychische Entwicklung beeintrachtigen kénnen. Aus-
nahmen vom Verbot kénnen vorgesehen werden, wenn
entsprechende Arbeiten fur die Ausbildung im Lehrberuf
unentbehrlich sind. Die Ausnahmen mussen zudem nach
Art. 4 Abs. 4 ArGV 5 (Jugendarbeitsschutzverordnung) in
der Bildungsverordnung definiert und die begleitenden
Massnahmen im Bildungsplan im Anhang 2 festgehalten
sein.

Das Mindestalter fur die Ausibung von gefahrlichen Arbei-
ten in der beruflichen Grundbildung wurde im Jahr 2014 von
16 auf 15 Jahre herabgesetzt. Damit verbunden wurde die
Bedingung, dass jede Organisation der Arbeitswelt (OdA) fur
ihren Beruf begleitende Massnahmen fur die Ausibung von
geféhrlichen Arbeiten Jugendlicher wahrend der beruflichen
Grundbildung definiert, die vom Lehrbetrieb umgesetzt
werden mussen. Zudem mussen die Bildungsbewilligungen
der Lehrbetriebe diesbezlglich Uberprift und erganzt werden,
damit sie weiterhin Jugendliche unter 18 Jahren mit gefahr-
lichen Arbeiten beauftragen und ausbilden kénnen.

Fir die Regelungen gelten Ubergangsfristen.

9 Akkordarbeiten, Jugendarbeitsschutzverordnung

':1 Verordnung des WBF Uber gefdhrliche Arbeiten fir Jugend-
liche vom 4. Dezember 2007; ArGV 5 Art. 4, 19, 22a; BBG
Art. 25; BBV Art. 22; Bildungsverordnung und Bildungsplan
(Anhang 2)

H www.mb.berufsbildung.ch, www.doku.berufsbildung.ch,
www.suva.ch, www.bvz.admin.ch, www.sbbk.ch

Gesamtarbeitsvertrag (GAV)

Der Gesamtarbeitsvertrag (GAV) ist eine Vereinbarung zwischen
Arbeitgebenden oder deren Verbanden einerseits und Arbeit-
nehmer/innen-Verbdanden (Gewerkschaften) andererseits.
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Es gibt verschiedene Arten von GAV: Im Vordergrund stehen
jene Vertrage, in denen die beiden Parteien Bestimmungen
aufstellen Uber Abschluss, Inhalt (beispielsweise bezlglich
Lohn, Ferien, Mitsprache, Bildungsurlaub) und Beendigung
der einzelnen Arbeitsverhéltnisse. Im GAV sind vielfach Ver-
einbarungen enthalten Uber die Rechte und Pflichten der
GAV-Parteien untereinander, etwa Uber den Vollzug des
GAV und die Friedenspflicht.

Die Gesamtarbeitsvertrage weisen in der Regel keine Bestim-
mungen Uber die Lernenden auf, diese sind demzufolge dem
GAV nicht unterstellt. Unbestritten ist, dass sich Arbeitge-
bende und Lernende darauf einigen durfen, Bestimmungen
eines GAV in den Lehrvertrag zu Ubernehmen. Keine Prob-
leme ergeben sich auch dann, wenn vereinzelte GAV die
Arbeitgebenden verpflichten, flur Lehrverhaltnisse bestimmte
Mindestnormen des GAV, z.B. Uber Ferien, Entschadigung
und Arbeitszeit einzuhalten.

Auf Verlangen aller Vertragsparteien kann ein GAV allgemein-
verbindlich erklart werden, mit der Wirkung, dass der Geltungs-
bereich auf alle Arbeitgeber/innen sowie Arbeitnehmer/innen
eines Wirtschaftszweigs oder eines Berufs ausgeweitet wird.

9 Arbeitgeber/in, Arbeitnehmer/in, Dachverbdnde der Arbeit-
nehmer/innen und der Arbeitgeber/innen, Gewerkschaften,
Normalarbeitsvertrag (NAV)

';1 OR Art. 356 ff.; Bundesgesetz Uber die Allgemeinver-
bindlicherklarung von Gesamtarbeitsvertragen vom
28. September 1956 (AVEG)

H www.seco.admin.ch

Gesetzliche Vertretung

Die Lernenden werden mit Vollendung des 18. Altersjahrs
volljahrig. In der Regel wird aber ein Lehrverhaltnis bereits
vor Erreichung der Volljahrigkeit eingegangen. In dieser Phase
kénnen Lernende nur in beschranktem Masse am Rechtsver-
kehr teilnehmen. Sie bedirfen der gesetzlichen Vertretung,
insbesondere auch zum Abschluss des Lehrvertrags.

Die gesetzliche Vertretung wird meistens von den Inhabern
der elterlichen Sorge wahrgenommen. Die Stief- und die
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Pflegeeltern sind nicht gesetzliche Vertreter. Es stehen ihnen
jedoch Mitspracherechte zu.

Sind die Eltern gestorben oder haben sie die elterliche
Sorge durch Entzug oder Entmindigung verloren, wird der
Jugendliche unter Vormundschaft gestellt. Der Vormund
wird gesetzlicher Vertreter. In diesem Fall muss dieser dem
Abschluss des Lehrvertrags zustimmen.

Die gesetzliche Vertretung ist nach Obligationenrecht ver-
pflichtet, den Berufsbildner oder die Berufsbildnerin zu
unterstitzen und das gute Einvernehmen zwischen ihm
oder ihr und der lernenden Person zu fordern. Bei grosseren
Schwierigkeiten muss der Berufsbildner oder die Berufs-
bildnerin die gesetzliche Vertretung benachrichtigen.

=) Elterliche Sorge, Lehrvertragsparteien, Rechte und Pflichten
der gesetzlichen Vertretung, Volljahrigkeit

K] ORArt 345 Abs. 2; ZGB Art. 296 f., 368 ff.; ArG Art. 32

Gewalt

Lernende konnen wahrend der beruflichen Grundbildung
von verschiedenen Seiten psychischer oder physischer Gewalt
ausgesetzt sein: beispielsweise von anderen Lernenden, von
Schulern oder Schilerinnen der Berufsfachschule, von Berufs-
fachschullehrer/innen, von Mitarbeitenden oder Vorgesetzten
des Lehrbetriebs, von Berufsbildner/innen oder vom Eltern-
haus.

Lernende koénnen aber auch selbst Gewalt anwenden, sei
dies im Betrieb, in der Berufsfachschule oder in der Freizeit.
Meistens richtet sich die Gewaltanwendung gegen Gleich-
altrige, manchmal auch gegen Erwachsene.

Gemass OR Art. 328 und ArG Art. 6 mussen Arbeitgebende
die Personlichkeit ihrer Angestellten schiitzen. Gegenuber
Jugendlichen haben die Arbeitgebenden zudem eine spezielle
Fursorgepflicht. Das Arbeitsgesetz verlangt, dass Lernende
und Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebensjahr vor
gesundheitlichen Schadigungen und schlechten Einfllssen
zu schitzen sind. Gut geplantes und der Situation ange-
messenes Einschreiten bei Gewaltanwendung ist deshalb
Teil der Fihrungs- und Ausbildungsverantwortung.
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Anlaufstelle fur erste Informationen sind die kantonalen
Berufsbildungsamter. Sie beraten und vermitteln Adressen
von Fachstellen.

9 Beratungsstellen, Rassismus, Sexuelle Beldstigung am
Arbeitsplatz

Kl ArG Art. 6, 29 Abs. 1 und 2, 32; OR Art. 328

Gewerkschaften

Gewerkschaften sind private, meistens als Vereine konsti-
tuierte Arbeitnehmer/innen-Verbande, die nach aussen — vor
allem gegenuber der Arbeitgeberschaft und den Behérden
—und nach innen, z. B. mittels Selbsthilfeeinrichtungen — fur
die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Besserstellung
sowie die Bildung ihrer Mitglieder eintreten. Gewerkschaften
sind entweder inner- oder Uberbetrieblich organisiert. Grosses
Gewicht kommt den Gewerkschaften als Partei der Gesamt-
arbeitsvertrage (GAV) zu.

Die Gewerkschaften als Organisationen der Arbeitswelt (OdA)
nehmen auch in der Berufsbildung verschiedene Aufgaben
wahr:

e Mitwirken an der Ausarbeitung von Bildungsverord-
nungen

Mitwirken bei der Organisation von Kursen fur Berufs-
bildner/innen

Durchfuhren von Kursen fur Berufsbildner/innen

Durchfihren von Abschlussprifungen

Ubernehmen der Tragerschaft von Berufsfachschulen (Sek-
tionen des Schweizerischen Kaufméannischen Verbandes)
und interkantonaler Fachkurse usw.

=) Arbeitnehmer/in, Berufsorientierte Weiterbildung, Berufs-
verbdnde, Dachverbande der Arbeitnehmer/innen und
der Arbeitgeber/innen, Gesamtarbeitsvertrag (GAV),
Organisationen der Arbeitswelt (OdA)

K] ORrRArt 356ff. u.a.; BBG Art. 1, 19, 28; BBV Art. 1, 23 ff.

H www.gewerkschaftsjugend.ch, www.sgb.ch
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Gleichstellung

Im Berufsbildungsgesetz (BBG) ist die «tatsachliche Gleich-
stellung von Frau und Mann» als Ziel festgelegt. In der
Bundesverfassung ist die Gleichstellung der Geschlechter
bereits seit 1981 verankert, und seit dem 1. Juli 1996 ist das
Bundesgesetz Uber Gleichstellung von Frau und Mann (GIG)
in Kraft. Es gilt fur alle Bereiche des Erwerbslebens, also auch
far die berufliche Grundbildung.

Das Gleichstellungsgesetz (GIG) verbietet, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf Grund ihres Geschlechts
diskriminiert werden. Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen
mussen zwingend folgende Punkte beachten:

e Das Geschlecht darf bei der Anstellung keine Rolle spielen.

e Frauen und Mdnner bekommen fir die gleiche Arbeit den
gleichen Lohn.

e Frauen und Manner missen am Arbeitsplatz vor sexueller
Beldstigung geschutzt werden.

e Frauen und Manner werden bei der Aufgabenzuteilung
und bei Beforderungen gleich behandelt.

e Frauen und Mannern darf nicht gektndigt werden, wenn
sie sich Uber bestehende Diskriminierungen gemass GIG
beschweren.

Das Gleichstellungsgesetz regelt Verfahren, die es Einzel-
personen und Organisationen erleichtern, bei Diskriminie-
rungen die Gerichte anzurufen und Prozesse zu fihren. Das
Gleichstellungsgesetz schreibt kantonal geregelte Vermittlungs-
verfahren (Schlichtungsverfahren) vor. Die kantonalen Schlich-
tungsstellen nach Gleichstellungsgesetz geben unentgeltlich
Auskunft.

9 Beratungsstellen, Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen,
Rechte und Pflichten der Lernenden

I 8v.GiG; BBG Art. 3¢

H www.gleichstellungsgesetz.ch, www.mb.berufsbildung.ch,
www.sks-coc.ch
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Haftung

Haftung bedeutet, dass jemand fur einen Schaden einstehen
muss. Die Grundlage daflr kann eine vertragliche Pflicht
sein oder in einem ausservertraglichen Fehlverhalten liegen.
Haftpflichtig kénnen Private werden, aber auch juristische
Personen, z. B. Vereine und Aktiengesellschaften sowie der
Staat. Die Voraussetzungen fur die Entstehung einer Haft-
pflicht richten sich nach den jeweiligen Rechtsgrundlagen.

Bei der sogenannten Verschuldungshaftung (Art. 41 ff. OR)
wird einem Dritten durch ein Fehlverhalten ein Schaden ver-
ursacht. Dabei kann der Schaden absichtlich oder fahrlassig
verursacht worden sein. Fahrlassig handelt, wer jene Sorgfalt
nicht beachtet, zu der er oder sie nach den Umstanden ver-
pflichtet ist, wobei zwischen grober und einfacher (leichter)
Fahrlassigkeit unterschieden wird. Eine Verschuldenshaftung
kann beispielsweise entstehen, wenn ein Lernender mit der
Schubkarre den Briefkasten eines Kunden umstdsst und be-
schadigt. In der Praxis wird ein solcher Schaden je nach
Umstanden voll oder teilweise von der Betriebshaftpflicht-
versicherung des Arbeitgebers Gbernommen, sofern eine
solche abgeschlossen wurde.

Fur die Haftpflicht aus einem Vertrag (Art. 97 ff. OR) wird
regelmassig die Verletzung einer vertraglichen Pflicht voraus-
gesetzt, die zu einem konkreten Schaden fuhrt. Bei der
vertraglichen Haftpflicht wird ein schuldhaftes Verhalten
vermutet.

Die Haftung des Lernenden gegenlber dem eigenen Arbeit-
geber richtet sich priméar nach den arbeitsrechtlichen Be-
stimmungen (Art. 321e Abs. 2 OR). In diesen Fallen bestimmt
sich das Mass der Sorgfalt, das von den Arbeitnehmenden
oder den Lernenden verlangt werden kann, «...nach dem
einzelnen Arbeitsverhaltnis, unter Bertcksichtigung des
Berufsrisikos, des Bildungsgrads oder der Fachkenntnisse,
die zu der Arbeit verlangt werden, sowie den Fahigkeiten
und Eigenschaften des Arbeitnehmers, die der Arbeitgeber
gekannt hat oder hatte kennen sollen». Der Lernende muss
den Schaden also nur tragen, wenn er die notwendige Sorg-
falt hat vermissen lassen.

Private haftpflichtrechtliche Streitigkeiten werden vom Zivil-
gericht bzw. vom Arbeitsgericht entschieden.
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=) Arbeitsgericht, Arbeitsvertragsrecht, Schaden
K1 ORArt 41, 97ff., 321e, 328 sowie versch. Spezialgesetze

Handelsmittelschulen (HMS)

Die Handelsmittelschulen (auch Wirtschaftsmittelschulen
(WMS) genannt) konnen laut Berufsbildungsgesetz von den
Kantonen als Bildungsanbieter anerkannt werden. Wollen HMS
auf einen eidg. Titel vorbereiten, mussen sie ihre Bildungs-
gange mit den Anforderungen der schulisch organisierten
kaufmannischen Grundbildung abstimmen und den Personen,
die das Qualifikationsverfahren erfolgreich durchlaufen haben,
ein EFZ Kauffrau/Kaufmann ausstellen. Die Handelsmittel-
schulen haben auch die Mdéglichkeit, Bildungsgdnge anzu-
bieten, die zu einem eidg. Berufsmaturitatszeugnis fuhren.

= Abschlussprufung, Berufsmaturitat (BM), Schulisch organi-
sierte Grundbildung (SOG)

K] 8BG Art. 16, 20; BBV Art. 15, 16
H www.hms.berufsbildung.ch

Handelsschulen

Handelsschulen (in der Regel private Schulen) bieten Aus- und
Weiterbildungen im Bereich der beruflichen Grundbildung
sowie der hoheren Berufsbildung an. Absolventen und Absol-
ventinnen solcher Schulen erhalten in der Regel ein schul-
internes Diplom, kénnen aber, wenn bestimmte Vorausset-
zungen erfillt sind (Praktikum), auch zu den offiziellen
kaufmannischen Abschlussprifungen zugelassen werden.

9 Abschlussprifung, Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)
K] 8BG Art. 16, 20; BBV Art. 15, 16

Handlungskompetenzen

Es existieren vielfaltige Umschreibungen und Definitionen
des Begriffs der beruflichen Handlungskompetenz. Den
unterschiedlichen Definitionen ist gemeinsam, dass Hand-
lungskompetenz in der Regel als ein ganzheitliches Hand-
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lungsrepertoire und als Disposition einer Person verstanden
wird, in unterschiedlichen Situationen selbstorganisiert zu
handeln. In der beruflichen Grundbildung werden Hand-
lungskompetenzen auch als Qualifikationen bezeichnet. Fir
die berufliche Grundbildung kann folgende Definition ver-
wendet werden:

Handlungskompetent ist, wer berufliche Aufgaben und Tatig-
keiten eigeninitiativ, zielorientiert, fachgerecht und flexibel
ausfihrt.

Zweck der beruflichen Grundbildung ist die Aneignung von
Handlungskompetenzen, um die Anforderungen im Beruf
zu meistern. Die Handlungskompetenzen, die von ausgebil-
deten Berufsleuten erwartet werden, sind in den Bildungs-
verordnungen beschrieben und im Bildungsplan ausgefuhrt.
Dies geschieht nach verschiedenen Modellen, am haufigsten
angewendet wird das Handlungskompetenzen-Modell (HK-
Modell), etwas weniger haufig das Kompetenzen-Ressourcen-
Modell (KoRe).

In der beruflichen Grundbildung wird unter beruflicher Hand-
lungskompetenz eine Kombination von Kenntnissen, Fahig-
keiten und Haltungen zu bestimmten Handlungen verstanden.
Dabei wird zwischen der Fach-, Methoden-, Sozial- und
Selbstkompetenz unterschieden.

Die Fachkompetenzen befahigen Berufsleute, fachliche Auf-
gaben und Probleme im Berufsfeld eigenstdndig und kompe-
tent zu l6sen sowie den wechselnden Anforderungen im
Beruf gerecht zu werden und diese zu bewaltigen.

Die Methodenkompetenzen verhelfen den Berufsleuten zu
einer guten personlichen Arbeitsorganisation: Arbeiten
werden geordnet und geplant angegangen, Hilfsmittel sinn-
voll eingesetzt und Probleme zielgerichtet geldst.

Unter Sozialkompetenz werden alle persénlichen Fahigkeiten
und Einstellungen verstanden, mit denen sich eine Person
auf andere ausrichtet. Gemeint sind Aspekte wie Teamgeist,
Motivation und Begeisterung in der Zusammenarbeit mit
anderen. Das kdnnen Kundinnen, Kollegen oder Vorgesetzte
sein.

Mit dem Begriff Selbstkompetenz werden Fahigkeiten und
Einstellungen bezeichnet, in denen sich die Haltung eines
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Menschen zur Arbeit ausdrickt, z. B. Zuverlassigkeit, Selbst-
standigkeit, Belastbarkeit, aber auch Umgangsformen und
Lernbereitschaft.

9 Berufsabschluss fur Erwachsene, Bildungsplan, Bildungs-
verordnungen, Lernorte, Qualifikation, Taxonomie

K] sBBGArt 1519

Hausordnung

Die Arbeitgebenden kénnen gemadss OR zur Ausfihrung der
Arbeit und zum Verhalten der Arbeitnehmenden und Lernen-
den im Betrieb oder Haushalt allgemeine Anordnungen er-
lassen und ihnen besondere Weisungen erteilen. Dies kann
dadurch geschehen, dass die Arbeitgebenden eine schrift-
liche Haus- bzw. Betriebsordnung erlassen. Sie haben dabei
die Personlichkeit der Arbeitnehmenden zu achten, sie zu
schitzen und auf ihre Gesundheit Ricksicht zu nehmen. Die
Arbeitnehmenden und die Lernenden haben die Anord-
nungen zu befolgen.

Gemadss Arbeitsgesetz ist der Erlass einer Betriebsordnung
fur industrielle Betriebe obligatorisch, fur die anderen Be-
triebe freiwillig. Eine Betriebsordnung ist entweder mit den
Arbeitnehmenden zu vereinbaren oder diese sind vor dem
Erlass zumindest anzuhdren. Die Betriebsordnung hat Be-
stimmungen Uber Gesundheitsvorsorge und Unfallverhttung
und allenfalls Uber die Ordnung und das Verhalten der Arbeit-
nehmenden im Betrieb zu enthalten. Der Inhalt der Betriebs-
ordnung darf dem zwingenden Recht und den Gesamtarbeits-
vertragen nicht widersprechen.

9 Gesamtarbeitsvertrag (GAV), Rechte und Pflichten der
Arbeitgeber/innen, Rechte und Pflichten der Lernenden

K1 ORrRArt. 321d, 328; ArG Art. 37ff.

Hochstzahl der Lernenden

Die Bildungsverordnungen schreiben die jeweils zuldssige
Zahl der Lernenden vor, die von einem Lehrbetrieb in einem
Beruf gleichzeitig ausgebildet werden durfen. Die Hochstzahl
richtet sich nach den berufsspezifischen Anforderungen und
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der Anzahl der standig beschaftigten Fachkrafte im Betrieb.
Ausnahmen bewilligt gegebenenfalls das kantonale Berufs-
bildungsamt.

9 Bildungsbewilligung, Bildungsverordnungen
'S] Bildungsverordnung

Hohere Berufsbildung

Die hohere Berufsbildung umfasst den berufsbildenden,
nicht-hochschulischen Bereich der Tertiarstufe. Vermittelt
werden Qualifikationen, die fur eine anspruchsvolle Berufs-
tatigkeit mit Fach- oder Fuhrungsverantwortung erforderlich
sind. Die Bildungsangebote sind vielfaltig hinsichtlich Inhalt,
Anforderungen und Tragerschaften. Zugang zur hoheren
Berufsbildung erhalten Berufsleute mit einem eidg. Fahigkeits-
zeugnis und Berufserfahrung oder einem gleichwertigen Ab-
schluss der Sekundarstufe Il und mehrjahriger Berufserfahrung.

In der héheren Berufsbildung existieren zwei Formen von
formalen hoheren Bildungsabschlissen, die zu eidg. oder
eidg. anerkannten Abschlussen fihren:

e die eidg. Prufungen (Berufsprifungen und héhere Fach-
prifungen)

e die eidg. anerkannten Bildungsgdnge an héheren Fach-
schulen (HF)

Die Berufsprifungen und hoheren Fachprifungen werden
durch die Organisationen der Arbeitswelt getragen. Sie defi-
nieren die beruflichen Qualifikationen entsprechend dem
Bedarf des Arbeitsmarkts. Diese Qualifikationsprofile sowie
die entsprechenden Qualifikationsverfahren werden in Pri-
fungsordnungen, die durch das SBFI genehmigt werden, be-
schrieben und erstellt. Die Qualifikationsverfahren werden
gesamtschweizerisch einheitlich und unabhangig von den
Anbietern von Vorbereitungskursen durchgefihrt. Die Pru-
fungen stehen unter Aufsicht des SBFI, das auf Antrag der
Tragerschaft auch die eidg. Ausweise (Fachausweise und
Diplome) ausstellt.

Berufspriifungen
Berufsprufungen richten sich an Personen, die dank ihrer
mehrjahrigen Berufserfahrung bereits vertiefte berufliche
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Fahigkeiten besitzen und sich in ihrem Aufgabengebiet
spezialisieren wollen. Erfolgreiche Absolventinnen und Ab-
solventen einer Berufspriifung erhalten einen eidg. Fachaus-
weis.

Hohere Fachpriifungen (HFP)

Hoéhere Fachprifungen sind in der Regel auf den Nachweis
von beruflicher Expertise und/oder der Fahigkeit zur Unter-
nehmensfuhrung in KMU ausgerichtet. Erfolgreiche Absol-
ventinnen und Absolventen einer héheren Fachprifung er-
halten ein eidg. Diplom.

Finanzielle Untersttitzung fur Vorbereitungskurse von
Berufsprufungen und héheren Fachprifungen

Der Bundesrat hat am 15. September 2017 die neue subjekt-
orientierte Finanzierung zu den Vorbereitungskursen fur
eidgendossische Priafungen verabschiedet. Unter Voraussetzung
gewisser Kriterien kénnen seit Januar 2018 Absolvierende
von Kursen, die auf eine eidgendssische Prifung vorbereiten,
von einer Bundessubvention profitieren.

Im Auftrag des SBFI koordiniert das SDBB die Finanzierung
der vorbereitenden Kurse auf eidgenéssische Prifungen. Die
Abwicklungsstelle des SDBB:

e verwaltet die Liste der vorbereitenden Kurse,

e behandelt die Beitragsgesuche und zahlt, wenn die Beding-
ungen erfullt sind, die Beitrdge an die Antragsteller/innen.

Die Kursregistrierung durch die Kursanbieter und die Beitrags-
gesuche der Kursabsolventinnen und -absolventen werden
Uber das Onlineportal des SBFI abgewickelt.

Hohere Fachschulen (HF)

Die Bildungsgange an hoéheren Fachschulen vermitteln den
Absolventinnen und Absolventen die Kompetenzen, in ihrem
Bereich selbststandig Fach- und Fuhrungsverantwortung zu
Ubernehmen. Neben der Ausbildung an der Schule sind die
Berufspraxis oder die in die Ausbildung integrierten Praktika
far den Erwerb von erweiterter beruflicher Handlungskompe-
tenz sehr wichtig. Die Bildungsgange werden durch das SBFI
eidgenossisch anerkannt. Die Qualifikationsverfahren finden
an den Schulen selbst statt. Die Bildungsgange basieren auf
Rahmenlehrplanen, die von den Organisationen der Arbeits-
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welt in Zusammenarbeit mit den Bildungsanbietern erarbeitet
und vom SBFI genehmigt werden.

Ein Diplomzusatz, in dem aufgefuhrt ist, auf welchem Niveau
der Abschluss innerhalb des Nationalen Qualifikationsrahmen
Berufshildung (NQR) und des Europaischen Qualifikations-
rahmen (EQR) eingestuft wird, ist fur jede eidg. Berufsprifung,
héhere Fachprifung und jedes Diplom einer héheren Fach-
schule vorgesehen (werden fortlaufend erganzt).

Fir die AbschlUsse der eidgendssischen Berufs- und héheren
Fachprifungen ist das SBFI zustandig, fur die Abschlisse der
hoheren Fachschulen sowie fiir die Abschlissen der Berufs-
bildungsverantwortlichen die Bildungsanbieter.

9 Berufsorientierte Weiterbildung, Diplome, Eidg. Berufs-
prifung, Eidg. héhere Fachprifung, Hohere Fachschulen (HF),
Supplementprof.ch, Tertiarstufe

[;1 BBG Art. 42 ff.; BBV Art. 23 ff.; Verordnung des WBF tber
die Mindestvorschriften fur die Anerkennung von Bildungs-
gangen und Nachdiplomstudien der héheren Fachschulen
(MiVo-HF) v.11. September 2017; Rahmenlehrplane

H www.sbfi.admin.ch

Hohere Fachschulen (HF)

Hohere Fachschulen (HF) bieten Bildungsgange mit hohem
Praxis- und Arbeitsmarktbezug an. Es stehen konkrete Pro-
blemstellungen aus Dienstleistung, Betrieb, Werkstatt und
Produktion im Vordergrund. Bildungsgange der héheren
Fachschulen bauen meist auf einer abgeschlossenen beruf-
lichen Grundbildung auf und dauern mindestens 2 bzw. 3
Jahre (Vollzeit bzw. berufsbegleitend).

Jeder Bildungsgang beruht auf einem Rahmenlehrplan, den
die Bildungsanbieter zusammen mit den Organisationen der
Arbeitswelt erarbeiten und der vom SBFI anerkannt wird. Die
Bildungsgange missen der Verordnung des Eidgendssischen
Departements fur Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)
Uber Mindestvorschriften fir die Anerkennung von Bildungs-
gangen und Nachdiplomstudien der héheren Fachschulen
entsprechen. Die Qualifikationsverfahren finden an den
Schulen selbst statt.
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Zusatzlich zu den Bildungsgdngen kdnnen an den hoheren
Fachschulen auch Nachdiplomstudien angeboten werden.
Diese erlauben eine Erweiterung von Fach- und Fihrungs-
kompetenzen sowie eine weitere Spezialisierung und Ver-
tiefung. Die Zulassung zu einem Nachdiplomstudium HF setzt
einen Abschluss auf der Tertidrstufe voraus. Auch die Nach-
diplomstudiengange werden vom SBFI anerkannt, basieren
aber, mit Ausnahme des Gesundheitsbereichs, nicht auf
Rahmenlehrplanen.

Die erfolgreichen Absolventinnen und Absolventen eines
Bildungsgangs oder eines Nachdiplomstudiums von héheren
Fachschulen erhalten ein eidg. anerkanntes Diplom. Im
Diplom wird der entsprechende Titel mit «dipl.» und den
Ergédnzungen «HF» oder «NDS-HF» aufgefthrt, z.B. dipl.
Rettungssanitater/in HF, dipl. Projektmanager/in NDS-HF.

Seit 2006 ist auf der Basis einer Empfehlung der Fachhoch-
schul-Konferenz die Zulassung von Inhaberinnen und Inha-
bern von Diplomen der héheren Berufsbildung zu Bachelor-
Studiengadngen der Fachhochschulen geregelt. Bereits vor-
handene Kenntnisse und Fahigkeiten aus der hoheren Berufs-
bildung kénnen «sur dossier» an die Bachelor-Studiengange
der Fachhochschulen angerechnet werden. Zustandig fur
diesen Entscheid ist die jeweils zulassende Fachhochschule.

Zu jedem Diplom einer hoheren Fachschule gibt es einen
Diplomzusatz, aus dem ersichtlich ist, auf welchem Niveau
der Abschluss innerhalb des Nationalen Qualifikationsrahmen
Berufsbildung (NQR) und des Europaischen Qualifikations-
rahmen (EQR) eingestuft wird (supplementprof.ch).

9 Berufsorientierte Weiterbildung, Diplome, Hohere Berufs-
bildung, Supplementprof.ch, Tertiarstufe

K] BBG Art. 42ff.; BBV Art. 23f;
Verordnung des WBF Uber die Mindestvorschriften fur die
Anerkennung von Bildungsgéngen und Nachdiplomstudien
der hoheren Fachschulen (MiVo-HF) v.11.9.2017; Rahmen-
lehrpléne

H www.sbfi.admin.ch,
Leitfaden Rahmenlehrplédne der hoheren Fachschulen, vom
Februar 2016, SBFI (ehem. BBT)
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Interkantonale Fachkurse

Interkantonale Fachkurse sind eine spezielle Organisations-
form des beruflichen Unterrichts. Vorwiegend Saisonbetriebe
(Hotellerie, Gastronomie, Seilbahnen) wahlen diese Organi-
sationsform fur die Ausbildung ihrer Lernenden. Der schuli-
sche Unterricht wird in Blockkursen dann angesetzt, wenn
die Betriebe nicht geoffnet haben.

Das SBFI kann die Durchfuhrung von interkantonalen Fach-
kursen auf Gesuch hin bewilligen. Die gesuchstellenden
Berufsverbande missen aufzeigen, dass mit dem interkanto-
nalen Fachkurs das Bildungsziel besser erreicht und die
Bildungsbereitschaft der Lehrbetriebe erhéht werden kann.

Zudem durfen durch die interkantonalen Fachkurse keine
Ubermassigen Kosten und fur die Teilnehmenden keine erheb-
lichen Nachteile entstehen.

Die Organisation und Finanzierung der interkantonalen Fach-
kurse ist mit einer Leistungsvereinbarung zwischen den inte-
ressierten Kantonen, vertreten durch die Schweizerische
Berufsbildungsamter-Konferenz SBBK, und den Anbietern
geregelt.

9 Berufsfachschule, Unterricht an der Berufsfachschule
K] 8BG Art. 22 Abs. 5
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Jugendarbeitsschutzverordnung

In der Jugendarbeitsschutzverordnung (ArGV 5) sind besondere
Vorschriften fur Jugendliche in der Ausbildung festgehalten.
Diese Bestimmungen gelten nur fir Jugendliche bis zu ihrem
18. Geburtstag.

Gefahrliche Arbeiten sind fir Jugendliche unter 18 Jahren
grundsatzlich verboten. Ausnahmen fur Jugendliche ab 15
Jahren kénnen vorgesehen werden, wenn entsprechende
Arbeiten fur die Ausbildung im Lehrberuf unentbehrlich sind.
In Berufen mit Ausnahmen nach Art. 4 Abs. 4 ArGV 5 durfen
Lernende gefdhrliche Arbeiten ausfiihren, wenn diese Aus-
nahmen in der Bildungsverordnung definiert und die beglei-
tenden Massnahmen im Bildungsplan im Anhang 2 festge-
halten sind.

Das Mindestalter fur die Austibung von gefahrlichen Arbeiten
in der beruflichen Grundbildung wurde von 16 auf 15 Jahre
herabgesetzt.

Nacht- und Sonntagsarbeit fur Jugendliche bis 18 Jahre
werden nur dann bewilligt, wenn diese zum Erreichen der
Ziele der beruflichen Grundbildung notwendig sind. Einzel-
fallbewilligungen sollten jedoch die Ausnahme sein, da in
einer Departementsverordnung zur ArGV 5 festgelegt worden
ist, fur welche Berufe und in welchem Umfang Nacht- und
Sonntagsarbeit zugelassen werden.

9 Arbeitszeit, Arztzeugnis, Gefahrliche Arbeiten, Nachtarbeit,
Sonntagsarbeit

K] ArGV 5 Art. 4, 19; BBG Art. 25; BBV Art. 22; Bildungsver-
ordnung und Bildungsplan (Anhang 2); Verordnung des WBF
Uber gefédhrliche Arbeiten fur Jugendliche, vom 4. Dezember
2007; Verordnung des WBF vom 21. April 2011 Uber die
Ausnahmen vom Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit
wahrend der beruflichen Grundbildung

H wwwmb.berufsbildung.ch, www.doku.berufsbildung.ch,
www.suva.ch, www.bvz.admin.ch
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Kommissionen fir Berufsentwicklung und
Qualitat (B&Q)

Die Kommissionen B&Q sind ein Ort der strukturierten Zusam-
menarbeit der Verbundpartner der beruflichen Grundbildung.
Sie tragen die Verantwortung fur die Berufs- und die Quali-
tatsentwicklung. Sie sind insbesondere zustandig fur die
Pflege und die Weiterentwicklung der Bildungsverordnung,
des Bildungsplans sowie der im Anhang des Bildungsplans
aufgefthrten Instrumente zur Férderung der Qualitat.

Die Kommissionen B&Q sind beratende Organe der Trager-
schaften der beruflichen Grundbildung und haben im Bereich
ihrer Aufgaben Antragsrecht gegendber ihrer OdA. Sie bean-
tragen Anderungen der Bildungsverordnung, des Bildungs-
plans sowie der im Bildungsplan aufgefiihrten Ausfihrungs-
bestimmungen und Instrumente. Sie arbeiten inhaltlich-
strategisch, haben aber keine Entscheidkompetenzen.

9 Qualitatsentwicklung/Qualitatssicherung, Revision,
Verbundpartnerschaft

K] sBG At 8 BBV A 3

H www.qbb.berufsbildung.ch, www.sbfi.admin.ch

Kompensation

Kompensation von Feiertagen

Feiertage sind nicht zusatzliche Ferientage, sondern 6ffent-
lich festgelegte arbeitsfreie Tage, die von den Arbeitgebenden
zu gewadhren sind. Dementsprechend sind sie nicht ohne
weiteres zu kompensieren, wenn sie mit Ferien oder arbeits-
freien Tagen zusammenfallen, sofern dies nicht vertraglich
anders vereinbart wurde (z. B. im GAV).

Falls Feiertage mit Ferientagen zusammenfallen, ist die
Kompensation in der Praxis Ublich, wenn der Ferienanspruch
von der Arbeitgeberin bzw. vom Arbeitgeber in Arbeitstagen
und nicht in Wochen, wie es das OR vorsieht, berechnet wird.

Kompensation bei Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit
Arbeiten die Lernenden auf Grund einer Ausnahmebewilligung
des Kantons bzw. einer Globalverfigung des Staatssekreta-
riats fur Wirtschaft (SECO) ausnahmsweise oder regelmassig
an Sonn- oder Feiertagen, steht ihnen eine Ersatzruhezeit zu:
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Bei Sonntagsarbeit von mehr als 5 Stunden ist in der voran-
gehenden oder nachfolgenden Woche an einem Arbeits-
tag eine Ersatzruhe von mindestens 36 Stunden (Ersatz-
ruhetag und tagliche Ruhezeit) zu gewdahren, welche die
Zeit von 6 bis 20 Uhr umfassen muss.

Lernenden, die ausnahmsweise an bis zu 6 Sonntagen pro
Kalenderjahr zum Einsatz gelangen, ist ein Stundenlohn-
zuschlag von 50 Prozent zu bezahlen.

Ist in einem Beruf oder flr einen Betrieb die Nachtarbeit
bewilligt worden, so gilt es Folgendes zu berlcksichtigen:

e Lernenden, die in weniger als 25 Nachten pro Jahr zum
Einsatz gelangen, ist ein Lohnzuschlag von mindestens
25 Prozent fur die im Nachtzeitraum geleistete Arbeit zu
bezahlen.

Lernende, die dauernd oder regelmassig Nachtarbeit leisten
(zwischen 23 und 6 Uhr) haben Anspruch auf einen Zeitzu-
schlag von 10 Prozent fir die in der Nacht geleistete Arbeit.

Bei Nachtarbeit muss die Arbeitszeit innerhalb eines Zeit-
raums von 10 Stunden geleistet werden.

Den Lernenden ist eine tagliche Ruhezeit von mindestens
12 aufeinander folgenden Stunden zu gewahren.

Die Jugendarbeitsschutzverordnung und die Verordnung
des WBF tber die Ausnahmen vom Verbot von Nacht- und
Sonntagsarbeiten halten fest, dass vor und nach Schul-
tagen keine Nachteinsatze geleistet werden dirfen.

Wird die Arbeit wegen Betriebsstérungen, Betriebsferien,
zwischen arbeitsfreien Tagen (Festtagsbriicken) oder wegen
dhnlicher Umstande fir verhaltnismassig kurze Zeit aus-
gesetzt, dirfen die Arbeitgebenden im Einvernehmen mit
den Lernenden fur die ausfallende Arbeitszeit innerhalb eines
angemessenen Zeitraums den Ausgleich anordnen. Die tag-
liche Hochstarbeitszeit fir Jugendliche (9 Stunden) ist jedoch
zu beachten. Ausnahme: landwirtschaftliche Berufe, fir diese
gilt der Normalarbeitsvertrag (NAV).

Dieselbe Regelung gilt fur eine lernende Person, wenn ihr
auf Wunsch einzelne arbeitsfreie Tage eingerdumt wurden.

9 Arbeitszeit, Feiertage, Ferien, Nachtarbeit, Ruhezeit,
Sonntagsarbeit
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K1 AGArt. 19,20, 31; ArGV 1 Art. 21, 31; ArGV 5 Art 12;
Verordnung des WBF vom 21. April 2011 tUber die Ausnahmen
vom Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit wahrend der
beruflichen Grundbildung

Kompetenznachweis

Der Kompetenznachweis ist eine Bestandesaufnahme. Darin
ist der Bildungsstand zu einem bestimmten Zeitpunkt erfasst.

Der Lehrbetrieb halt am Ende von jedem Semester den
Bildungsstand der lernenden Person in einem Bildungsbericht
fest. Die Leistungen werden in einigen Berufen in Form von
Kompetenznachweisen dokumentiert, in Noten ausgedriickt
und fliessen in die Berechnung der Erfahrungsnote ein.

Auch die Anbieter/innen von Uberbetrieblichen Kursen
dokumentieren die Leistungen der Lernenden in Form von
Kompetenznachweisen (UK-KN). Diese kénnen ebenfalls in
Noten ausgedrickt werden und fliessen in einigen Berufen
in die Berechnung der Erfahrungsnote ein.

Individueller Kompetenznachweis (IKN)

Nebst dem oben genannten Kompetenznachweis gibt es den
individuellen Kompetenznachweis (IKN). Der IKN kommt bei
einer zweijahrigen beruflichen Grundbildung mit eidg. Berufs-
attest zur Anwendung: Hier ist gemass SBFI-Leitfaden vor-
gesehen, fur Lernende, die das Qualifikationsverfahren nicht
bestehen und den Berufsattestabschluss nicht erreichen
kénnen, einen individuellen Kompetenznachweis auszustellen.
Diese Personen haben ein Anrecht, sich die erworbenen
Kompetenzen individuell am Ende der Ausbildung bestatigen
zu lassen. Grundlage bilden die im Bildungsplan festgelegten
beruflichen Handlungskompetenzen.

Die Schweizerische Berufsbildungsamter-Konferenz (SBBK)
stellt ein gesamtschweizerisch einheitliches Formular zur
Verflgung, auf dem ihr Logo sowie das der zustandigen OdA
abgedruckt sind und das vom Lehrbetrieb ausgestellt und
unterschrieben wird.

9 Noten, Lehrbetrieb, Praktische Ausbildung (PrA) nach INSQOS,
Uberbetriebliche Kurse (iiK), Zweijéhrige berufliche Grund-
bildung mit eidg. Berufsattest (EBA)
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H www.berufsbildung.ch, www.eba.berufsbildung.ch,
www.sbfi.admin.ch, Leitfaden «Zweijahrige berufliche Grund-
bildung mit eidg. Berufsattest», 2014, SBFI (ehem. BBT)

Konflikt

Wenn im Lehrbetrieb Schwierigkeiten oder Differenzen aus
dem Lehrverhéltnis entstehen, empfiehlt sich in erster Linie
ein klarendes Gesprach unter den direkt Beteiligten. Wich-
tige Gesprachsergebnisse und -inhalte sollten immer schrift-
lich festgehalten werden. Belegbaren Gesprachen wird mehr
Gewicht beigemessen und sie bilden oft eine wichtige Hilfe
fur spatere Entscheide.

Konnen die Differenzen oder Streitigkeiten nicht beigelegt
werden, ist das Berufsbildungsamt einzubeziehen. Es ist
seine Aufgabe, zu beraten und zu vermitteln.

Entscheide Uber Streitigkeiten aus dem Arbeits- bzw. Lehr-
verhaltnis fallen in die Kompetenz der zustandigen kanto-
nalen Arbeits-, Gewerbe- oder Strafgerichte.

=) Auflésung des Lehrvertrags, Aufsicht, Betriebsbesuch,
Erwerbslosigkeit

E] BBG At 24
H www.afb.berufsbildung.ch

Konventionalstrafe

Verspricht bei einem Vertragsabschluss eine Partei der ande-
ren, bei einer Vertragsverletzung — neben einem allfalligen
Schadenersatz — eine vereinbarte Geldleistung zu erbringen,
verpflichtet sie sich zu einer Konventionalstrafe. Das Gericht
kann Gbermassig hohe Konventionalstrafen herabsetzen.

Beim Lehrverhaltnis spielen Konventionalstrafen keine grosse
Rolle. Dies unter anderem wegen OR Art. 337d. Gemass
dieser Bestimmung hat der Lehrbetrieb Anspruch auf eine
Entschadigung, die einem Viertel des Lohns der lernenden
Person entspricht sowie auf weiteren Schadenersatz, wenn
die lernende Person ohne wichtigen Grund die Lehrstelle
nicht antritt oder sie fristlos verlasst.
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=) Auflésung des Lehrvertrags, Lehrvertrag
K] orArt 160 bis 163, 337d

Kopenhagen-Prozess

Der Kopenhagen-Prozess ist eine arbeitsmarktorientierte Stra-
tegie der EU zur Verbesserung der Leistungsfahigkeit, Qualitat
und Attraktivitat der beruflichen Bildung. Dieses Ziel soll durch
verstarkte internationale Zusammenarbeit in der beruflichen
Bildung und durch erhohte Vergleichbarkeit, Transparenz und
Durchlassigkeit in der allgemeinen und beruflichen Bildung
erreicht werden. Dadurch wird die Mobilitat innerhalb und
ausserhalb der nationalen Grenzen geférdert.

Das Staatssekretariat fir Bildung, Forschung und Innovation
SBFI sitzt im Beobachterstatus in verschiedenen Gremien ein,
die im Zusammenhang mit dem Kopenhagen-Prozess stehen,
und nimmt auf internationaler Ebene an Expertengesprachen
teil.

Die Umsetzung des Kopenhagen-Prozesses ist freiwillig. Fir
die Umsetzung der Ziele des Kopenhagen-Prozesses wurden
unterschiedliche Instrumente entwickelt. Zu den wichtigsten
zéhlen u. a. der Europaische Qualifikationsrahmen (EQR/EQF),
der nationale Qualifikationsrahmen (NQR), der Europass und
das Europaische Leistungspunktesystem (ECVET), das — analog
zum European Credit Transfer System (ECTS) im Hochschul-
bereich (Bolognareform) — fur die Berufsbildung entwickelt
wurde. Der EQR und der NQR werden als Schlisselinstru-
mente bezeichnet.

Der EQR und der NQR sollen die Ubersetzung und Durch-
lassigkeit von Qualifikationen und Abschlissen zwischen den
Landern vereinfachen. Wenn z.B. Arbeitgebende eine Person
mit auslandischem Abschluss anstellen wollen, soll der EQR/
NQR aufzeigen, wozu diese Person befdhigt ist. Gleichzeitig
sollen diese Instrumente den Arbeitnehmenden helfen, ihre
erworbenen Qualifikationen fir die Arbeitgebenden lesbar
zu machen.

9 Anerkennung (Gleichwertigkeit) auslandischer Abschlisse,
Berufsabschluss fur Erwachsene, Supplementprof.ch
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K51 Verordnung tiber den nationalen Qualifikationsrahmen fiir
Abschlisse der Berufsbildung (V-NQR-BB) vom 27. August 14

H www.sbfi.admin.ch, www.supplementprof.ch,
www.nqgr-berufsbildung.ch

Krankenversicherung

Gemass dem Krankenversicherungsgesetz (KVG) ist jede in
der Schweiz lebende Person verpflichtet, sich fur Kranken-
pflege zu versichern. Fur die Versicherung der Minderjahrigen
ist die gesetzliche Vertretung verantwortlich. Der Versiche-
rungsschutz des KVG erstreckt sich auf Krankheit, Unfélle
und Mutterschaft. Versicherten in bescheidenen wirtschaft-
lichen Verhaltnissen gewahren die Kantone Pramienver-
billigungen.

Die Deckung fur Unfélle kann bei Versicherten sistiert werden,
wenn sie bei ihrer Krankenversicherung mittels Antrag
nachweisen, dass sie nach dem Unfallversicherungsgesetz
(UVG) obligatorisch fur dieses Risiko voll gedeckt sind.

Fur Versicherte bis zum vollendeten 18. Altersjahr hat der
Versicherer eine tiefere Pramie festzulegen. Er ist berechtigt,
dies auch fur Versicherte zu tun, die das 25. Altersjahr noch
nicht vollendet haben und in Ausbildung sind.

Die obligatorische Krankenpflegeversicherung (Grundver-
sicherung) Gbernimmt die notwendigen Kosten fir die Unter-
suchung und Behandlung einer Krankheit und ihrer Folgen.
Durch freiwillige Zusatzversicherungen kdénnen erweiterte
Leistungen wie Alternativmedizin, Transport oder eine bessere
Versorgung im Spital versichert werden. Die wirtschaftlichen
Folgen der Krankheit (Lohnausfall) sind von der obligatori-
schen Krankenversicherung dagegen nicht gedeckt.

Wird vom Arbeitgeber eine Krankentaggeldversicherung
abgeschlossen, Gbernimmt diese dessen gesetzlich geregelte
Lohnfortzahlungspflicht im Krankheitsfall.

9 Krankheit und Unfall, Mutterschaftsversicherung, Unfallver-
sicherung

K] «vG Art. 3,8, 61 Abs. 3, 65; OR Art. 324a
H www.mb.berufsbildung.ch
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Krankheit und Unfall

Bei Krankheit und Unfall der lernenden Person sind u.a.
folgende Grundséatze zu beachten:

e Ist die lernende Person an der Arbeitsleistung verhindert,
hat sie dies dem Lehrbetrieb sofort zu melden bzw. melden
zu lassen. Vom dritten Tag an ist in der Regel ein Arzt-
zeugnis vorzulegen. Es kann aber unter Umstdanden schon
ab dem ersten Tag verlangt werden, wenn dies fur die
Erwerbsausfallversicherung notwendig ist oder erziehe-
rische Grinde daflr sprechen.

Die lernende Person kann nicht verpflichtet werden, infolge
Krankheit oder Unfall versdumte Arbeitszeit nachzuholen.
Zur Frage einer allfalligen Lehrzeitverlangerung siehe «Ver-
langerung der beruflichen Grundbildung».

Ist die lernende Person infolge Krankheit oder Unfall am
Besuch des schulischen Unterrichts verhindert, hat sie dies
gemass der geltenden Schulordnung der betreffenden
Schule zu melden.

Kann die lernende Person infolge Krankheit oder Unfall nicht
an der Abschlussprifung teilnehmen, muss sie dies gegen-
Uber der Prafungsbehérde mit einem Arztzeugnis belegen.
Der lernenden Person wird in der Regel Gelegenheit geboten,
die Prufung nach der Genesung nachzuholen. Die Modali-
taten finden sich in den entsprechenden Weisungen der
Prafungsbehorden.

Lohnfortzahlung bei Krankheit

e Liegt kein (grobfahrlassiges) Verschulden der lernenden
Person an ihrer Krankheit vor, sind die Arbeitgebenden laut
OR verpflichtet, fir eine bestimmte Zeit den vollen Lohn
weiterzubezahlen, einschliesslich einer angemessenen Ver-
glUtung fur evtl. ausfallenden Naturallohn.

Die Gerichte haben fur die Bemessung der Dauer der Lohn-
fortzahlungspflicht bei Krankheit verschiedene Skalen ent-
wickelt:

Basler Skala:

1. Jahr 3 Wochen
2.und 3. Jahr 2 Monate
4. bis 10. Jahr 3 Monate
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Berner Skala:

1. Jahr 3 Wochen
2. Jahr 1 Monat
3. und 4. Jahr 2 Monate

Zurcher Skala:

1. Jahr 3 Wochen
2. Jahr 8 Wochen
3. Jahr 9 Wochen
4. Jahr 10 Wochen

Durch schriftliche Abrede, Normalarbeitsvertrag oder Gesamt-
arbeitsvertrag kann eine vom Gesetz abweichende Regelung
getroffen werden, indem die Arbeitgebenden die Lernenden
im Rahmen einer kollektiven Kranken-Taggeldversicherung
versichern. Die Abweichung muss fir die Lernenden dem
gesetzlichen Schutz aus Art. 324a OR mindestens gleich-
wertig sein. Diese Gleichwertigkeit richtet sich nach Dauer
und Hohe des Versicherungsanspruchs sowie nach der Beteili-
gung der Arbeitgebenden an den Pramien.

Verbreitet ist folgende Losung: Die Arbeitgebenden zahlen
wahrend einer Wartezeit von 30 Tagen 80 Prozent des Lohns.
Darauf Ubernimmt die Versicherung fuir 730 Tage innerhalb von
900 Tagen ebenfalls 80 Prozent des Lohns. Die Arbeitgebenden
tragen dabei 50 Prozent der Pramien, die andere Halfte geht
zu Lasten der Lernenden/Arbeitnehmenden. Wenn mindestens
50 Prozent der Pramien zu Lasten der Arbeitgebenden gehen,
ist anzunehmen, dass die Gerichte Gleichwertigkeit annehmen
wdirden.

Lohnfortzahlung bei Unfall

Der Erwerbsausfall auf Grund eines Unfalls wird durch die
Unfallversicherung gedeckt. Der Anspruch auf Taggeld ent-
steht am dritten Tag nach dem Unfalltag. Fir die ersten drei
Tage — Unfalltag miteingerechnet — sind geméss OR in der
Regel die Arbeitgeber/innen zur Zahlung von mindestens vier
Funfteln des Lohns verpflichtet.

=) Abschlusspriifung, Absenzen vom Lehrbetrieb, Absenzen
von der Berufsfachschule, Entschadigung der Lernenden,
Ferien, Krankenversicherung, Unfallversicherung

K] ORrArt. 324af, 328f.: ArG Art. 6ff.; UVG Art. 6ff.; VUV

H www.afb.berufsbildung.ch, www.mb.berufsbildung.ch
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Kiindigung

Lehrvertrdge sind befristete Arbeitsvertrage. Im Gegensatz
zu anderen befristeten Arbeitsvertragen ist bei Lehrvertragen
die Vereinbarung eines Kiindigungsrechts ausgeschlossen. Aus-
genommen ist die Kindigung wahrend der Probezeit. Wahrend
dieser Zeit kann ein Lehrvertrag einseitig mit einer Frist von
sieben Tagen von beiden Vertragsparteien aufgelost werden.
Die kantonale Behorde ist sofort schriftlich zu orientieren. Nach
der Probezeit ist eine vorzeitige Beendigung des Lehrverhalt-
nisses ausnahmsweise maglich, wenn wichtige Griinde vorliegen
oder wenn beide Vertragsparteien damit einverstanden sind.

9 Auflésung des Lehrvertrags, Probezeit, Widerruf der Bildungs-
bewilligung

E] OoRrArt 335ff und 346

Kurzarbeit

Drangt sich fur die Belegschaft eines Lehrbetriebs Kurzarbeit
auf, missen die Arbeitgeber/innen alles ihnen Zumutbare
unternehmen, die Lernenden von der Kurzarbeit auszunehmen
und sie weiterhin voll auszubilden, beispielsweise durch
folgende Massnahmen: Zuteilung zu vollbeschaftigten Abtei-
lungen, Sondermassnahmen zur Uberbriickung der Kurzar-
beitsperiode, Versetzung in einen andern Betrieb usw. Kurz-
arbeit ist fur Lernende in seltenen Ausnahmefallen denkbar.
Die Eltern (gesetzliche Vertretung) sowie das Berufsbildungs-
amt sind in solchen Fallen moglichst friihzeitig zu informieren.

Der Lehrbetrieb hat bei Kurzarbeit den vollen vertraglich
vereinbarten Lohn zu bezahlen. Die lernende Person hat
keinen Anspruch auf Kurzarbeitsentschadigung der Arbeits-
losenversicherung. Der Ferienanspruch bleibt ungeschmalert.
Die Berufsfachschule ist wie gewohnt zu besuchen.

= Arbeitslosenversicherung, Auflésung des Lehrvertrags,
Erwerbslosigkeit

K] ORrArt 324; AVIG Art. 33

H www.seco.admin.ch, www.mb.berufsbildung.ch
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Legasthenie und Dyskalkulie

«Legasthenie» ist die im deutschsprachigen Raum verwen-
dete Bezeichnung fur Lese- und Rechtschreibschwache. Der
internationale Ausdruck ist «Dyslexie». Man spricht auch von
Schwierigkeiten im Schriftspracherwerb.

«Dyskalkulie» ist eine Schwache beim Erlernen der Rechen-
operationen, bei der Orientierung im Zahlenraum und/oder
des mathematischen Verstandnisses. Man spricht auch von
Lernstérungen im mathematischen Bereich.

Lernende mit Lern- und Leistungsschwierigkeiten kénnen
Stltzkurse der Berufsfachschule besuchen. Zudem sind bei
ausgewiesener Legasthenie oder Dyskalkulie sowohl in der
Berufsfachschule als auch bei der Abschlussprifung Nach-
teilsausgleichsmassnahmen maoglich. Das Gesuch um Nach-
teilsausgleich muss dem zustandigen Berufsbildungsamt
spatestens mit der Prifungsanmeldung gestellt werden und
die notigen Belege oder Zeugnisse von Fachleuten (Fachlehr-
krafte, Arzte etc.) enthalten.

9 Abschlussprifung, Beratungsstellen, Lernschwierigkeiten/
Lerndefizite, Nachteilsausgleich, Stutzkurse

K] 8BG Art. 3 Abs. ¢, 7, 18, 22 Abs. 4; BBV Art. 20 und 35 Abs. 3

H www.mb.berufsbildung.ch, www.verband-dyslexie.ch,
www.sbbk.ch (Empfehlung Nr. 7, Nachteilsausgleich) SDBB,
Nachteilsausgleich fir Menschen mit Behinderung in der
Berufsbildung, 2015 (www.shop.sdbb.ch)

Lehrbetrieb

Der Lehrbetrieb ist im dualen Berufsbildungssystem ein meist
privates, manchmal auch 6ffentliches Produktions- oder
Dienstleistungsunternehmen, in dem die Bildung in beruf-
licher Praxis stattfindet. Die Unternehmen bedirfen einer
Bildungsbewilligung der kantonalen Aufsichtsbehorde. Krite-
rien, die ein Betrieb erfillen muss, um Lernende auszubil-
den, finden sich in der Bildungsverordnung des jeweiligen
Berufs. Bezlglich der notwendigen Betriebseinrichtung haben
einige Berufsverbande eine Liste der Mindesteinrichtungen
erstellt, die Lehrbetrieben und der Aufsicht als Richtlinie
dient.
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Die Lehrbetriebe rekrutieren die Lernenden und schliessen
mit diesen einen Lehrvertrag ab. Die Lernenden haben den
Status von Beschéaftigten und erbringen Arbeitsleistungen
far den Lehrbetrieb. Die Ausbildung von Lernenden ist des-
halb fur den Lehrbetrieb mit einem Nutzen verbunden.
Studien zeigen, dass im Durchschnitt aller Lehrbetriebe und
Berufe die Produktivleistung der Lernenden die Bruttokosten
flr die betriebliche Ausbildung Ubersteigt. Der Nettonutzen
variiert je nach Beruf, Grosse und Ausbildungsinfrastruktur
der Lehrbetriebe und kann in einigen Fallen auch negativ
sein (z.B. Grossbetriebe mit aufwandiger Infrastruktur far
die Ausbildung in technischen Berufen).

9 Aufsicht, Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Berufsfachschule,
Bildungsbewilligung, Duales System, Lehrbetriebsverbund,
Lernorte, Lernende Person, QualiCarte, Uberbetriebliche
Kurse (UK), Vignette Lehrbetrieb

K] 8BG Art 151, 20, 24; BBV Art. 9, 14, 39, 44;
Bildungsverordnungen

H www.hb.berufsbildung.ch,
Handbuch betriebliche Grundbildung, SDBB, 2019

Lehrbetriebsverbund

Beim Lehrbetriebsverbund handelt es sich um eine spezielle
Organisationsform der Bildung in beruflicher Praxis. Zwei oder
mehrere Betriebe mit sich erganzenden Tatigkeiten schliessen
sich zu einem Lehrbetriebsverbund zusammen und bilden
gemeinsam Lernende aus. Diese Zusammenarbeit hat zum
Ziel, den Lernenden durch die Nutzung von gemeinsamen
Ressourcen eine verordnungskonforme Bildung zu vermitteln
und den Ausbildungsaufwand fir den einzelnen Betrieb zu
optimieren. Damit wird es auch fur kleine oder spezialisierte
Betriebe moglich, sich an der beruflichen Grundbildung zu
beteiligen.

Ein Leitbetrieb bzw. eine Leitorganisation (Einfache Gesell-
schaft, Verein, Berufs- oder Branchenverband usw.) Gbernimmt
die Verantwortung fur die Ausbildungsorganisation und ver-
tritt den Verbund nach aussen. Der Leitbetrieb oder die Leit-
organisation kann zudem das Anwerben und die Selektion
der Lernenden sowie die administrativen Aufgaben des
Verbunds Ubernehmen.
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Die Zusammenarbeit zwischen dem Leitbetrieb beziehungs-
weise der Leitorganisation und den Verbundsbetrieben ist in
einem Vertrag geregelt. Der Lehrvertrag wird zwischen dem
Leitbetrieb beziehungsweise der Leitorganisation und der
lernenden Person abgeschlossen.

e 2 Bildungsbewilligung, Lehrbetrieb, Lehrvertrag
Kl sBvaArt 14
H www.|bv.berufsbildung.ch

Lehrplan fiir die Berufsfachschulen

Der Lehrplan fur die Berufsfachschule wird von der zustandi-
gen Organisation der Arbeitswelt (OdA) in Zusammenarbeit
mit den Berufsfachschulen (als Vertreter der Kantone) erstellt.
Als Grundlage dient der Bildungsplan des jeweiligen Berufs.
Auf Grund des Lehrplans erarbeiten die Berufsfachschul-
lehrer/innen den schulischen Lehrplan.

9 Ausbildungsprogramm fir die Lehrbetriebe, Ausbildungs-
programm fur die Gberbetrieblichen Kurse, Bildungsplan

Lehrstellenangebot

Auf dem Lehrstellenmarkt treffen sich die Angebote der
Unternehmen und die Nachfrage der Jugendlichen. Der Staat
hat eine Mittlerrolle. Er sorgt fir optimale Rahmenbedingungen
fur die Unternehmen, fordert das Lehrstellenangebot und unter-
stUtzt Jugendliche im Berufswahlprozess.

Die Unternehmen haben ein eigenes Interesse, den Jugend-
lichen zukunftsfahige Ausbildungsplatze und attraktive Berufs-
perspektiven anzubieten. Sie sichern sich damit ihren Nach-
wuchs an gut qualifizierten Fachkraften. Zugleich widerspiegelt
das Lehrstellenangebot die langfristigen Bedurfnisse des Arbeits-
markts. Insbesondere strukturelle Veranderungen wirken sich
auf den Lehrstellenmarkt aus. Konjunkturelle Schwankungen
haben insofern einen Einfluss, als es in der dualen Berufsbil-
dung auch Auftrage braucht, um Lernende ausbilden zu kénnen.

9 Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Lehrbetrieb,
Lehrstellenbarometer, Lehrstellennachweis (LENA),
Lehrstellenmarketing
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Kl BBG A1, 3,55

H www.berufsbildung.ch,
www.berufsberatung.ch/lehrstellen suchen

Lehrstellenbarometer

Der Lehrstellenbarometer wird im Auftrag des Staatssekre-
tariats fur Bildung, Forschung und Innovation (SBFI) durch-
geflihrt. Er zeigt die aktuelle Situation und die kurzfristigen
Entwicklungstendenzen auf dem Lehrstellenmarkt auf. In
reprasentativen Umfragen bei Unternehmen und Jugendlichen
werden die zentralen Merkmale der gegenwartigen Situation
erfasst und laufend mitverfolgt.

Ziel ist es, die Veranderungen auf dem Schweizer Lehrstellen-
markt moglichst genau zu dokumentieren und zu kommuni-
zieren. Der Lehrstellenbarometer wird jeweils im April und
August erhoben.

9 Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Lehrstellenangebot,
Lehrstellennachweis (LENA), Lehrstellenmarketing

I sBGArt1und3
H www.sbfi.admin.ch

Lehrstellenmarketing

Bund, Kantone und Organisationen der Arbeitswelt streben
gemeinsam ein genltgendes Lehrstellenangebot an.

Das Lehrstellenmarketing fallt in den kantonalen Aufgaben-
bereich. Die kantonalen Berufsbildungsamter sind mit den
Verhaltnissen in den Regionen vertraut und pflegen den
Kontakt mit den Unternehmen vor Ort. Sie kénnen dadurch
die Entwicklung des Lehrstellenangebots am besten abschat-
zen und rechtzeitig geeignete Massnahmen ergreifen. Vom
Bund erhalten sie finanzielle Unterstitzung.

Zu den Lehrstellenmarketing-Massnahmen zahlen:

¢ Informations-, Image- und Werbekampagnen von Bund,
Kantonen und OdA (z.B. Vignette «Lehrbetrieb»)
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e Einsatz von Lehrstellenférderinnen und -férderern, die bei
Unternehmen vorsprechen und fir die Schaffung von
Ausbildungsplatzen werben

e Offizielle Verzeichnisse der gemeldeten offenen Lehrstellen
(kantonaler Lehrstellennachweis LENA)

e Angebote an Lehrstellenvermittiungsdiensten

e Anschubfinanzierungen durch Bund und Kantone fur Lehr-
stellenférderungsprojekte (z. B. Aufbau von Lehrbetriebs-
verbinden)

=) Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Berufsbildungsamt,
Lehrbetrieb, Lehrstellennachweis (LENA), Vignette Lehrbetrieb

K] sBGArt.1und3

H www.berufsbildungplus.ch

Lehrstellennachweis (LENA)

Im Lehrstellennachweis (LENA) veroffentlichen die Kantone
die Adressen von Lehrbetrieben mit offenen Lehrstellen.
Dieser offizielle Lehrstellennachweis kann auf dem Portal
berufsberatung.ch eingesehen werden. Erfasst werden die
offenen Lehrstellen je nach Kanton durch die Berufs-, Studien-
und Laufbahnberatung oder durch das Berufsbildungsamt.
Den Lehrbetrieben ist es freigestellt, ihre Lehrstellen den
Kantonen fur die Ausschreibung im LENA zu melden. Zusatz-
lich zu den Ubers Internet zuganglichen Lehrstellen kénnen
bei der kantonalen Berufsberatung und beim Berufsbildungs-
amt Listen aller Betriebe, die Lernende ausbilden (Lehrfirmen-
Liste, LEFI), bezogen werden.

Kl ssGArt. 1und3

H www.berufsberatung.ch/lehrstellen suchen

Lehrstellenwechsel

Ein Lehrverhaltnis wird grundsatzlich fur die ganze vertrag-
liche Dauer der beruflichen Grundbildung eingegangen. Ein
Wechsel der Lehrstelle kann sich aber aufdrangen, wenn die
betrieblichen Voraussetzungen fur die weitere Bildung in
beruflicher Praxis nicht mehr gegeben sind, wenn die Berufs-
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bildnerin bzw. der Berufsbildner und die lernende Person
nicht zueinander passen oder wenn das Lehrverhaltnis durch
besondere Vorkommnisse zu stark belastet ist. Ein Wechsel
muss in jedem Fall unter Einbezug des Berufsbildungsamts
erfolgen, insbesondere auch deshalb, weil der bestehende
Lehrvertrag aufgeldst und ein neuer abgeschlossen wird.

In Berufen der Landwirtschaft ist es Tradition, die einzelnen
Lehrjahre der beruflichen Grundbildung in verschiedenen
Lehrbetrieben zu absolvieren. Alle Teillehrvertrage mussen
zu Beginn der beruflichen Grundbildung vorliegen.

=) Auflésung des Lehrvertrags, Aufsicht, Berufsbildungsamt,
Lehrvertrag

K1 8BG Art. 14, 24; OR Art. 346

Lehrverhaltnis

Das Lehrverhaltnis bezeichnet die Beziehungen zwischen
lernender Person und Arbeitgeberin oder Arbeitgeber auf
Grund eines Lehrvertrags im dualen Berufsbildungssystem.
Es hat Ausbildungs- und Erziehungsaufgaben zum Inhalt
sowie die Pflichten der Arbeitgeber/innen, der Berufsbild-
ner/innen oder der von ihnen fur die Ausbildung bezeichne-
ten Fachkrafte. Die Lern- und Arbeitspflicht der Lernenden
sowie Anordnungen und Weisungen sind ebenfalls Inhalt des
Lehrverhaltnisses. Lehrverhaltnisse gemass Berufsbildungs-
gesetz (BBG) unterstehen der staatlichen Aufsicht.

Lehrverhaltnisse gibt es nicht nur in Lehrbetrieben, sondern
auch in Lehrwerkstatten und Lehrbetriebsverbinden.

=) Aufldsung des Lehrvertrags, Aufsicht, Duales System,
Lehrbetrieb, Lehrbetriebsverbund, Lehrvertrag, Lehrwerk-
statte, Lernende Person

K] B8BG Art. 14 und 24; BBV Art. 8; OR Art. 319f.; ArG

Lehrvertrag

Der Lehrvertrag muss vor oder spatestens zu Beginn einer
beruflichen Grundbildung vorliegen. Er ist ein Rechtsgeschaft
des Privatrechts und als besonderer Einzelarbeitsvertrag im
Obligationenrecht geregelt (OR Art. 344-346a). Der Lehrver-
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trag bildet die notwendige Grundlage jedes Lehrverhaltnisses.
Er ist in schriftlicher Form abzufassen und bedarf der Geneh-
migung durch die kantonale Behorde.

Im Lehrvertrag verpflichtet sich die Arbeitgeberin bzw. der
Arbeitgeber, die lernende Person fur einen bestimmten Beruf
fachgemass zu bilden bzw. durch Fachkrafte bilden zu lassen.
Die lernende Person verpflichtet sich, zu diesem Zweck Arbeit
im Dienste der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers zu leisten.

Der Lehrvertrag hat mindestens die Art und die Dauer der
beruflichen Grundbildung, den Lohn, die Probezeit, die Arbeits-
zeit und die Ferien zu regeln. Fur den Lehrvertrag gibt es ein
national einheitliches Formular. Viele Elemente des Lehrvertrags
sind durch zwingende Bestimmungen des 6ffentlichen und
privaten Rechts bereits geregelt und kénnen nicht frei verein-
bart werden. Fur die Durchsetzung der Anspriiche aus dem
Lehrvertrag ist notwendigenfalls das Zivilgericht anzurufen,
d. h. in vielen Kantonen die speziellen Arbeitsgerichte.

Die Bestimmungen Gber den Lehrvertrag gelten auch fur die
zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Berufsattest.
Die gegenseitige Durchlassigkeit zwischen der zweijahrigen
und der drei- oder vierjahrigen beruflichen Grundbildung ist
moglich. Da mit einem Wechsel ein neues Lehrverhaltnis be-
grindet wird, ist ein neuer Lehrvertrag abzuschliessen.

Erfolgt die Bildung in beruflicher Praxis nacheinander in ver-
schiedenen Betrieben, so kann der Vertrag fir die Dauer des
jeweiligen Bildungsteils abgeschlossen werden. Alle Teillehr-
vertrage mussen jedoch zu Beginn der beruflichen Grundbildung
vorliegen. Namentlich in der Landwirtschaft haben Teillehr-
vertrage Tradition, indem einzelne Ausbildungsjahre in ande-
ren Sprachregionen absolviert werden. Der Abschluss von
Teillehrvertragen ist aber auch in anderen Branchen moglich.

Das national einheitliche Formular ftr den Lehrvertrag steht
in den vier Landessprachen online (www.lv.berufsbildung.ch)
und gedruckt zur Verfliigung.

=) Arbeitsgericht, Arbeitsvertragsrecht, Auflésung des Lehrver-
trags, Lehrvertragsparteien, Rechte und Pflichten der Arbeit-
geber/innen, Rechte und Pflichten der gesetzlichen Vertretung,
Rechte und Pflichten der Lernenden, Zusatzvereinbarungen
zum Lehrvertrag
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K] BBG Art. 14 Abs. 2; OR Art. 344 bis 346a; entsprechende
Bildungsverordnung; kant. Einfihrungsgesetze zum BBG

H www.lv.berufsbildung.ch

Lehrvertragsparteien

Lehrvertragsparteien und damit die Partner fur die Erflllung
der Vertragspflichten sind die lernende Person und der Arbeit-
geber oder die Arbeitgeberin. Die gesetzliche Vertretung —in
der Regel die Eltern — sind nicht Vertragspartei, aber sie
handeln beim Vertragsabschluss fur die minderjahrige ler-
nende Person als gesetzliche Vertreter oder missen zumindest
ihre Zustimmung zum Vertragsabschluss geben. Auch das
Berufsbildungsamt, das den Lehrvertrag zu genehmigen hat,
ist nicht Vertragspartei.

9 Arbeitsvertragsrecht, Auflésung des Lehrvertrags, Berufs-
bildner/in im Lehrbetrieb, Gesetzliche Vertretung, Lernende
Person, Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen, Rechte
und Pflichten der gesetzlichen Vertretung, Rechte und Pflichten
der Lernenden

K] BBG Art. 14; BBV Art. 8; OR Art. 344

Lehrwerkstatte

Lehrwerkstatten gelten als schulisch organisierte Grundbil-
dung und sind in der Regel 6ffentlichen Berufsfachschulen
angegliedert. Lehrwerkstatten vermitteln die Bildung in
beruflicher Praxis, die normalerweise in privaten Lehrbetrie-
ben stattfindet. Das Angebot an Ausbildungsplatzen in
Lehrwerkstatten ist vergleichsweise gering, etwas verbrei-
teter ist es in der franzdsisch- und italienischsprachigen
Schweiz anzutreffen.

Die berufliche Grundbildung endet auch in Lehrwerkstatten
mit der Abschlussprifung und fihrt zum eidg. geschitzten
Berufstitel.

=) Aufsicht, Berufliche Grundbildung, Duales System,
Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)

Il BBG Art 16; BBV Art. 6
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Lehrzeugnis

Wie alle Arbeitnehmer/innen hat auch die lernende Person
nach Beendigung des Arbeitsverhéltnisses Anspruch auf ein
Zeugnis des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin. Es muss
die erforderlichen Angaben Uber den erlernten Beruf und die
Dauer der beruflichen Grundbildung enthalten. Diese Kurz-
form wird Lehrbestatigung genannt. Der Lehrbetrieb ist
verpflichtet, der lernenden Person am Ende der beruflichen
Grundbildung eine Lehrbestatigung auszustellen.

Auf Verlangen der lernenden Person oder ihres gesetzlichen
Vertreters hat das Zeugnis auch Uber die Fahigkeiten, die
Leistungen und das Verhalten der lernenden Person Auskunft
zu geben. Diese ausfuhrliche Form wird Lehrzeugnis genannt.

Gemass OR Art. 330a kdnnen die Arbeitnehmenden jederzeit
von den Arbeitgebenden ein Zeugnis verlangen, das sich tUber
die Art und Dauer des Arbeitsverhaltnisses ausspricht. Diese
knappe Form des Arbeitszeugnisses wird Ublicherweise
Arbeitsbestatigung genannt. Auch die Lehrbestatigung stellt
in der Regel eine Arbeitsbestatigung dar.

Das nach erfolgreicher Abschlussprifung vom Kanton ausge-
stellte eidg. Fahigkeitszeugnis oder eidg. Berufsattest ersetzt
das Lehrzeugnis nicht.

9 Ausweise der Berufsbildung, Bildungsbericht, Berufsbildner/in
im Lehrbetrieb, Lernende Person, Rechte und Pflichten der
Arbeitgeber/innen, Rechte und Pflichten der Lernenden,
Zeugnisse

K1 oRrArt. 330a, 346a
H www.hb.berufsbildung.ch

Lerndokumentation

Die Lerndokumentation (friher: Arbeitsbuch) ist ein Instru-
ment zur Férderung der betrieblichen Bildung. Die lernende
Person halt in der Lerndokumentation Folgendes laufend
fest: alle wesentlichen Arbeiten, die erworbenen Fahigkeiten
und die Erfahrungen, die sie im Lehrbetrieb macht. Die Lern-
dokumentation dient ihr zudem als Nachschlagewerk. Die
Berufsbildnerin bzw. der Berufsbildner ersieht aus der Lern-
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dokumentation den Bildungsverlauf, das Berufsinteresse und
das personliche Engagement der lernenden Person.

Flr das Fuhren einer Lerndokumentation muss der lernenden
Person wahrend der Arbeitszeit genligend Zeit eingerdumt
werden. Die Berufsbildnerin bzw. der Berufsbildner kontrol-
liert und unterzeichnet die Lerndokumentation periodisch.

In der jeweiligen Bildungsverordnung ist festgehalten, ob die
Lerndokumentation an der Abschlussprifung als Hilfsmittel
verwendet werden darf.

Die Lerndokumentation — herausgegeben vom SDBB - ist
berufsneutral. Verschiedene Organisationen der Arbeitswelt
geben ein branchenbezogenes Produkt heraus, das in der
Regel bei der Organisation selbst, in der Berufsfachschule
oder den Uberbetrieblichen Kursen bezogen werden kann.

Die Lerndokumentation ist auch Bestandteil — und gleichzei-
tig das Herzstlick — der Dokumentation berufliche Grundbil-
dung, die in der Berufswelt unter anderem als Arbeitsbuch
oder Ausbildungsdokumentation bezeichnet wird. Es handelt
sich um ein Ablagesystem, in dem die lernende Person die
wichtigen Unterlagen der Ausbildung einordnen kann.

> Abschlussprifung, Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Bildungs-
bericht, Bildungsplan, Dokumentation berufliche Grundbildung,
Lehrbetrieb, Lernende Person, Qualifikationsverfahren (QV)

IS’ BBG Art.19; BBV Art. 12 Abs. 1c; Bildungsverordnungen
Abschnitt 7 Lerndokumentation, Bildungsbericht und Leistungs-
dokumentation

H www.lp.berufsbildung.ch, www.oda.berufsbildung.ch

Lernende Person

Als lernende Person (auch: Lernende; fruher: Lehrling) gilt,
wer die obligatorische Schulzeit beendet hat und auf Grund
eines Lehrvertrags einen Beruf erlernt, der in einer Bildungs-
verordnung geregelt ist.

Eine berufliche Grundbildung kann antreten, wer das 15. Alters-
jahr vollendet hat und aus der obligatorischen Schulzeit
entlassen ist. Eine Unterschreitung des Mindestalters kann die
zustandige kantonale Behorde in bestimmten Fallen bewilligen.
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9 Arbeitnehmer/in, Arbeitsgesetz (ArG), Arbeitsvertragsrecht,
Berufliche Grundbildung, Entschadigung fur Lernende,
Gesetzliche Vertretung, Jugendarbeitsschutzverordnung,
Lehrbetrieb, Lehrverhaltnis, Lehrvertrag, Mindestalter der
Lernenden, Rechte und Pflichten der Lernenden

K1 8BG Art. 10, 14, 16; OR Art. 344 ff.; ArGV 5 Art. 9

Lernorte

Markenzeichen und Stérke der dualen Berufsbildung ist der
enge Bezug zur Arbeitswelt. Dieser widerspiegelt sich in den
drei Lernorten, in denen die gesamte berufliche Grundbildung
vermittelt wird:

Der Lehrbetrieb

Im dualen System findet die berufliche Grundbildung in einem
Lehrbetrieb (oder in einem Lehrbetriebsverbund) statt, wo
den Lernenden die berufspraktischen Fertigkeiten vermittelt
werden.

Die Berufsfachschule

Sie vermittelt die schulische Bildung. Diese besteht aus be-
rufskundlichem und allgemeinbildendem Unterricht sowie
Sport.

Die Uberbetrieblichen Kurszentren

Die Uberbetrieblichen Kurse dienen — erganzend zur Bildung
in Lehrbetrieb und Berufsfachschule — der Vermittlung und
dem Erwerb grundlegender Fertigkeiten.

9 Berufsfachschule, Lehrbetrieb, Lehrbetriebsverbund, Lehr-
werkstatte, Lernortkoordination und -kooperation, Schulisch
organisierte Grundbildung (SOG), Uberbetriebliche Kurse (iiK)

K1 8BG Art. 16, 21, 23; BBV Art. 14, 17ff.

Lernortkoordination und -kooperation

Mit Lernortkoordination bzw. -kooperation ist die Zusammen-
arbeit zwischen Berufsfachschule, Uberbetrieblichem Kurs-
zentrum und Lehrbetrieb in der dualen Berufsbildung gemeint.
Die Zusammenarbeit kann sich von der Mitarbeit in Prafungs-
ausschissen bis zur gemeinsamen Erstellung von Unterrichts-
konzepten erstrecken.
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Koordination und Kooperation der drei Lernorte (bezuglich
Inhalten, Arbeitsmethoden, Zeitplanung, Gepflogenheiten des
Berufs) sind eine wichtige Voraussetzung fiir das Gelingen
der beruflichen Grundbildung. Insbesondere Personen mit
Lernschwierigkeiten oder Lerndefiziten sind auf eine gute
Abstimmung aller an der Ausbildung Beteiligten angewiesen.

9 Berufspadagogik, Berufsfachschule, Lehrbetrieb, Lehrbetriebs-
verbund, Lernorte, Uberbetriebliche Kurse (iK)

Il BBG At 16 Abs. 5

Lernschwierigkeiten/Lerndefizite

Lernschwierigkeiten oder Lerndefizite hemmen oder ver-
hindern das Einprédgen oder Behalten von Wissen und von
Fertigkeiten. Festgestellt werden sie meistens in der Volks-
schule, kénnen sich aber auch erst bei der Vermittlung der
beruflichen Praxis zeigen. Lernschwierigkeiten kénnen ver-
schiedene Ursachen haben wie mangelnde kognitive Fahig-
keiten, mangelnde Vorbildung, ungentigende Lernstrategien,
belastende soziale Umstdnde oder gesundheitliche Beein-
trachtigungen.

Je nach Ursache und Schweregrad entsprechen Lernschwierig-
keiten einer Behinderung. In diesen Féllen kann Anspruch auf
sonderpddagogische Massnahmen und einen Nachteilsaus-
gleich bestehen. Behinderungen kénnen sein:

e Seh- und Horbehinderung

e Querschnittlahmung

e Dyslexie (Legasthenie) und Dyskalkulie

e Aufmerksamkeits-Defizit-(Hyperaktivitats-)Storung (ADHS)

Anlaufstelle fur erste Informationen bei Lernschwierigkeiten
sind die kantonalen Berufsbildungsamter oder die Berufs-
fachschulen. Sie beraten und vermitteln auch Adressen von
weiteren Fachstellen. Fir komplexe Falle kdnnen beispiels-
weise Heilpadagoginnen oder Heilpddagogen bzw. Lern-
psychologinnen oder Lernpsychologen beigezogen werden.

9 Abschlussprtfung, Fachkundige individuelle Begleitung (FiB),
Legasthenie und Dyskalkulie, Nachteilsausgleich, Praktische
Ausbildung (PrA) nach INSOS, Stutzkurse
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K] BBG Art 3 Bst. ¢; BBV Art. 35 Abs. 3

H www.mb.berufsbildung.ch; www.sbbk.ch (Empfehlung Nr. 7,
Nachteilsausgleich); SDBB, Nachteilsausgleich fir Menschen mit
Behinderung in der Berufsbildung, 2015 (www.shop.sdbb.ch)

Lernstunden

Lernstunden sind die Grundlage fur die Berechnung von Lern-
leistungen in internationalen Systemen. Sie gelten insbeson-
dere als Basis fur die Anrechnung der beruflichen Praxis.

Lernstunden umfassen nicht nur Prasenzzeiten, sondern auch
den durchschnittlichen Aufwand fur selbststandiges Lernen,
personliche oder Gruppenarbeiten, weitere Veranstaltungen
im Rahmen der jeweiligen Bildung, Lernkontrollen und Quali-
fikationsverfahren sowie die Umsetzung des Gelernten in die
Praxis.

9 Berufsbildungsverantwortliche, Berufsbildner/in im Lehrbetrieb,
Kopenhagen-Prozess

K] sBvaArt 4
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Migration

Der Zugang zur Berufsbildung ist fur die Integration von
Migrantinnen und Migranten zentral. Die zustandigen kanto-
nalen Stellen sowie die Berufsfachschulen bieten verschie-
dene Unterstitzungsmassnahmen (z. B. Sprachkurse) fur die
Integration von auslandischen Lernenden oder Erwerbstatigen
an. Lehrbetriebe bernehmen bei der Integration eine wich-
tige Funktion, indem sie auch auslandische Jugendliche als
Lernende einstellen.

Ab 2018 bietet die grosse Mehrheit der Kantone eine ein-
jahrige Integrationsvorlehre an. Gemeinsam mit dem Bund
wurde ein Pilotprojekt entwickelt. Mit der Integrationsvor-
lehre werden anerkannte Flichtlinge und vorldufig aufge-
nommene Personen gezielt auf eine Berufslehre vorbereitet.
Die Teilnehmenden kénnen in einem Berufsfeld praktische,
schulische und sprachliche Kompetenzen aufbauen.

9 Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung, Beratungsstellen,
Ubergang obligatorische Schule — Sekundarstufe I, Stutzkurse

Kl Anag; BvO; FzA

H www.sem.admin.ch, www.mb.berufsbildung.ch,
www.sem.admin.ch

Militardienst/Zivildienst

Im Normalfall absolvieren militardienstpflichtige Schweizer
oder freiwillig Dienst leistende Schweizerinnen die Rekruten-
schule ab 18 oder 19 Jahren. Wo die berufliche Grundbildung
zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen ist, empfiehlt
sich eine frihzeitige Information beim Kreiskommando des
Wohnkantons der lernenden Person Uber die zur Verfligung
stehenden Ausweichmoglichkeiten. Die Rekrutenschule kann
in Ausnahmefallen — bis zum 24. Altersjahr — auf ein begriin-
detes Gesuch verschoben werden. Insbesondere, wenn die
berufliche Grundbildung noch nicht abgeschlossen ist. Nach-
teile, die sich aus einer Verschiebung fur die lernende Person
spater ergeben koénnen (Haufung von Militardiensten, un-
passende Dienstzeiten), sollten zu Gunsten einer kontinuier-
lichen Ausbildung in Kauf genommen werden. Der Abschluss
der beruflichen Grundbildung sollte in jedem Fall Vorrang
vor der militdarischen Ausbildung haben.
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Muss die lernende Person wahrend ihrer beruflichen Grund-
bildung Militardienst leisten, so stehen ihr Beitrage aus der
Erwerbsersatzordnung zu. Rekruten erhalten grundsatzlich
eine Einheitsentschadigung von 62 Franken pro Tag. Dies
unabhangig davon, ob sie vor dem Einrlcken erwerbstatig
waren, ob sie sich in Ausbildung befanden oder wahrend
der Rekrutenschule weiterhin ein Arbeitsverhaltnis besteht.
Eine Ausnahme gilt fir Rekruten mit Kindern. Sie erhalten
gleiche Entschadigungen wie Personen (Erwerbstatige/Nicht-
erwerbstdtige), die ihre Grundausbildung abgeschlossen
haben.

Bei langerer Unterbrechung durch Militérdienst kann die
berufliche Grundbildung nur dann verlangert werden, wenn
das Bildungsziel in der noch zur Verfligung stehenden Zeit
nicht erreicht werden kann. Eine Verlangerung der beruflichen
Grundbildung ist nur im Einvernehmen der Vertragsparteien
und mit Zustimmung des Berufsbildungsamts méglich. Fallt
die Abschlussprifung zeitlich in die Rekrutenschule, so muss
der fur die Prifung bendtigte Urlaub beim zustéandigen
Kommandanten verlangt werden.

Zivildienst

Die Dienstleistung in der Armee kann mit uniberwindbaren
Gewissenskonflikten verbunden sein. Die Bundesverfassung
garantiert in diesen Fallen mit Art. 59 eine Alternative: den
zivilen Ersatzdienst.

Die Dauer des zivilen Ersatzdienstes betragt das 1,5-Fache
der Ublichen militarischen Dienstpflicht. Gleich wie beim
Militardienst besteht auch beim Zivildienst eine Pflicht zur
Dienstleistung. Im Falle einer noch nicht abgeschlossenen
Berufslehre mussen die Einsatze deshalb mit der Ausbildung
koordiniert werden. Wie Angehdrige der Armee haben auch
Zivildienstleistende Anspruch auf Erwerbsersatz.

9 Absenzen vom Lehrbetrieb, Absenzen von der Berufsfach-
schule, Entschddigung fir Lernende, Verlangerung der
beruflichen Grundbildung

K1 sv £0G; MDV; DG

H wwwmb.berufsbildung.ch (Merkblatt Berufliche Grundbildung
und Militar), www.vtg.admin.ch, www.zivi.admin.ch
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Mindestalter der Lernenden

Eine berufliche Grundbildung kann antreten, wer das 15.
Altersjahr vollendet und die obligatorische Schulzeit abge-
schlossen hat. Eine Unterschreitung des Mindestalters kann
die zustandige kantonale Behdrde bewilligen, wenn beson-
dere Umstande vorliegen und aus medizinischer Sicht keine
Einwande vorhanden sind.

9 Beginn der beruflichen Grundbildung
El acGvsarto
H www.iva-ch.ch

Mitsprache der Lernenden

Das Berufsbildungsgesetz (BBG) sieht sowohl im betrieblichen
wie im schulischen Bereich die Mitsprachemaoglichkeit der
lernenden Person vor.

Im Betrieb gibt es vielfaltige Mdglichkeiten der Mitsprache:
Gesprache im beruflichen Alltag; Zielvereinbarungen, welche
die Lernenden und die Berufsbildner/innen gemeinsam auf-
stellen; die halbjahrlich stattfindende Besprechung des Bil-
dungsberichts sowie die regelméassige Standortbestimmung,
die von den Berufsbildnern und den Berufsbildnerinnen
vorgenommen wird.

Die schulische Mitsprache ist in den kantonalen Gesetzen
oder in Schulordnungen geregelt.

-> Berufsfachschule, Bildungsbericht, Lehrbetrieb, Rechte und
Pflichten der Lernenden, Standortbestimmung

Kl ssGart 10

Mobbing

Mobbing ist Missbrauch von Macht am Arbeitsplatz, in der
Berufsfachschule, in Vereinen usw. Mobbing am Arbeitsplatz
kann unter Mitarbeitenden, zwischen Vorgesetzten und Un-
tergebenen vorkommen und auch Lernende treffen. Typische
Mobbinghandlungen sind Verbreitung falscher Geriichte,
Demditigungen, Zuweisung sinnloser oder entwdirdigender
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Arbeitsaufgaben, standige Kritik an der Arbeit, soziale Isola-
tion und Gewaltandrohungen.

Bei Mobbing sind die Parteien oft nicht klar, und es fehlen
die gemeinsamen Ziele der Auseinandersetzung wie z. B. die
Entscheidung in einer Sachfrage. Damit schikanierende Ver-
haltensweisen als Mobbing bezeichnet werden kénnen,
mussen sie Uber langere Zeit erfolgen.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, seine Mitarbeitenden vor
Mobbing zu schitzen. Bei Hinweisen auf Mobbing sind die
kantonalen Berufsbildungsamter Anlaufstelle fur erste In-
formationen. Sie beraten und vermitteln Adressen von
Fachstellen.

9 Beratungsstellen
K1 AG Art 6; OR Art. 328
H www.mb.berufsbildung.ch

Modulare Bildungskonzepte

Bildungskonzepte im Baukastensystem basieren vor allem
auf dem Prinzip der Handlungskompetenz. Das System be-
steht aus verschiedenen Modulen, die jeweils einer Teilquali-
fikation entsprechen und einzeln abgeschlossen werden. Die
Gesamtheit der Module bzw. der Abschlisse entsprechen
den Anforderungen fiur einen beruflichen Abschluss.

Hauptsachlich werden die modularen Bildungssysteme in
der hoéheren Berufsbildung und in der berufsorientierten
Weiterbildung eingesetzt. Die Weiterbildungsprogramme fur
Schreiner/innen beispielsweise werden modularisiert ange-
boten.

In der beruflichen Grundbildung gibt es Angebote fur Er-
wachsene in den Uhren- und Swissmemberufen sowie in der
Hauswirtschaft.

9 Berufliche Grundbildung, Berufsabschluss fur Erwachsene,
Berufsorientierte Weiterbildung, Hohere Berufsbildung,
Qualifikationsverfahren (QV), Tertidrstufe

H www.ausbildung-weiterbildung.ch, www.karriere.ch
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Mutterschaftsversicherung

Die Mutterschaftsversicherung gewahrt Arbeitnehmerinnen
respektive Lernenden nach der Geburt ihres Kindes Anspruch
auf eine Mutterschaftsentschadigung. Dies ist auch dann der
Fall, wenn sie in einem gultigen Arbeitsverhaltnis stehen,
aber vor der Geburt der Arbeitsstelle fernbleiben mussten
und keinen Anspruch mehr auf Lohnfortzahlung haben.

Die Arbeitnehmerin respektive die lernende Person kann
einen Anspruch geltend machen, wenn sie bis zur Nieder-
kunft wahrend mindestens neun Monaten AHV-versichert
war und in dieser Zeit mindestens finf Monate lang einer
Erwerbstatigkeit nachgegangen ist. Nicht von Belang ist, ob
sie die Erwerbstatigkeit nach dem Mutterschaftsurlaub
wieder aufnimmt oder nicht.

Mdatter, die bei der Geburt erwerbslos sind und ein Taggeld
der Arbeitslosenversicherung beziehen, erhalten den be-
zahlten Mutterschaftsurlaub ebenfalls. Das Gleiche gilt fur
Mdtter, die infolge Krankheit oder Unfall arbeitsunfahig sind
und ein Kranken-, Unfall- oder IV-Taggeld beziehen. Die
Mutterschaftsentschadigung 16st dann diese Taggelder ab.

Der Anspruch auf die Mutterschaftsentschadigung beginnt
am Tag der Geburt und endet spatestens nach 14 Wochen.
Wenn die Mutter die Erwerbstatigkeit ganz oder teilweise
wieder aufnimmt, endet der Anspruch vorzeitig. Bei langerem
Spitalaufenthalt des Kindes kann die Mutter beantragen,
dass der Anspruch auf Entschadigung erst mit der Heimkehr
des Kindes beginnt. Die Mutterschaftsentschadigung wird
nicht automatisch ausbezahlt. Die Arbeitgeberin oder der
Arbeitgeber muss das ausgefillte Gesuchsformular an die
Ausgleichskasse weiterleiten.

9 Krankenversicherung, Lernende Person, Schwangerschaft

K] oG Art 16bff.

H www.mb.berufsbildung.ch, www.seco.admin.ch

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 170



Nachtarbeit

Die Zeit von 6 bis 23 Uhr gilt als Tages- und Abendarbeit
und ist bewilligungsfrei. Beginn und Ende der betrieblichen
Tages- und Abendarbeit kbnnen zwischen 5 Uhr und 24 Uhr
anders festgelegt werden. Hingegen gilt es, die Sondervor-
schriften fur Jugendliche zu bericksichtigen: Jugendliche ab
16 Jahren durfen hochstens bis 22 Uhr beschaftigt werden.
Die ausnahmsweise oder regelmdssige Nachtarbeit von
Jugendlichen ab 16 Jahren ist bewilligungspflichtig. Fur
bestimmte Berufe sind in einer Verordnung des WBF jedoch
Ausnahmen von der Bewilligungspflicht geregelt. Fur Aus-
nahmen vom Verbot der Nachtarbeit im Einzelfall gilt der
Grundsatz, dass Nachtarbeit nur erlaubt ist, wenn sie fir
die Berufsbildung der Jugendlichen unentbehrlich ist oder
eine Notwendigkeit auf Grund einer Betriebsstorung bei
hoherer Gewalt besteht. Erweist sich Nachtarbeit als not-
wendig, so hat sich diese nach den entsprechenden kanto-
nalen Ausnahmebewilligungen zu richten und ist im Lehr-
vertrag festzuhalten. Dauernde und regelmassig wieder-
kehrende Nachtarbeit muss vom SECO genehmigt werden.

Ist in einem Beruf oder flr einen Betrieb die Nachtarbeit
bewilligt worden, so gilt es Folgendes zu bericksichtigen:

e Lernenden, die weniger als 25 Nachte pro Jahr eingesetzt
werden, ist ein Lohnzuschlag von mindestens 25 Prozent
fur die im Nachtzeitraum geleistete Arbeit zu bezahlen.

Lernende, die dauernd oder regelmassig Nachtarbeit leisten,
haben Anspruch auf einen Zeitzuschlag von 10 Prozent fur
die in der Nacht geleistete Arbeit.

Bei Nachtarbeit muss die Arbeitszeit innerhalb eines Zeit-
raums von 10 Stunden geleistet werden.

Den Lernenden ist eine tagliche Ruhezeit von mindestens
12 aufeinander folgenden Stunden zu gewahren.

Die Verordnung des WBF Uber die Ausnahmen vom Verbot
von Nacht- und Sonntagsarbeit halt fest, dass vor und nach
Schultagen keine Nachteinsadtze geleistet werden durfen.

=) Arbeitszeit, Arbeitszeitgesetz (AZG), Jugendarbeitsschutz-
verordnung, Kompensation, Schichtarbeit, Sonntagsarbeit,
Uberstunden/Uberzeit
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Kl ArG Art. 10, 17b, 29 bis 32; ArGV 1 Art. 31; ArGV 5 Art. 12
Abs. 4; Verordnung des WBF vom 29. Mai 2008 Uber die
Ausnahmen vom Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit
wahrend der beruflichen Grundbildung

H www.seco.admin.ch

Nachteilsausgleich

Lernenden mit Behinderung durfen in der beruflichen Grund-
bildung und in der hoheren Berufsbildung beim Lernen, bei
Prafungen in der Berufsfachschule, beim Qualifikationsver-
fahren und in den Uberbetrieblichen Kursen auf Grund der
Behinderung keine Nachteile entstehen.

Unter dem Begriff «Nachteilsausgleich fur Menschen mit
Behinderung» werden spezifische Massnahmen verstanden,
die zum Ziel haben, behinderungsbedingte Nachteile auszu-
gleichen. Es handelt sich dabei um Anpassungen bei der
Ausbildung und den Qualifikationsverfahren, die fir die
Sicherstellung der Chancengleichheit in der Berufsbildung
fur Menschen mit Behinderung notwendig sind. Mit dem
Nachteilsausgleich, der die Prufungserleichterungen ablost,
wird die rechtliche Gleichstellung von Menschen mit Behin-
derung in der Berufsbildung umgesetzt.

Die Anpassungen beschranken sich auf die Bereiche, die
behinderungsbedingt nicht oder nur teilweise erfullt werden
konnen. Die Qualifikation, d.h. das verlangte oder notwen-
dige Wissen und Konnen, die fir die qualifizierte Austibung
eines Berufs vorausgesetzt wird, wird dabei nicht beschrankt.
Die Abschlussprufung wird also nicht erleichtert, sondern es
werden behinderungsbedingte Nachteile ausgeglichen, ohne
die Qualifikationskriterien inhaltlich zu verandern.

Ist eine lernende Person auf Grund einer Behinderung beim
Erlernen eines Berufs eingeschréankt, so kann das kantonale
Berufsbildungsamt auf Antrag des Lehrbetriebs oder der
lernenden Person einen Nachteilsausgleich fur die Berufs-
fachschule, die Uberbetrieblichen Kurse und das Qualifika-
tionsverfahren gewahren. Ein Nachteilsausgleich wird bei
korperlichen Behinderungen oder Lern- und Leistungs-
schwierigkeiten wie zum Beispiel Legasthenie (Lese- und
Rechtschreibschwache), Dyskalkulie (Rechenschwéche) oder
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Aufmerksamkeits-Defizit-(Hyperaktivitats-)Stérung AD(H)S
gewahrt. Bei Einreichung des Gesuchs soll gleichzeitig gepruft
werden, ob alle Férdermassnahmen ausgeschopft worden
sind. Das Gesuch um Nachteilsausgleich fur die Abschluss-
prifungen muss spatestens mit der Prufungsanmeldung
gestellt werden und die noétigen Belege oder Zeugnisse von
Fachleuten (Fachlehrkrafte, Arzte etc.) enthalten.

9 Fachkundige individuelle Begleitung (FiB), Legasthenie und
Dyskalkulie, Lernschwierigkeiten/Lerndefizite, Praktische
Ausbildung (PrA) nach INSOS, Qualifikationsverfahren (QV)

Es] 8BG Art. 3 und 18; BBV Art. 35; BehiG Art. 20

H www.insos.ch, www.szh.ch, www.sbfi.admin.ch: Merkblatt
Nachteilsausgleich fir Menschen mit Behinderungen bei
Berufsprifungen und hoheren Fachprtfungen, SBFI, 2013;
www.sbkk.ch: Empfehlung Nr. 7 der SBBK, Nachteilsausgleich
und Formulare; Nachteilsausgleich ftr Menschen mit Behinde-
rung in der Berufsbildung, SDBB, 2015 (www.shop.sdbb.ch)

Naturallohn

Das OR stellt es den Arbeits- und auch Lehrvertragsparteien
grundsatzlich frei, die Entldhnung ganz oder teilweise nicht
in Form von Geld, sondern in Naturalien zu vereinbaren.
Ausschliessliche Naturalentlohnung durfte heute allerdings
kaum mehr vorkommen.

Ein typisches Beispiel fur eine Teil-Naturalentléhnung bei
Lernenden ist die Gewahrung von Kost oder Logis. Das Vor-
liegen von Naturallohn wird nach OR sogar angenommen,
wenn die lernende Person in Hausgemeinschaft mit dem
Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin lebt, falls nichts anderes
vereinbart oder Ublich ist. In diesem Fall ist zu beachten, dass
die Arbeitgeber/innen verpflichtet sind, der lernenden Person
wahrend deren Ferienabwesenheit eine angemessene Ent-
schadigung fur ausfallenden Naturallohn zu entrichten.

Zur Schaffung klarer Verhaltnisse und zur Vermeidung von
Streitigkeiten ist es allerdings zu empfehlen, dass die Lehr-
vertragsparteien Geldlohn vereinbaren und allféllige Beziige
von Kost und Logis separat festlegen, z. B. nach den An-
satzen der AHV. Die Bezlige kénnen dann vom Lohn abge-
zogen werden.

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 173



=» Entschadigung fur Lernende
1 orArt 322 und 329d

Neigungstest

Neigungstests sind wichtige Hilfsmittel insbesondere der
Berufs-, Laufbahn- und Studienberatung, mit denen Ratsu-
chende ihre Interessen oder Neigungen besser kennen lernen
konnen. Neigungs- und Interessentests sollten nur von spe-
ziell geschulten Fachpersonen durchgefihrt, ausgewertet
und interpretiert werden. Die Resultate sollten in jedem Fall
mit den Ratsuchenden besprochen werden.

9 Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Berufsinteressentest,
Eignungstest, Selektion

B www.berufsberatung.ch

Normalarbeitsvertrag (NAV)

Trotz ihrer Bezeichnung sind Normalarbeitsvertrage (NAV)
keine Vertrage. Es handelt sich um eidg. oder kantonale
Rechtsverordnungen — also um gesetzliche Vorschriften — zu
Abschluss, Inhalt und Beendigung einzelner Arten von Ar-
beitsverhéltnissen (z. B. Vorschriften zur Form, zu den Arbeits-
bedingungen fur jugendliche Arbeitnehmer/innen oder zur
Kundigung).

Mit dem Erlass von NAV mochte der Staat auch solchen
Arbeitnehmenden zu einem Mindeststandard der Arbeitsbe-
dingungen verhelfen, die nicht dem Arbeitsgesetz (ArG)
unterstehen oder die sich aus verschiedenen Grinden nicht
gewerkschaftlich zu organisieren vermégen und deshalb auch
keine Gesamtarbeitsvertrage abschliessen kénnen.

Die NAV-Vorschriften gelten fir das einzelne Arbeitsverhalt-
nis unmittelbar, und zwar auch dann, wenn die Parteien beim
Vertragsabschluss vom NAV keine Kenntnis gehabt haben.
Allerdings ist es ihnen nicht verwehrt, innerhalb der rechtli-
chen Bestimmungen in ihrem Vertrag vom NAV abzuweichen;
sie mussen dies dann aber je nach NAV schriftlich tun.

Soll sich der Geltungsbereich eines NAV Uber das Gebiet von
mehr als einem Kanton erstrecken, ist fir den Erlass der
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Bundesrat zustandig; andernfalls liegt die Kompetenz beim
einzelnen Kanton. Fir die Arbeitsverhéltnisse in der Land-
wirtschaft und im Hausdienst sind die Kantone zum Erlass
von NAV verpflichtet.

Lernende, die eine berufliche Grundbildung im Landwirt-
schaftsbereich absolvieren, unterstehen dem jeweiligen
kantonalen NAV.

- Arbeitsvertragsrecht, Lehrvertrag, Gesamtarbeitsvertrag (GAV)

':1 OR Art. 359ff.,, 361 ff.; Bestimmungen der einzelnen eidg.
und kant. NAV

B www.seco.admin.ch

Noten

Schul- und Prifungsleistungen im Bereich des Berufsbildungs-
gesetzes (BBG) werden in Noten von 6 bis 1 bewertet. Der
beste Notenwert ist die 6, der schlechteste die 1. Notenent-
scheide sind je nach gegebenen Voraussetzungen rekursféhig.
In einer Rechtsmittelbelehrung wird angegeben, wie und wo
rekurriert werden kann.

Aus welchen Noten der drei Lernorte die Erfahrungsnote
gebildet wird, ist fur jeden Beruf in der jeweiligen Bildungs-
verordnung festgelegt. Sie ergibt sich aus dem arithmetischen
Mittel der festgelegten Anzahl von Noten und bildet — wie
die Note der Abschlussprifung — eine Position bei der Be-
rechnung der Gesamtergebnisse des Qualifikationsverfahrens.
Die Erfahrungsnote ist kein Qualifikationsbereich sondern
Teil der Gesamtnote (Bestehensnorm).

Die Erfahrungsnote kann grundsatzlich in allen Lernorten
(Lehrbetrieb, Berufsfachschule, Gberbetriebliches Kurszentrum)
ermittelt werden. Je nach Bestimmung wird die Erfahrungs-
note eines Lernorts oder in Kombination von zwei oder drei
Lernorten berechnet. Als einzelne Note wird sie auf eine
ganze oder halbe Note gerundet, bei zwei oder drei Lern-
orten kann der Mittelwert in Zehntelnoten berechnet wer-
den. Die Note ergibt sich bei der Berufsfachschule aus den
Semesterzeugnissen, im UK und im Lehrbetrieb aus den
Kompetenznachweisen.
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Die Gesamtnote ist das auf eine Dezimalstelle gerundete
Mittel aus der Summe der gewichteten Noten der einzelnen
Qualifikationsbereiche der Abschlussprifung sowie der Er-
fahrungsnote. Fur die Berechnung der Gesamtnote zahlen
die Qualifikationsbereiche gemass Bildungsverordnung des
Berufs mit entsprechender Gewichtung.

Wer die Bestehensnormen eines Berufs erftllt hat, erhalt ein
eidg. Fahigkeitszeugnis resp. ein eidg. Berufsattest sowie
einen Notenausweis. Der Notenausweis sowie EFZ und EBA
werden durch die zustandige Prufungsbehoérde ausgestellt.

9 Abschlussprifung, Beschwerde, Bildungsverordnungen,
Qualifikationsverfahren (QV), Rechtsschutz, Zeugnisse

‘:1 BBG Art. 34; BBV Art. 34; Bildungsverordnung
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Obligationenrecht (OR)

Das Schweizerische Obligationenrecht (OR) ist der flinfte Teil
des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs. Neben allgemeinen
Bestimmungen enthalt das OR hauptsachlich Vorschriften zu
den einzelnen Vertragsverhaltnissen. Der Lehrvertrag ist in
Art. 344 ff. geregelt. Erganzend sind auf den Lehrvertrag
auch die Art. 319ff. zum Einzelarbeitsvertrag anwendbar.

Die Bestimmungen des OR zum Lehr- bzw. zum Einzelarbeits-
vertrag sind privatrechtlicher Natur und entsprechend mit
Klage vor dem Zivilrichter durchzusetzen. Im Gegensatz
dazu ist die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften,
die das Lehrverhaltnis ebenfalls stark mitgestalten, grund-
satzlich von den zustandigen Behorden von Amtes wegen
zu Uberprufen, vor allem jene Uber die Berufsbildung und
Uber den Arbeitnehmerschutz.

9 Arbeitsgericht, Arbeitsgesetz (ArG), Arbeitsvertragsrecht,
Arbeitszeitgesetz (AZG), Berufsbildungsgesetz (BBG),
Lehrvertrag

K1 OoRrArt 319ff, 344ff.

Organisationen der Arbeitswelt (OdA)

«Organisationen der Arbeitswelt» ist ein Sammelbegriff.
Tragerschaften kénnen Sozialpartner, Berufsverbdnde und
Branchenorganisationen sowie andere Organisationen und
Anbieter der Berufsbildung sein. Mitglieder sind Unternehmen
(juristische Personen) und Berufsleute (private Personen).

Berufsverbande und Branchenorganisationen:

Sie definieren die Bildungsinhalte im Bildungsplan, organisieren
die berufliche Grundbildung, bieten Uberbetriebliche Kurse an
und stellen Angebote der héheren Berufsbildung bereit.

Sozialpartner, andere zustandige Organisationen und
Anbieter der Berufsbildung:

Sie beteiligen sich zusammen mit den Berufsverbdanden an
der Durchfihrung und Weiterentwicklung der Berufsbildung.

=) Berufsverbande, Dachverbande der Arbeitnehmer/innen und
der Arbeitgeber/innen, Gewerkschaften

E] BBG At 1;BBV Art. 1

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 177



Passerelle von der Berufsmaturitat an universitare
Hochschulen/ETH

Uber die Erganzungspriifung Passerelle «Berufsmaturitat/
Fachmaturitat — universitare Hochschulen» 6ffnet sich fir
Inhaber/innen eines eidg. Fahigkeitszeugnisses mit eidg.
Berufsmaturitatszeugnis der Weg an eine universitare Hoch-
schule und eine Eidg. Technische Hochschule sowie an eine
padagogische Hochschule.

Fur Inhaber/innen eines Fachmaturitatszeugnisses 6ffnet sich
der Weg an eine universitare Hochschule und eine Eidg.
Technische Hochschule.

Das hierzu notwendige Wissen kann in einem zweisemest-
rigen Kurs oder autodidaktisch erworben werden. Der Kurs
umfasst folgende Fachbereiche: die lokale Landessprache,
die zweite Landessprache oder Englisch, Mathematik, Natur-
wissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften.

9 Berufsmaturitat (BM), Fachhochschulen (FH), Fachmittel-
schulen, Tertiarstufe

';1 Verordnung tber die Erganzungsprtfung fur die Zulassung
von Inhaberinnen und Inhabern eines eidgendssischen
Berufsmaturitatszeugnisses oder eines gesamtschweizerisch
anerkannten Fachmaturitatszeugnisses zu den universitaren
Hochschulen vom 2. Februar 2011; Ergdnzungsprifung
Passerelle «Berufsmaturitat/Fachmaturitat — universitare
Hochschulen», WBF, Richtlinien vom 4. Januar 2017

H www.sbfi.admin.ch

Pausen (Arbeitspausen)

Pausen sind betrieblich vorgesehene Arbeitsunterbrechungen.
Sie bezwecken die kdrperliche und geistige Erholung sowie
die Erhaltung der Leistungsbereitschaft und der Leistungs-
effizienz. Sie dienen damit auch der Arbeitssicherheit.

Nach dem Arbeitsgesetz betragt die Mindestpause % Stunde,
wenn mehr als 5% Stunden zusammenhangend gearbeitet
wird. Bei einer taglichen Arbeitszeit von 7 bis 9 Stunden ist
von den Arbeitgebenden eine Pause von mindestens 2 Stun-
de zu gewahren. Pausen gelten als Arbeitszeit, wenn die
Lernenden und Arbeitnehmenden den Arbeitsplatz nicht
verlassen durfen.
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In der Praxis gibt es neben der Mittagspause, die erwiesener-
massen aus Erholungsgriinden nicht weniger als 45 Minuten
dauern soll, in vielen Berufen und Branchen Vormittags- und
Nachmittagspausen, deren Dauer vom Betrieb bzw. im Ver-
trag festgelegt wird. Diese Arbeitsunterbriche sind vor allem
auch fur die noch im Wachstum begriffenen Jugendlichen
sinnvoll.

9 Arbeitszeit, Lehrvertrag, Ruhezeit
Kl ArGArt 15 ArGV 1 Art. 18

Praktikum

Lernende, die eine schulisch organisierte Grundbildung ab-
legen (Handelsmittelschulen/Wirtschaftsmittelschulen, private
anerkannte Bildungsinstitutionen), absolvieren einen Teil ihrer
beruflichen Praxis in einem Praktikumsbetrieb. An Handels-
mittelschulen kann die berufliche Praxis auch in der Schule
absolviert werden.

Die Anbietenden der schulisch organisierten Grundbildung
schliessen mit den Anbietenden des Praktikums einen Ver-
trag ab, in dem der Umfang der beruflichen Praxis und all-
fallige Lohnzahlungen festgelegt werden. Die Praktikums-
anbietenden schliessen mit der lernenden Person einen
Praktikumsvertrag ab. Dieser bedarf der Genehmigung durch
die kantonale Behdrde, wenn das Praktikum langer als sechs
Monate dauert.

Das SDBB stellt ein Formular fur einen Praktikumsvertrag zur
Verfigung. Es ist dem national einheitlichen Lehrvertrag
ahnlich, berticksichtigt aber die besonderen Bedurfnisse der
Praktika.

Um die Jugendlichen auf die Berufsbildung vorzubereiten,
werden auch im Rahmen von Brickenangeboten Praktika
angeboten.

-> Bruckenangebote, Lehrbetrieb, Lehrvertrag, Schulisch
organisierte Grundbildung (SOG)

Il BBG Art 16;BBV Art. 15
H www.lv.berufsbildung.ch
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Praktische Ausbildung (PrA) nach INSOS

INSOS ist der gesamtschweizerisch tatige Branchenverband
von Institutionen fir Menschen mit Behinderung. Ihm ge-
horen private Tragerschaften in allen Regionen der Schweiz
an. Sie stellen Wohn- und Lebensraum mit Betreuung, beruf-
liche Ausbildung und Arbeitsplatze in einem geschitzten
Rahmen zur Verfigung.

INSOS hat einen Ausbildungsgang — Praktische Ausbildung
(PrA) — entwickelt fur die berufliche Bildung von Menschen
mit Beeintrdchtigung, denen es nicht maéglich ist, ein eidg.
geregeltes Bildungsangebot zu nutzen. Je nach Kompetenzen
der Lernenden dient die Ausbildung als Vorbereitung auf eine
Hilfstatigkeit in der freien Wirtschaft oder auf eine Tatigkeit
in einer geschitzten Werkstatt. Bei diesen Abschlissen handelt
es sich nicht um eidgendssische Abschlisse nach Berufs-
bildungsgesetz.

Um die Integration von jungen Menschen mit Beeintrachti-
gung in den Arbeitsmarkt zu vereinfachen, erhalten Absol-
ventinnen und Absolventen einer praktischen Ausbildung
(PrA) in einzelnen Berufszweigen (z. B. Logistik, Schreiner-
ausbildung und kaufméannischer Bereich) einen individuellen
Kompetenznachweis (IKN). Dieser Abschluss orientiert sich
am Bildungsplan und Qualifikationsprofil der entsprechenden
zweijahrigen beruflichen Grundbildung mit eidg. Berufsattest
(EBA) und bescheinigt den Absolventinnen und Absolventen,
welche konkreten Handlungskompetenzen sie in ihrer Aus-
bildung erworben haben.

9 Kompetenznachweis, Lerndefizite/Lernschwierigkeiten,
Nachteilsausgleich

K1 BeniG Art. 20
H  wwwinsos.ch

Probezeit

Die Probezeit wird im Lehrvertrag festgelegt und darf nicht
weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Monate
betragen. Mit Vorteil wird die Probezeit auf die zuldssige
Hochstdauer angesetzt, damit sich die lernende Person und
die Berufsbildnerin oder der Berufsbildner von der richtigen
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Berufswahl Uberzeugen koénnen. Falls notig kann durch Ab-
rede der Parteien unter Zustimmung der kantonalen Behdrde
die Probezeit ausnahmsweise bis auf hochstens sechs Monate
verldngert werden.

Die Probezeit beginnt mit Antritt der beruflichen Grundbil-
dung. Dies gilt auch dann, wenn die Grundbildung zu Beginn
einen langeren schulischen Teil beinhaltet.

Wahrend der Probezeit kann der Lehrvertrag mit sieben Tagen
Kundigungsfrist von beiden Parteien jederzeit aufgeldst wer-
den. Die kantonale Behdrde ist sofort schriftlich zu orientieren.

> Auflésung des Lehrvertrags, Lehrvertrag

K] BBV Art. 8; OR Art. 344a Abs. 3, Art. 346 Abs. 1
H www.|p.berufsbildung.ch

Promotion

Unter Promotion wird Ublicherweise das durch Leistungen
belegte Weiterkommen in einer Schule oder einem Lehrgang
verstanden. Die Gesetzgebung sieht fir den schulischen
Unterricht an Berufsfachschulen keine Promotionsordnung
vor, jedoch fur die Berufsmaturitat und die meisten weiter-
fihrenden Schulen.

Das Berufsbildungsgesetz (BBG) halt die Moglichkeit fest,
dass die Bildungsverordnungen Regelungen zu Promotionen
vorsehen kénnen.

=) Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grundbildung,
Berufsmaturitat (BM), Zeugnisse

K] 8BG Art. 25, BBV Art. 12 Abs. 4, Art. 22;
Berufsmaturitatsverordnung

Prifungsexpertinnen und -experten

Expertinnen und Experten werden auf Vorschlag der Orga-
nisationen der Arbeitswelt (OdA) durch die kantonale Be-
horde gewahlt. Prifungsexpertinnen und -experten erhalten
den Auftrag, im Namen der Verwaltung Prifungen oder
Teile von Prufungen vorzubereiten und durchzufihren.
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Es handelt sich um qualifizierte Fachleute: Berufsbildungs-
verantwortliche aus Betrieben und Berufsfachschulen. Sie
verfligen mindestens Uber ein eidg. Fahigkeitszeugnis fur
den Berufsbereich, in dem sie prifen oder eine gleichwerti-
ge Qualifikation. Zudem bringen sie eine qualifizierte fach-
liche Bildung sowie angemessene berufspadagogische Fahig-
keiten mit. Sie bilden sich in Kursen aus und weiter, die vom
Eidgenossischen Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB)
mit den Kantonen und den Organisationen der Arbeitswelt
angeboten werden.

Chefexpertinnen und -experten sind ausserdem fir den
organisatorischen Ablauf der Abschlussprifung ihres Berufs
zustandig. Neben den fachlichen Voraussetzungen bent-
tigen sie Erfahrung im Prafungswesen, Erfahrung als Berufs-
bildner/in, hohe Sozialkompetenz und Organisationstalent.

Abschlussprifung, Berufsbildungsverantwortliche,

=>  Abschl f fsbild lich
Eidg. Hochschulinstitut fur Berufsbildung (EHB),
Qualifikationsverfahren (QV)

K1 8BG Art. 47; BBV Art. 35, 50
H www.ehb.swiss

Prifungsstiick

Die von den Prufungskandidatinnen und Prifungskandidaten
angefertigten Prufungsstlicke sind Eigentum jener, die das
Material zur Verfigung gestellt haben (z.B. Priufungsbe-
horde, Arbeitgeberin bzw. Arbeitgeber, Berufsverband).
Allenfalls enthalt die kantonale Gesetzgebung eigene Vor-
schriften. Teilweise werden die Prifungsarbeiten nach Ablauf
der Beschwerde- respektive Rekursfrist den Lernenden aus-
gehandigt, ausser es handelt sich um eine Aufgabenstellung,
die weiterhin an Prifungen verwendet wird.

9 Abschlussprifung
‘:1 BBV Art. 39; kantonale Gesetze
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QualiCarte

In Artikel 8 des Berufsbildungsgesetzes (BBG) ist festgehalten,
dass alle Anbieter von Berufsbildung die Qualitatsentwicklung
sicherstellen mussen.

Die QualiCarte ist ein Instrument zur Qualitdtsentwicklung
in der Bildung in beruflicher Praxis. Ziel ist es, Lehrbetrieben
ein praxisorientiertes Hilfsmittel fr die Qualitatsentwicklung
in der betrieblichen Ausbildung zur Verfligung zu stellen. Im
Sinne einer Checkliste sind rund dreissig Qualitatsanforde-
rungen erfasst, welche die wichtigsten Schritte der gesamten
betrieblichen Bildung beschreiben.

Die QualiCarte wird primar zur Selbstevaluation der Lehrbe-
triebe eingesetzt. Sie ist fur samtliche Berufe anwendbar,
wird auch in der kantonalen Lehraufsicht gebraucht und in
den Kursen fur Berufsbildner/innen eingesetzt. Organisationen
der Arbeitswelt kdnnen die QualiCarte um eigene, berufs-
spezifische Standards erganzen.

9 Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Lehrbetrieb, Qualitatsent-
wicklung/Qualitatssicherung, QualtK

K1 BBG Art. 8; BBV Art. 3
H www.qbb.berufsbildung.ch

Qualifikation

Die Qualifikation ist Prinzip und tragende Saule des Berufs-
systems. Die Qualifikation attestiert dem Inhaber oder der
Inhaberin eines eidgendssischen Fahigkeitszeugnisses EFZ
oder eines eidgenossischen Berufsattests EBA die Tauglichkeit
zur Austbung eines Berufs. Damit ist die Berufsqualifikation
gesellschaftlich anerkannt.

Mit dem Berufsbildungssystem sind verschiedene Instanzen
bestimmt, die beispielsweise das Berufsprofil festlegen oder die
Eignung der Kandidatinnen und Kandidaten prifen und ihre
Befahigung anerkennen. In der Berufsbildung wird der Begriff
der Handlungskompetenzen (Fach-, Methoden-, Sozial- und
Selbstkompetenz) als Synonym fur Qualifikationen verwendet.
Qualifikationen umfassen die Fahigkeiten, Kenntnisse und
Fertigkeiten, die zur Austibung einer Tatigkeit in einem Beruf
resp. in einem Berufs- oder Tatigkeitsfeld erforderlich sind.
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9 Handlungskompetenzen, Taxonomie

K1 BBGArt 15

Qualifikationsverfahren (QV)

Qualifikationsverfahren ist der Oberbegriff fur alle Verfahren,
mit denen festgestellt wird, ob eine Person Uber die im jewei-
ligen Bildungsplan festgelegten Kompetenzen verflgt. Es gibt
verschiedene Qualifikationsverfahren: die Gesamtprifung,
eine Verbindung von Teilprifungen verteilt auf die gesamte
Ausbildung oder andere vom Staatssekretariat fur Bildung,
Forschung und Innovation (SBFI) anerkannte Verfahren. Das
bedeutendste Qualifikationsverfahren ist die Abschlussprifung
am Ende der beruflichen Grundbildung, méglich sind auch
Teilprafungen. Fur die einzelnen Berufe sind die Qualifika-
tionsverfahren in der Bildungsverordnung geregelt.

Andere Qualifikationsverfahren

Andere Qualifikationsverfahren weichen vom Qualifikations-
verfahren mit Abschlussprifung ab. Sie sind gleichwertig
wie das Qualifikationsverfahren mit Abschlussprifung und
werden durch das SBFI nach Anhérung der Kantone gemass
Art. 33 BBG anerkannt. Mit diesen Verfahren kann eine beruf-
liche Grundbildung auch ausserhalb eines geregelten Bildungs-
ganges erworben werden.

Beispiele von anderen Qualifikationsverfahren sind das Quali-
fikationsverfahren mit Validierung von Bildungsleistungen
oder das Qualifikationsverfahren mit aufgeteilter Prifung.

9 Abschlussprifung, Anrechnung bereits erbrachter Bildungs-
leistungen, Berufsabschluss fur Erwachsene, Noten, Standort-
bestimmung

K] 8BG Art. 2, Art. 17 Abs. 5, Art. 19, Art. 24 Abs. 3 Bst. ¢,
Art. 33, Art. 34; BBV Art. 30 ff.

H www.mb.berufsbildung.ch, www.ehb.swiss

Qualitatsentwicklung/Qualitatssicherung

Nach Artikel 8 des Berufsbildungsgesetzes (BBG) sind alle
Anbieter/innen von Berufsbildung (Lehrbetrieb, Berufsfach-
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schule, Uberbetriebliche Kurszentren etc.) verpflichtet, die
Qualitatsentwicklung und -sicherung zu gewahrleisten. Der
Bund legt die zur Anwendung gelangenden Methoden fest.

Die QualiCarte — ein Instrument zur Qualitatsentwicklung der
Bildung in beruflicher Praxis — und QualiK — ein Instrument
zur Messung und Verbesserung der Ausbildungsqualitat far
Anbietende von Uberbetrieblichen Kursen — wurden von den
Kantonen fur die Berufsbildung entwickelt. Geplant ist ein
Instrument flr die Berufsfachschulen. Zudem kommen in der
Berufsbildung weitere Qualitatssicherungsmethoden zur
Anwendung, z.B: ISO, Q2E u. a.

9 Berufsfachschule, Lehrbetriebe, Kommissionen fir Berufs-
entwicklung und Qualitat (B&Q), QualiCarte, Qualuk,
Uberbetriebliche Kurse (iK)

K] BBG At 8 BBV A 3

H www.qbb.berufsbildung.ch, www.sbfi.admin.ch (Qualitats-
entwicklung)

QualikK

Gemass Artikel 8 des Berufsbildungsgesetzes (BBG) missen
alle Anbieter von Berufsbildung die Qualitatsentwicklung
sicherstellen.

Mit QualUK soll den Anbietern von Uberbetrieblichen Kursen
(UK) und ihren Partnern ein einfaches Instrument zur Messung
und Verbesserung der Ausbildungsqualitat zur Verfigung
gestellt werden. Die Anwendung von QualuK ist fakultativ,
wird aber von der SBBK und von den Organisationen der
Arbeitswelt (OdA) empfohlen. Anstelle von QualiK kann auch
ein anderes Qualitatsmanagementsystem angewendet werden.

QualuK — Heft und einige Karten —ist dreisprachig in Deutsch,
Franzosisch und Italienisch beim SDBB erhaltlich.

=» QualiCarte, Qualitatsentwicklung/Qualitétssicherung,
Uberbetriebliche Kurse (iiK)

K51 BBGArt. 8; BBV Art. 3
H www.gbb berufsbildung.ch
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Rahmenlehrplane

Auf Stufe der beruflichen Grundbildung gibt es eidg. Rah-
menlehrplane fur den allgemeinbildenden Unterricht an
Berufsfachschulen, den Sportunterricht in der beruflichen
Grundbildung, den Berufsmaturitdatsunterricht und die be-
rufspadagogische Bildung der Bildungsverantwortlichen.

Auf Stufe der hoheren Berufsbildung werden Rahmenlehr-
plane von den Organisationen der Arbeitswelt (OdA) in
Zusammenarbeit mit den Bildungsanbietern entwickelt sowie
erlassen und vom SBFI genehmigt. Sie legen die Bildungs-
ziele und -inhalte im Ablauf einer mehrjahrigen Ausbildung
fest. Dies gilt fur Bildungsgdnge und Nachdiplomstudien an
héheren Fachschulen.

9 Allgemeinbildender Unterricht (ABU), Berufsbildungsverant-
wortliche, Berufsbildner/in im Lehrbetrieb, Berufsmaturitat
(BM), Hohere Fachschule (HF), Sport, Unterricht an der Berufs-
fachschule

K1 BBV Art. 19und 49
H www.sbfi.admin.ch

Rassismus

Da alle Arbeitnehmenden und Lernenden am Arbeitsplatz das
Recht auf Schutz der persénlichen Wirde und Integritat
haben, missen die Arbeitgebenden bei rassistischen Ausse-
rungen sofort einschreiten.

= Beratungsstellen

K] BV Art 8, ZGB Art. 28; OR Art. 328; ArG Art. 29 Abs. 1 und 2,
Art. 32; StGB Art. 261bis

H www.mb.berufsbildung.ch

Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen
Die Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen sind festgelegt:
e im Lehrvertrag

e in den Bestimmungen des Obligationenrechts (OR) zum
Lehrvertrag (Art. 344 ff.) und zum Einzelarbeitsvertrag
(Art.319ff.)
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¢ in den offentlich-rechtlichen Vorschriften des Bundes, in
der Bildungsverordnung des betreffenden Berufs sowie
im Arbeitsgesetz (ArG) und seinen Verordnungen, insbe-
sondere in der Jugendarbeitsschutzverordnung (ArGV 5)

¢ in den offentlich-rechtlichen Vorschriften des Lehrortkan-
tons, insbesondere im kant. Einflhrungsgesetz zum BBG

e evtl. in einem Gesamt- oder Normalarbeitsvertrag

Zunachst haben die Arbeitgeber/innen gegentber der lernen-
den Person dieselben Rechte und Pflichten wie gegentber
den Ubrigen Arbeitnehmenden auch. Ergdnzende Rechte
und Pflichten ergeben sich aus dem Zweck des Lehrverhalt-
nisses sowie aus der Tatsache, dass die Lernenden meist noch
Jugendliche sind. Sie betreffen vor allem die Bildungspflicht,
den Arbeitnehmerschutz, die Form und die Genehmigungs-
pflicht des Vertrags, den gesetzlichen Ferienanspruch sowie
die Auflésung des Lehrvertrags.

9 Auflosung des Lehrvertrags, Lehrvertrag, Rechte und
Pflichten der gesetzlichen Vertretung, Rechte und Pflichten
der Lernenden

K1 88G; ArG; OR

Rechte und Pflichten der gesetzlichen Vertretung
der lernenden Person

Die gesetzliche Vertretung der Lernenden (im Regelfall die
Eltern) besitzt verschiedene Rechte und Pflichten. Hier die
wichtigsten:

e Solange die lernende Person minderjahrig ist, vermag sie
nur dann einen Lehrvertrag abzuschliessen, wenn ihre Eltern
die Zustimmung geben. Verweigern sie die Zustimmung,
kann die lernende Person an die Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehorde gelangen.

Auch allfalligen Anderungen des Lehrvertrags missen die
Eltern (neben dem zustandigen Berufsbildungsamt) zu-
stimmen.

e Das OR Uberbindet den Eltern die Pflicht, die Berufsbild-
ner/innen in der Erfullung ihrer Aufgaben zu unterstitzen
und das gute Einvernehmen zwischen ihnen und der ler-
nenden Person zu foérdern.
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e Die Eltern haben entsprechend einen Anspruch darauf,
dass der Berufsbildner oder die Berufsbildnerin ihnen den
Bildungsbericht zur Kenntnis bringt und sie bei einem
nicht ordnungsgemassen Verlauf der beruflichen Grund-
bildung rechtzeitig benachrichtigt. Eine analoge Mittei-
lungspflicht obliegt auch der Berufsfachschule, wenn die
Schulleistungen ernstlich daran zweifeln lassen, dass die
lernende Person die Abschlussprifung bestehen wird.

Ganz allgemein sind die Eltern berechtigt und auch ver-
pflichtet, aktiv ins Lehrverhaltnis einzugreifen, wenn der
lernenden Person gesundheitliche oder andere Gefahren
drohen. Ist die lernende Person volljdhrig, so nimmt sie in
der Regel ihre Rechte und Pflichten eigenstandig wabhr.

e 2 Bildungsbericht, Elterliche Sorge, Gesetzliche Vertretung,
Lehrvertrag, Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen,
Rechte und Pflichten der Lernenden, Volljahrigkeit

K] zGB Art. 19 und 315ff.; OR Art. 345

Rechte und Pflichten der Lernenden

Der lernenden Person kommen grundsatzlich dieselben Rechte
und Pflichten zu wie den Ubrigen Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen. Allerdings ergeben sich speziell vorgesehene
Abweichungen und Ausnahmen aus dem besonderen Charak-
ter des Lehrverhaltnisses. Die wichtigsten speziellen Pflichten
der Lernenden sind:

e Die lernende Person hat alles zu tun, um die Ziele gemass
Bildungsverordnung und Bildungsplan zu erreichen. Sie hat
die Anordnungen der Berufsbildnerin oder des Berufsbild-
ners zu befolgen, die ihr Ubertragenen Arbeiten gewissen-
haft auszufuhren und das Geschaftsgeheimnis zu wahren.

e Die lernende Person ist zum Besuch des Unterrichts der
Berufsfachschule gemass Lehrplan ihres Berufs sowie der
obligatorisch erklarten Gberbetrieblichen Kurse verpflichtet.

Zu den wichtigsten speziellen Rechten der lernenden Person
gehoren:

e Anspruch auf eine fachgemadsse und umfassende Aus-
bildung
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e Recht auf Besuch von Frei- oder Stutzkursen im Umfang
von einem halben Tag (eine lernende Person darf Freikurse
besuchen, wenn sie die vorgegebenen Anforderungen von
Betrieb und Berufsfachschule erfillt)

e Angemessenes Mitspracherecht in Betrieb und Berufsfach-
schule

e Lohnanspruch auch fir die Zeit des Besuchs der Berufs-
fachschule und der tUberbetrieblichen Kurse, soweit sie in
der Arbeitszeit stattfinden

e 5 Wochen Ferien pro Jahr bis zum vollendeten 20. Altersjahr

Die Berufsbildner/innen und die Berufsfachschule haben die
lernende Person zu Beginn der beruflichen Grundbildung
Uber ihre Rechte und Pflichten aufzuklaren.

9 Auflésung des Lehrvertrags, Lehrvertrag, Mitsprache der
Lernenden, Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen,
Rechte und Pflichten der gesetzlichen Vertretung

K] ORArt. 345f. und 319ff.; BBG Art. 22; BBV Art. 20

Rechtsschutz

Der Staat stellt den Birger/innen, die sich gegentber Mit-
birger/innen oder gegenuber der 6ffentlichen Hand in ihren
Rechten verletzt fuhlen, Mittel und Wege zur Verfiigung, zu
ihrem Recht zu kommen (Rechtsschutznormen). So auch im
Zusammenhang mit dem Lehrverhaltnis:

e Bej lehrvertraglichen Streitigkeiten zwischen den Parteien
besteht die Klagemoglichkeit vor Zivilgericht (siehe «Arbeits-
gericht»).

e Wird durch eidg. oder kant. Vorschriften tUber die Arbeit
und die Berufsbildung dem Arbeitgebenden (Lehrbetrieb)
oder den Lernenden eine Verpflichtung auferlegt, so steht
der jeweils anderen Lehrvertragspartei in vielen Fallen
ein Klagerecht vor Arbeitsgericht zu, wie wenn diese
Verpflichtung im Lehrvertrag vereinbart ware (z. B. Verbot
eines Lohnabzugs fur Besuch von Freikursen wahrend der
Arbeitszeit).

Schliesslich bestehen Beschwerdemdoglichkeiten gegen Ver-
figungen der kant. und eidg. Behorden, welche die Berufs-
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bildungs- und Arbeitsschutzgesetzgebung vollziehen (z. B.
bei Nichteinhaltung der gesetzlichen Arbeitszeiten, in Zu-
sammenhang mit der Abschlussprifung usw.).

Bevor der Rechtsweg eingeschlagen wird, werden die Betrof-
fenen mit Vorteil versuchen, den Konflikt im Gesprach zu [6sen.
Berufsbhildungséamter, Arbeitsamter, Kanzleien von Arbeits-
gerichten, Sekretariate von Berufsverbanden, Arbeitsinspekto-
rate usw. sind gerne bereit zu beraten.

9 Arbeitsgericht, Arbeitsvertragsrecht, Berufsbildungsamt,
Gesetzliche Vertretung, Rechte und Pflichten der Arbeit-
geber/innen, Rechte und Pflichten der Lernenden

[:1 ArG; BBG; OR; kant. Gesetzgebung

Regionale Arbeitsvermittlungszentren (RAV)

Die RAV (Regionale Arbeitsvermittiungszentren) sind eine
staatliche Institution fur Arbeitslose und gemeinsam mit
den Kantonen fur die Durchfuhrung der 6ffentlichen Arbeits-
vermittlung verantwortlich. Landesweit gibt es etwa 120
RAV-Zentren, die Dienstleistungen fur Arbeitgeber als auch
fur stellensuchende Personen erbringen.

Gemass Staatssekretariat fur Wirtschaft SECO (Schweizerische
Arbeitsmarktbehorde) ist das Hauptziel der RAV die rasche
und dauerhafte Integration der Stellensuchenden in den
Arbeitsmarkt. Die Aufgaben der RAV sind das Erfassen von
Stellensuchenden und offenen Stellen sowie die Vermittlungs-
tatigkeit und Beratung von Stellensuchenden. Dafur wird
auch eine enge Zusammenarbeit zwischen den RAV und
privaten Stellenvermittlern angestrebt.

Wer Leistungen der Arbeitslosenversicherung beziehen will,
ist von Gesetzes wegen dazu verpflichtet, sich beim RAV zu
melden. Finanziert werden die RAV hauptsachlich aus dem
Fonds der Arbeitslosenversicherung. Fir die Einrichtung und
den Betrieb der RAV sind die Kantone zustandig.

Die RAV bieten erwerbslosen Stellensuchenden folgende
Dienstleistungen an:

* regelmadssige Beratungsgesprache

e Unterstltzung bei der Stellensuche
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e Vermittlung von offenen Stellen

e Vermittlung in Kurse, Ubungsfirmen, Motivationssemester
und Beschaftigungsprogramme

e Vermittlung in andere Institutionen, z.B. Berufs-, Studien-
und Laufbahnberatung

e Forderung der selbststandigen Erwerbstatigkeit

e Pendler- und Wochenaufenthaltsbeitrage

Zu den Aufgaben der RAV gehort auch die Kontrolle zur
Verhinderung von Missbrauchen.

Auch Arbeitgebende kénnen die Dienste der RAV in Anspruch
nehmen. Neben der Vermittlung von Stellensuchenden stehen
den Arbeitgebenden folgende Dienstleistungen zur Verfigung:

e Einarbeitungszuschisse
e Ausbildungszuschisse
e Zuschisse fur Berufs- und Ausbildungspraktika

e Praventive Massnahmen fur Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die von Arbeitslosigkeit bedroht sind.

9 Arbeitslosenversicherung, Arbeitsmarktliche Massnahmen,
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung, Erwerbslosigkeit

1 Avig; ave

H www.arbeit.swiss

Revision

Die Organisationen der Arbeitswelt (OdA) sind angehalten,
ihre beruflichen Grundbildungen/Berufslehren periodisch,
alle funf Jahre auf wirtschaftliche, technologische, 6kologi-
sche und didaktische Entwicklungen zu tberprtfen. Diese
Finfjahrestberprifung mindet je nach Ergebnis in einer
Revision der Bildungserlasse (Bildungsverordnung und Bil-
dungsplan).

Um eine solche Revision sinnvoll umzusetzen, werden die
aktuelle Situation sowie die zukunftige Entwicklung von
Berufen untersucht. Dabei werden die moglichen Entwick-
lungen und Positionierungen der einzelnen Berufe im wirt-
schaftlichen, technologischen, soziokulturellen, berufsspezifi-
schen und bildungssystematischen Umfeld beurteilt.
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Die OdA stellt den Antrag auf Uberarbeitung einer Bildungs-
verordnung, Gbernimmt die operative Projektleitung und
definiert die Inhalte des Berufs. Der Bund (SBFI) erlasst die
Bildungsverordnung (Verordnung des SBFI Gber die berufliche
Grundbildung) und begleitet den gesamten Revisionsprozess.
Die Kantone sind fur den Vollzug der Bildungsverordnung
verantwortlich. Sie begleiten und unterstiitzen den Revisions-
prozess von Beginn an, indem sie eine bildungssachver-
standige Person in die Kommission fiur Berufsentwicklung
und Qualitat (B&Q) delegieren.

Die Uberfuhrung eines «Reglements {ber die Ausbildung
und die Lehrabschlussprifung» in eine Bildungsverordnung
nach Berufsbildungsgesetz von 2002 wurde als Berufsreform
bezeichnet. Die Berufsreformen sind abgeschlossen.

=) Berufliche Grundbildung, Berufe, Bildungsplan, Bildungs-
verordnungen, Kommissionen fur Berufsentwicklung und
Qualitat (B&Q)

H www.sbfi.admin.ch (Bildung/Berufliche Grundbildung/Berufs-
entwicklung)

Ruhezeit

Die tagliche Ruhezeit fir Jugendliche muss mindestens 12
aufeinander folgende Stunden betragen. Fur Jugendliche bis
16 Jahre sollte sie in der Regel die Zeit zwischen 20 Uhr — fur
Jugendliche ab 16 Jahren die Zeit zwischen 22 Uhr — und dem
Beginn des betrieblichen Tageszeitraums (in der Regel 6 Uhr)
beinhalten (Nachtarbeitsverbot).

Wird die wochentliche Arbeitszeit auf mehr als 5 Tage verteilt
(6-Tage-Woche), muss in der Regel allwochentlich ein freier
Halbtag gewdhrt werden. Der wdchentliche freie Halbtag
muss die Zeit von 6 bis 14 Uhr oder 12 bis 20 Uhr beinhalten
und in Verbindung mit einer taglichen Ruhezeit gewahrt
werden. Eine Ausnahme gilt nur in einer Woche, in die ein
arbeitsfreier Tag fallt. Ist der arbeitsfreie Tag ein Feiertag,
gilt der freie Halbtag nur dann als gewéahrt, wenn der Feier-
tag auf den Tag fallt, an dem Ublicherweise der freie Halbtag
gewahrt wird.

Beispiel 1: Ublicher freier Halbtag ist der Montagmorgen. Mit
dem freien Ostermontag gilt der freie Halbtag als gewahrt.
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Beispiel 2: Ublicher freier Halbtag ist der Montagmorgen. In
der Woche von Auffahrt (Donnerstag) muss der freie Halbtag
am Montag zusatzlich gewahrt werden.

> Arbeitsinspektorat, Arbeitszeit, Jugendarbeitsschutzverord-
nung, Kompensation, Nachtarbeit, Pausen (Arbeitsgausen),
Rechte und Pflichten der Lernenden, Uberstunden/Uberzeit

Kl ArG Art. 21, Art. 31; ArGV 1 Art. 20
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Schaden

Ein materieller Schaden ist die unfreiwillige Verminderung
des vorhandenen Reinvermogens. Er kann bestehen:

e in einer Verminderung der Aktiven
e in einer Vermehrung der Passiven
e im entgangenen Gewinn

Schadenersatzpflicht entsteht aus der vertraglichen und
ausservertraglichen Haftpflicht sowie aus der Nichterfullung
des Vertrags durch die eine oder die andere Partei.

Im Zusammenhang mit dem Lehrverhaltnis kommen folgende
Tatbestande vor, die zu Schadenersatzansprichen fihren
kébnnen:

e Nichtantreten der beruflichen Grundbildung, Aufgeben der
beruflichen Grundbildung (und infolgedessen beispiels-
weise Aufwendungen des Lehrbetriebs fur die Anstellung
einer neuen lernenden Person)

Verweigerung der versprochenen Lehrstelle (und somit z.B.
Verlust eines Lehrjahrs fur die lernende Person)

verschuldetes Zufligen eines Schadens im Rahmen der be-
ruflichen Grundbildung durch die eine oder andere Partei
(z.B. lernende Person wird durch eine Maschine verletzt;
lernende Person beschadigt Auto des Lehrbetriebs)

e ungerechtfertigte Auflésung des Lehrvertrags
e \ernachlassigung der Bildungspflicht

Schadenersatzanspriiche sind vor Zivil- bzw. Arbeitsgericht
geltend zu machen.

=) Arbeitsgericht, Auflésung des Lehrvertrags, Haftung,
Konventionalstrafe

K1 ORrArt 41 ff, Art. 97ff., 337b, 337¢, 337d

Schichtarbeit

Zwei- und mehrschichtige Arbeit kann aus technischen und
wirtschaftlichen Grinden notwendig sein. Sie bedarf nach
Arbeitsgesetz (ArG) der behordlichen Bewilligung, sobald die
zum Schutze der Arbeitnehmer/innen aufgestellten Tages-
und Abendarbeitsgrenzen tangiert werden.
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Die in der Regel auf maximal 9 Stunden beschrankte Tages-
arbeit der Lernenden und der jugendlichen Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen muss, mit Einschluss der Pausen,
grundsatzlich innert eines Zeitraums von 12 Stunden liegen.
Abendarbeit durfen nur Jugendliche im Alter von mehr als
16 Jahren leisten und nur von 20 bis 22 Uhr. Innerhalb dieser
Grenzen fur Tages- und Abendarbeit ist also zweischichtige
Arbeit auch fur Jugendliche grundséatzlich zulassig. Bei Lernen-
den kommt sie indessen eher selten vor.

Bei Erwachsenen darf — von Ausnahmen abgesehen — die
Tages- und Abendarbeit nicht vor 6 Uhr (resp. 5-7 Uhr) begin-
nen und nicht langer als bis 23 Uhr (resp. 22-24 Uhr) dauern.

9 Arbeitszeit, Arbe_i_tszeitgesetz (AZG), Nachtarbeit, Ruhezeit,
Sonntagsarbeit, Uberstunden/Uberzeit

Kl ArG Art. 10, 25, 26 und 31; ArGV 1 Art. 34

H www.seco.admin.ch

Schliessung des Lehrbetriebs

Soll der Lehrbetrieb geschlossen werden, hat der Berufsbild-
ner oder die Berufsbildnerin das kantonale Berufsbildungsamt,
die Berufsfachschule sowie bei minderjéghrigen Lernenden
deren Eltern unverzlglich zu benachrichtigen. Zudem sollte
er oder sie sich gemeinsam mit der lernenden Person und
ihren Eltern um die Fortsetzung der beruflichen Grundbildung
in einem anderen Lehrbetrieb bemhen. Das Berufsbildungs-
amt ist bei der Suche nach einer neuen Lehrstelle behilflich.

Der Lehrbetrieb ist unter Umstdnden zu Schadenersatz
verpflichtet. Wird die lernende Person erwerbslos, hat sie
grundsatzlich Anspruch auf die Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung. Bei Konkurs des Lehrbetriebs und in gewissen
anderen Fallen deckt die Arbeitslosenkasse allfallige Lohn-
forderungen der lernenden Person fur die letzten vier Monate
vor der Konkurseréffnung (Insolvenzentschadigung).

=) Arbeitslosenversicherung, Auflosung des Lehrvertrags,
Berufsbildungsamt, Erwerbslosigkeit, Haftung, Regionale
Arbeitsvermittlungszentren (RAV)

K] B8BG Art. 14; BBV Art. 11; AVIG Art. 51 ff.
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Schnupperlehre

Die Schnupperlehre dient den Jugendlichen dazu, einen
bestimmten Beruf, die Berufswelt oder den Schnupperbetrieb
naher kennen zu lernen. Sie ist oft Teil des Selektionsverfah-
rens des Lehrbetriebs. Ziel ist es dann, herauszufinden, ob
die Bewerber/innen neben der beruflichen Eignung auch in
den Betrieb passen, ob ihnen das betriebliche Umfeld zusagt
und ob die Berufsbhildungsverantwortlichen des Lehrbetriebs
sich vorstellen kénnen, mit der jugendlichen Person zusam-
menzuarbeiten. Eine Schnupperlehre ist ab dem 8. Schuljahr
sinnvoll und dauert zwischen einem und mehreren Tagen.
Damit Schnupperlehren ihren Zweck erfullen, sind sie sorg-
faltig vorzubereiten und auf Grund eines Programms durch-
zufihren, das auf die wichtigsten Lerninhalte des betreffen-
den Berufs abgestimmt ist.

In verkirzter Form —an Schnupper- oder Berufsinformations-
tagen — konnen sich Jugendliche Gber einen Beruf informieren
und sich einen ersten Eindruck verschaffen.

Normalerweise wird fir die Schnupperlehre kein Lohn bezahlt.
Manchmal geben die Schnupperlehr-Verantwortlichen des
Betriebs den Jugendlichen einen kurzen schriftlichen Bericht
ab, den sie allenfalls weiteren Bewerbungen beilegen kénnen,
manchmal kénnen die Jugendlichen ihre selbst hergestellten
Arbeiten nach Hause nehmen.

Gemass Arbeitsgesetz durfen schulpflichtige Jugendliche ab
13 Jahren eine Schnupperlehre absolvieren. Die Arbeitszeit ist
dabei auf héchstens 8 Stunden pro Tag zwischen 6 und 18 Uhr
begrenzt. Bei mehr als finf Stunden Arbeit ist eine Pause von
mindestens einer halben Stunde zu gewahren. Insgesamt darf
die Arbeitszeit 40 Stunden pro Woche nicht Gberschreiten. Der
jeweilige Einsatz darf nicht langer als zwei Wochen dauern.

9 Berufsinteressentest, Eignungstest, Neigungstest, Selektion,
Selektionsmappe

Bl Aarcvsart 118t b
H www.mb.berufsbildung.ch

Schulisch organisierte Grundbildung (SOG)

Bei gewissen Berufen ist es moglich, den Abschluss der be-
ruflichen Grundbildung in einem schulischen Vollzeitangebot
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zu erwerben. Es kann sich um ein 6ffentliches Angebot wie
bei der Lehrwerkstatte und der Handelsmittelschule (HMS)
resp. der Wirtschaftsmittelschule (WMS) oder der Informatik-
mittelschule (IMS) handeln.

Wer ein schulisches Vollzeitangebot besucht, absolviert
(ausser bei den Lehrwerkstatten) wahrend der Dauer der
beruflichen Grundbildung ein Praktikum und erhélt dadurch
die praktischen Fertigkeiten vermittelt.

Schulisch organisierte Grundbildungen fihren auch zu einem
eidgenossischen Abschluss.

=) Ausweise der Berufsbildung, Bildungsbewilligung, Handels-
schulen, Lehrbetrieb, Lehrwerkstatte, Praktikum

K1 8BG Art. 16, 20, 24; BBV Art. 15, 16

Schwangerschaft

Wahrend der Schwangerschaft darf eine Frau bei Beschwer-
den den Arbeitsplatz jederzeit auf blosse Anzeige hin ver-
lassen. Sie darf auch nicht zu Uberzeitarbeit herangezogen
werden.

Bei Schwangerschaft der lernenden Person hat der Lehrbetrieb
den Lohn im gleichen Umfang zu entrichten wie bei Krank-
heit und Unfall. Zum Schutz der Schwangeren, Wéchnerinnen
und stillenden Mdutter enthalt das Arbeitsgesetz (ArG) spe-
zielle Bestimmungen. Insbesondere durfen Wéchnerinnen
wahrend 8 Wochen nach der Geburt des Kindes nicht und
danach bis zur 16. Woche nur mit ihrem Einverstandnis be-
schaftigt werden.

=) Beratungsstellen, Krankheit und Unfall, Kiindigung, Lehrver-
haltnis, Mutterschaftsversicherung

K] ORArt 324a Abs. 3; ArG Art. 35 bis 35b; ArGV 1 Art. 60 bis 65
H www.mb.berufsbildung.ch

Schwarzarbeit

Wenn Lernende in ihrer Freizeit oder wahrend ihrer Ferien
fur Dritte gegen Bezahlung arbeiten, leisten sie unter Um-
stdanden Schwarzarbeit. Von Schwarzarbeit wird gesprochen:
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e wenn Arbeitnehmer/innen nicht bei den obligatorischen
Sozialversicherungen gemeldet sind,

e wenn Arbeitnehmer/innen den Lohn, den sie fir eine ge-
leistete Arbeit erhalten, den Steuerbehorden nicht melden,

e wenn auslandische Erwerbstatige ohne Arbeitsbewilligung
in der Schweiz beschaftigt werden.

Schwarzarbeit liegt ebenfalls vor, wenn die Lernenden durch
die Tatigkeit ihre Treuepflicht gegentiber dem Lehrbetrieb
verletzen. Die Treuepflicht wird namentlich verletzt, wenn der
Lehrbetrieb konkurrenziert wird oder wenn die Lernenden
durch die Nebentatigkeit in ihrer Leistungsfahigkeit derart
beeintrdchtigt werden, dass sie ihre Arbeitspflicht gegentiber
den Hauptarbeitgebenden nicht mehr vollumféanglich erfullen
kénnen. In solchen Fallen liegt auch dann ein Verstoss gegen
die Treuepflicht vor, wenn die Lernenden unentgeltlich oder
far sich selbst tatig werden.

Beabsichtigt der Lernende, eine Nebenerwerbstatigkeit aus-
zuliben, sollte er daher die vorgangige Zustimmung des
Berufsbildners oder der Berufsbildnerin einholen, um eine
Verletzung der Treuepflicht zu verhindern. Bei der Prifung
des Gesuchs der lernenden Person ist darauf zu achten, dass
das Erreichen der Bildungsziele und die Gesundheit der
lernenden Person nicht gefahrdet, die gesetzlich vorgeschrie-
benen Hdochstarbeitszeitlimiten nicht Uberschritten sowie
der Versicherungsschutz garantiert werden.

=) Arbeitszeit, Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung, Rechte
und Pflichten der Lernenden

K] ORArt 321a Abs. 3 und 329d Abs. 3

H www.seco.admin.ch

Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK)

In der Schweiz tragen die Kantone die Hauptverantwortung
far Bildung und Kultur. Sie koordinieren ihre Arbeit auf na-
tionaler Ebene. Zu diesem Zweck bilden die 26 kantonalen
Erziehungsdirektorinnen und -direktoren eine politische
Behorde: die Schweizerische Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren (EDK).
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Mehrere Fach- und Koordinationsgremien, die einen Beitrag
zur Realisierung des Tatigkeitsprogrammes leisten, sind an die
EDK angegliedert. Sie ermdglichen einen aufeinander abge-
stimmten Vollzug und eine fachliche Koordination in ver-
schiedenen Fragen. FUr die Berufsbildung sind folgende
Fachkonferenzen und Institutionen von Bedeutung (in alpha-
betischer Reihenfolge):

Informations- und Dokumentationszentrum (IDES)
Es sammelt systematisch Informationen und Dokumentationen
zum Bildungssystem Schweiz und macht diese zuganglich.

Interkantonale Konferenz fur Weiterbildung (IKW)

Die IKW berat die EDK in Fragen der Weiterbildung. Sie
vollzieht und koordiniert die Beschlisse der EDK. Sie will in
erster Linie fur das lebenslange Lernen sensibilisieren und
Massnahmen unterstlitzen, die darauf abzielen. Sie pflegt
Erfahrungsaustausch und Zusammenarbeit zwischen den
Kantonen und Sprachregionen.

Schweizerische Berufsbildungsamter-Konferenz (SBBK)
Die SBBK ist ein Zusammenschluss der Vorsteher/innen der
far die Berufsbildung zustandigen Berufsbildungsamter der
Kantone und des Firstentums Liechtenstein. Sie ist eine Fach-
konferenz der Schweizerischen Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK).

Die SBBK

e bildet eine nationale Plattform fur den Informations- und
Erfahrungsaustausch unter den kantonalen Berufsbildungs-
amtern,

unterstltzt und fordert die gesamtschweizerische Berufs-
bildungsentwicklung in allen Teilbereichen sowie die inter-
kantonale Koordination und Kooperation in der Berufs-
bildung,

erbringt fur den Vollzug des Bundesrechts Dienstleistungen
und erlasst Empfehlungen zuhanden der Kantone,

erfillt Auftrdge der EDK, berat diese in Berufsbildungs-
fragen und erarbeitet Stellungnahmen,

wirkt bei der internationalen Zusammenarbeit in Berufs-
bildungsfragen mit,

fordert die Kontakte zwischen Berufsbildung und Arbeits-
welt sowie Berufsbildung und Allgemeinbildung.

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 199



Die Vorgangerorganisationen, CRFP (Westschweiz und Tessin)
und DBK (deutschsprachige Kantone), wurden 2007 aufgelost.

Schweizerische Konferenz der Leiterinnen und Leiter der
Berufs- und Studienberatung (KBSB)

Die KBSB ist eine Fachkonferenz der Kantone und des Fir-
stentums Liechtenstein zur Bearbeitung aller Fragen der
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung. Sie

e vertritt die von den Kantonen getragene Berufs-, Studien-
und Laufbahnberatung gegentber der EDK, den zustandi-
gen Bundesstellen sowie weiteren Institutionen und Instan-
zen auf nationaler und internationaler Ebene;

gewahrleistet den Informations- und Erfahrungsaustausch
unter den Leiterinnen und Leitern der Berufs-, Studien- und
Laufbahnberatung und sorgt fur die Qualitatsentwicklung
und -sicherung.

Schweizerisches Dienstleistungszentrum Berufsbildung,
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (SDBB)

Das SDBB ist eine Institution der Schweizerischen Konferenz
der kantonalen Erziehungsdirektoren EDK. Es erbringt Dienst-
leistungen in Aufgabenbereichen, die im Bundesgesetz
Uber die Berufsbildung den Kantonen Ubertragen worden
sind. Das SDBB tbernimmt Vollzugs- und Entwicklungsaufga-
ben, gewahrleistet die interkantonale Zusammenarbeit bei
Dienstleistungen und erbringt Dienstleistungen im Auftrag
Dritter.

Das SDBB Ubernimmt in Zusammenarbeit mit den Verbund-
partnern u. a. die folgenden Aufgaben:

e Produktion von Informationsmitteln fur die Berufsbildung
und die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

e Erarbeiten von Unterlagen fir Qualifikationsverfahren
(Abschlussprufungen)

e Sicherstellen der Weiterbildung der Fachleute der Berufs-,

Studien- und Laufbahnberatung sowie der Fachleute Berufs-
bildung im nicht schulischen Bereich

=) Behorden, Berufsbildungsamt, Deutschschweizerische
Berufsbildungsamter-Konferenz (DBK), Organisationen der
Arbeitswelt (OdA), Staatssekretariat fur Bildung, Forschung
und Innovation (SBFI)
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H www.edk.ch, www.sbbk.ch, www.kbsb.ch, www.sdbb.ch
(Abwicklungsstelle EP), www.sbfi.admin.ch/bundesbeitraege

Sekundarstufe Il

Bildungsstufe zwischen der obligatorischen Schulzeit und der
Tertiarstufe. Sie umfasst:

Berufliche Grundbildung:

Zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidg. Berufsattest,
drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung mit eidg.
Fahigkeitszeugnis inkl. Berufsmaturitatsunterricht. Bricken-
angebote bereiten auf die Angebote der beruflichen Grund-
bildung vor.

Allgemeinbildende Schulen:

Gymnasien, Fachmittelschulen

Die Zustandigkeit in den Kantonen ist unterschiedlich geregelt.
In einigen Kantonen wird die Sekundarstufe Il organisatorisch
zusammengefasst und vom «Mittelschul- und Berufsbildungs-
amt» betreut.

=) Berufliche Grundbildung, Berufsbildungsamt, Tertiarstufe
H www.edk.ch

Selektion

Die Berufsbildungsverantwortlichen der Lehrbetriebe wahlen
ihre kuinftigen Lernenden nach freiem Ermessen aus. Sie be-
rtcksichtigen dabei Eignung und Neigung der Bewerber/innen
sowie die gegenseitige Sympathie.

9 Berufsinteressentest, Berufe, Berufs-, Studien- und Laufbahn-
beratung, Eignungstest, Neigungstest, Schnupperlehre,
Selektionsmappe

B www.hb.berufsbildung.ch, www.shop.sdbb.ch:
Handbuch betriebliche Grundbildung, SDBB, 2019

Selektionsmappe
Die Selektionsmappe des SDBB ist ein Hilfsmittel fur die Ein-
stellung einer lernenden Person und das damit verbundene
Vorstellungsgesprach.
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Der in der Mappe enthaltene Fragebogen ist so aufgebaut,
dass das Vorstellungsgesprach strukturiert und nach einem
logischen Ablauf geftihrt werden kann. Werden alle Bewerber
und Bewerberinnen nach diesem Fragebogen befragt, verfuigt
der Berufsbildner oder die Berufsbildnerin Gber eine syste-
matisch aufgebaute Grundlage, die einen objektiven Vergleich
zulasst und gleichzeitig fundierte Begrindungen fir eine
Zu- oder Absage liefert. Ausserdem kénnen die gesammelten
Personalakten der zuktinftig lernenden Person in dieser Mappe
aufbewahrt werden.

Die Selektionsmappe erleichtert das Selektionsverfahren und
hilft, Zeit und Kosten zu sparen. Sie ist beim SDBB erhltlich.

=) Lehrbetrieb, Selektion
H www.shop.sdbb.ch

Sexuelle Beldastigung am Arbeitsplatz

Als sexuelle Belastigung am Arbeitsplatz gelten jeder von der
betroffenen Person unerwinschte Anndherungsversuch und
jede Form der Abwertung. Anzigliche Bemerkungen Uber
das Aussere, unerwiinschte Kérperkontakte, sexistische Mails
und Bilder gehéren ebenso dazu wie Anndherungsversuche
und Einladungen mit Versprechen von Vorteilen oder unter
Androhung von Nachteilen.

Sexuelle Beldstigung ist unzulassig (GIG Art. 4, OR Art. 328).
Die Arbeitgeber/innen sind verpflichtet, ihre Mitarbeiter/innen
und insbesondere ihre Lernenden vor sexueller Beldstigung
am Arbeitsplatz zu schitzen und bei konkreten Fallen ein-
zugreifen. Arbeitgeber/innen, die dieser Praventionspflicht
nicht nachkommen, kénnen gestitzt auf das Gleichstellungs-
gesetz zu Entschadigungszahlungen verurteilt werden.

=) Aufsicht, Beratungsstellen, Gewalt, Rechte und Pflichten der
Arbeitgeber/innen, Sittliche Gefahrdung

K] GIG Art. 4; OR Art. 328; StGB Art. 187 bis 200

H www.mb.berufsbildung.ch, www.sexuellebelaestigung.ch

Sittliche Gefahrdung

Der Begriff der sittlichen Gefahrdung ist vielschichtig und
unterliegt dauerndem Wandel. Grundsatzlich gehoért aber
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alles dazu, was die Integritat einer Person in kérperlicher und
seelischer Hinsicht gefahrdet und als nicht altersgerecht zu
beurteilen ist. Alle Formen der sexuellen Beldstigung stellen
eine sittliche Gefahrdung dar.

Aus der Fursorgepflicht der Arbeitgebenden ergibt sich, dass
sie eine besondere Verantwortung zur Wahrung der Sittlich-
keit gegenlber den Lernenden haben. Dies wird auch im
Arbeitsgesetz speziell erwahnt. Schwerwiegende Ubergriffe
sind strafrechtlich relevant und unterliegen einer harteren
Bestrafung bei Vorféllen innerhalb von Abhéngigkeitsver-
haltnissen wie z. B. gegentber einer minderjahrigen lernen-
den Person.

Die kantonale Behotrde hat dartber zu wachen, dass die
lernende Person im Lehrbetrieb nicht sittlich gefahrdet ist.
Bei Verstossen wird die Behorde einem solchen Betrieb die
Bildungsbewilligung entziehen.

9 Aufsicht, Bildungsbewilligung, Gewalt, Rassismus, Rechte
und Pflichten der Arbeitgeber/innen, Sexuelle Beldstigung
am Arbeitsplatz

K] ORArt 328; ArG Art. 29 und 32; StGB Art. 188 f.

Sonntagsarbeit

Die Beschaftigung von Lernenden an Sonntagen ist grund-
satzlich verboten. In folgenden begrindeten Einzelféllen
kann von der kantonalen Behorde fur Lernende von mehr
als 16 Jahren Sonntagsarbeit bewilligt werden (bei dauernder
oder regelmassig wiederkehrender Sonntagsarbeit ist das
SECO zustandig):

e soweit sie fur die Berufshildung unentbehrlich ist, oder

e soweit die Mitwirkung von Lernenden zur Behebung einer
Betriebsstorung infolge héherer Gewalt notwendig ist.

Mit der Bewilligung der Sonntagsarbeit wird die Auflage ver-
bunden, dass der lernenden Person wahrend der vorherge-
henden oder folgenden Woche eine entsprechende, auf einen
Werktag fallende Ersatzruhe gewahrt wird.

In einer Verordnung des WBF ist geregelt, fur welche Berufe
keine Bewilligung erforderlich ist.
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=) Arbeitszeit, Arbeitszeitgesetz (AZG), Jugendarbeitsschutz-
verordnung, Kompensation, Nachtarbeit, Ruhezeit, Schicht-
arbeit, Uberstunden/Uberzeit

K] ArG Art. 31 Abs. 4; ArGV 5 Art. 131;
Verordnung des WBF vom 29. Mai 2008 Uber die Ausnah-
men vom Verbot von Nacht- und Sonntagsarbeit wahrend
der beruflichen Grundbildung.

H www.seco.admin.ch

Sozialabziige

Die Aufwendungen folgender Sozialversicherungswerke werden
hauptsachlich durch Beitrage von Arbeitgebern und Arbeit-
geberinnen sowie Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen
finanziert:

e Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)
e Invalidenversicherung (1V)

e Erwerbsersatzordnung (EO)

e Arbeitslosenversicherung (ALV)

e Unfallversicherung (UV)

e berufliche Vorsorge «Zweite Saule» (BVG)

In allen diesen Fallen sind die Arbeitgeber/innen von Gesetzes
wegen verpflichtet, die Beitrdge der Arbeitnehmer/innen
vom Lohn abzuziehen und zusammen mit den eigenen Bei-
tradgen den Versicherungen abzuliefern. Diese Abzlge werden
gemeinhin «Sozialabzlige» genannt.

Zu den Sozialabzugen sind auch allfallige von den Arbeit-
gebenden zu tGbermittelnde Leistungen der Arbeitnehmenden
an die Krankenversicherung zu zdhlen, wenn solche Beitrage
kantonalrechtlich vorgesehen sind oder zwischen den Arbeits-
vertragsparteien vereinbart wurden. Die Regelung der Kinder-
und Familienzulagen ist ebenfalls kantonal; die Beitrage an
die Kassen gehen hier aber meist vollumfanglich zu Lasten
der Arbeitgeber/innen.

Bezlglich der Beitragspflichten bzw. der Sozialabzluge fur
die jugendlichen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie
der Lernenden gelten folgende Grundsatze:
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e Von der Beitragspflicht fur die AHV, IV, EO und ALV sind
sie bis zum 31. Dezember des Jahrs befreit, in welchem sie
das 17. Altersjahr vollenden.

e Die Pramien fir die obligatorische Versicherung fir Berufs-
unfalle und Berufskrankheit gehen zu Lasten der Arbeit-
geber/innen. Jene fur die obligatorische Versicherung der
Nichtberufsunfalle (NBU) gehen — gegenteilige Vereinbarun-
gen im Lehrvertrag vorbehalten — zu Lasten der Lernenden.

e Die berufliche Vorsorge kommt fur Lernende selten in Be-
tracht. Es unterstehen nur jene Arbeitnehmenden einer
(beschrankten) Versicherungspflicht, die das 17. Altersjahr
vollendet haben und deren Jahreslohn eine Mindesthohe
aufweist, welche die Lernenden kaum je erreichen.

9 Arbeitslosenversicherung, Entschadigung fir Lernende,
Krankenversicherung, Sozialleistungen, Unfallversicherung

Kl AHvG; AVIG; BVG; IVG; EOG; UVG

Sozialleistungen

Was unter «Sozialleistungen» zu verstehen ist, ist nirgends
genau festgelegt. Ganz allgemein kann gesagt werden, dass
es sich um Leistungen der Arbeitgeber/innen handelt, und
zwar um solche, die Gber den eigentlichen Lohn hinausgehen:
Das Arbeitsverhaltnis beinhaltet eben mehr als den strikten
Austausch von Arbeit gegen Lohn.

Entsprechend wurden friher zu den Sozialleistungen etwa
Lohnzahlungen bei Krankheit, Unfall, Militardienst und an-
deren Arbeitsverhinderungen sowie Abgangsentschadigungen,
Kinderzulagen, Ferien und Leistungen fur Uberstundenarbeit
usw. gezahlt. Die so als Nebenverpflichtungen der Arbeitge-
ber/innen verstandenen «Sozialleistungen» waren noch
weitgehend Gegenstand der freien Vereinbarung zwischen
Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden. Die Gesetzgebung
beschrankte sich auf wenige Minimalvorschriften. Inzwischen
wurden diese Leistungen sowohl im Rahmen der Arbeits- als
auch der Sozialversicherungsgesetzgebung weitgehend fir
obligatorisch erklart und schematisiert.

Heute kann man als Sozialleistungen demzufolge in einem
engen Sinn die Arbeitgeber/innen-Beitrage an die Sozialver-
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sicherungswerke (Gegenstlick: «Sozialabzlge») betrachten,
in einem weiteren Sinn aber auch ihre Leistungen ausserhalb
des Lohns, die den gesetzlichen Mindeststandard tbersteigen.

9 Arbeitslosenversicherung, Entschadigung fur Lernende,
Krankenversicherung, Militérdienst/Zivildienst, Sozialabziige,
Unfallversicherung

K] ORrArt 322¢, 323b, 331; AHVG; AVIG; BVG; IVG; EOG; UVG

Spesen

Spesen sind Auslagen der Lernenden oder der Arbeitnehmen-
den, die bei der Ausfiihrung der Arbeit notwendigerweise
entstehen. Die Arbeitgeber/innen haben sie zu ersetzen.

Es ist zulassig, die Auslagen pauschal abzugelten, wenn dies
vereinbart ist. Mit der Pauschale missen aber alle notwendig
entstehenden Kosten gedeckt werden. Eine Abmachung, die
vorsieht, die Spesen entschadigungslos den Lernenden oder
den Arbeitnehmer/innen aufzuburden, ist nichtig.

Beispiele von entschadigungspflichtigen Spesen bei Lernenden:
e Benltzung eines Fahrzeugs der Lernenden im Kundendienst

¢ Verpflegung und Unterkunft bei Einsatz auf entlegener Bau-
stelle

e Unterkunft sowie ein Teil der Verpflegungskosten beim Be-
such von Uberbetrieblichen Kursen

Miussen Lernende oder Arbeitnehmer/innen eigenes Werkzeug
und Material zur Arbeit verwenden, sind sie auch dafir an-
gemessen zu entschadigen, sofern nicht ausdrtcklich etwas
anderes vereinbart wurde oder Ublich ist.

Abmachungen zur Kostenibernahme im Zusammenhang mit
dem Besuch der Berufsfachschule sind im Lehrvertrag fest-
zuhalten. Dies betrifft Kosten fur: Schulmaterial (persénliche
Lehrmittel, insbesondere elektronische Gerate wie Notebook,
Tablet usw.), Reisespesen, Verpflegung, Unterkunft, Sprach-
aufenthalte und Exkursionen.

9 Entschadigung fur Lernende, Lehrvertrag, Rechte und Pflichten
der Arbeitgeber/innen, Rechte und Pflichten der Lernenden

El oRrArt 3271
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Sport

Der regelmassige Sportunterricht an den Berufsfachschulen
ist fur Lernende der beruflichen Grundbildung obligatorisch.
Die Berufsfachschulen stellen dabei sicher, dass im Sport-
unterricht pro Schuljahr mindestens eine Qualifizierung der
Lernenden stattfindet und dass die Qualifizierung ausge-
wiesen wird.

Jede lernende Person ist gesetzlich verpflichtet, den Sport-
unterricht zu besuchen. Dieser umfasst

1. im dualen System: bei einem schulischen Unterricht von
weniger als 520 Jahreslektionen allgemeinbildenden und
berufskundlichen Unterricht mindestens 40 Jahreslektionen
Sportunterricht, bei einem schulischen Unterricht von 520
oder mehr Jahreslektionen mindestens 80 Jahreslektionen
Sportunterricht.

2. bei der schulisch organisierten Grundbildung: mindestens
80 Jahreslektionen Sportunterricht.

Die Verteilung der Lektionen ist in den Schullehrplanen gere-
gelt (pro Tag hochstens vier Sportlektionen).

9 Allgemeinbildender Unterricht (ABU), Berufsfachschule,
Berufsfachschullehrer/in, Berufskundlicher Unterricht,
Unterricht an der Berufsfachschule

':1 Bundesgesetz Uber die Férderung von Sport und Bewegung
(SpoF6G) vom 17.6.2011; Verordnung Uber die Foérderung von
Sport und Bewegung (SpoF&V) vom 23.5.2012.; Rahmen-
lehrplan fur Sportunterricht in der beruflichen Grundbildung,
vom 24. September 2014, SBFI (ehem. BBT)

Staatssekretariat fir Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI)

Das Staatssekretariat fir Bildung, Forschung und Innovation
(SBFI) — friher: Bundesamt fir Berufsbildung und Technologie
(BBT) — gehort dem eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung
und Forschung (WBF) an.

Zusammen mit den Verbundpartnern ist das SBFI unter an-
derem zustdndig fur die Qualitatssicherung und Weiterent-
wicklung des Berufsbildungssystems. Weiter sorgt es fur
Vergleichbarkeit und Transparenz der Angebote im gesamt-
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schweizerischen Rahmen. In seinen Zustandigkeitsbereich
fallen zudem der Erlass der Bildungsverordnungen und die
Anerkennung von Bildungsgangen der hoheren Berufsbildung.

Das SBFI fordert zudem die Forschung und die Innovation
und setzt sich ein fur die internationale Vernetzung und die
Integration der Schweiz in den europdischen und weltweiten
Bildungs-, Forschungs- und Innovationsraum.

Der Bund unterstltzt die Kantone im Vollzug finanziell und
Gbernimmt laut Berufsbildungsgesetz (BBG) bis zu einem
Viertel der Gesamtkosten der ¢ffentlichen Hand. Ausserdem
stellt der Bund Gelder bereit fur die Forderung von Innova-
tionen und die Unterstlitzung von besonderen Leistungen
im offentlichen Interesse.

=) Behorden, Eidg. Departement fiir Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF)

H www.sbfi.admin.ch

Staatssekretariat fiir Wirtschaft (SECO)

Das Staatssekretariat fur Wirtschaft (SECO) ist das Kompe-
tenzzentrum des Bundes fur alle Kernfragen der Wirtschafts-
politik. Es befasst sich mit der Binnen- und Aussenwirtschaft.
Es sorgt fur ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Dafur
schafft es die ndtigen ordnungs- und wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen.

Innenpolitisch wirkt das SECO als Schnittstelle zwischen
Unternehmen, Sozialpartnern und Politik. Es unterstitzt die
regional und strukturell ausgewogene Entwicklung der Wirt-
schaft und gewahrleistet den Arbeitnehmerschutz. Mit seiner
Arbeitsmarktpolitik leistet es einen Beitrag zur Verhinderung
und Bekampfung der Arbeitslosigkeit und damit zur Erhaltung
des sozialen Friedens.

Aussenpolitisch arbeitet das SECO an der Gestaltung trans-
parenter Regeln fur die Weltwirtschaft mit. Die Beziehungen
der Schweiz zur EU werden durch das Integrationsburo, eine
gemeinsame Dienststelle des Eidgendssischen Departements
fur auswartige Angelegenheiten (EDA) und des Eidgendssi-
schen Departements fur Wirtschaft, Bildung und Forschung
(WBF), koordiniert.
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9 Behorden, Eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung (WBF)

H www.seco.admin.ch

Standortbestimmung

Gestltzt auf Art. 19 BBG und Art. 12 Abs. 1 BBV kénnen
Standortbestimmungen vorgesehen werden. Diese sind in den
jeweiligen Bildungsverordnungen festgehalten. Standortbe-
stimmungen sind Weichenstellungen und zeigen den weiteren
Bildungsverlauf auf. Sie ersetzen den Bildungsbericht nicht.

Die Standortbestimmung wird zu einem festgelegten Zeitpunkt
unter Zuhilfenahme der Beurteilungsunterlagen aus der be-
ruflichen Praxis und der schulischen Bildung zu einer Gesamt-
beurteilung zusammengefasst. Anhand der Resultate der
Gesamtbeurteilung wird zuhanden der Vertragspartner/innen
eine Empfehlung ausgesprochen, die beispielsweise wie folgt
aussehen kann:

e Fortsetzung der beruflichen Grundbildung

e Fortsetzung der beruflichen Grundbildung mit der Méglich-
keit Freikurse zu besuchen

e Fortsetzung der beruflichen Grundbildung mit Besuch von
Stutzkursen

e Fortsetzung der beruflichen Grundbildung in einer anderen
Niveaustufe

e Verlangerung der beruflichen Grundbildung
e Verkirzung der beruflichen Grundbildung

e Aufloésung des Lehrvertrags drei- oder vierjahrige berufliche
Grundbildung mit eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ) und Ab-
schluss eines Lehrvertrags zweijahrige berufliche Grund-
bildung mit eidg. Berufsattest (EBA)

e Auflésung des Lehrvertrags

-> Abschlussprifung, Auflésung des Lehrvertrags, Bildungs-
bericht, Durchlassigkeit, Freikurse, Qualifikationsverfahren
(QV), Stutzkurse

K1 B8BG Art. 19: BBV Art. 12 Abs. 1
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Stellensuche

Gemadss OR Art. 329 Abs. 3 ist dem Arbeitnehmer oder der
Arbeitnehmerin «...nach erfolgter Kiindigung die fur das
Aufsuchen einer anderen Arbeitsstelle erforderliche Zeit zu
gewahren». Weil das Lehrverhaltnis nicht gektndigt werden
muss bzw. grundsatzlich nicht gekindigt werden darf (Aus-
nahmen: fristlose Kiindigung und Auflésung im gegenseiti-
gen Einverstandnis), konnte sich die lernende Person streng
genommen nicht auf Art. 329 Abs. 3 berufen. Die Gerichte
haben jedoch entschieden, dass diese Bestimmung auch bei
Arbeitsvertragen gilt, die auf bestimmte Zeit abgeschlossen
worden sind, und damit auch bei Lehrvertragen. Und zwar
kann davon ausgegangen werden, dass die lernende Person
in analoger Anwendung von Art. 335c 1 OR ihren Anspruch
ab zwei Monaten vor Ende der beruflichen Grundbildung
wahrnehmen darf.

Die lernende Person muss um jede Absenz nachsuchen und
auf die Interessen des Betriebs Ricksicht nehmen. Bei glei-
tender Arbeitszeit soll sie, soweit zumutbar, ihre Freizeit fir
die Stellensuche einsetzen.

Uber die Lohnzahlungspflicht bei Abwesenheiten, die durch
die Stellensuche bedingt sind, enthédlt das Gesetz keine
ausdrickliche Vorschrift. Bei Monatslohn darf aber im All-
gemeinen kein Lohnabzug gemacht werden, bei Stundenlohn
ist Lohnzahlung ebenfalls Gblich.

=) Absenzen vom Lehrbetrieb, Auflésung des Lehrvertrags,
Kundigung, Regionale Arbeitsvermittlungszentren (RAV)

K] ORArt 329 Abs. 3 und Art. 335¢ Abs. 1

Stipendien

Stipendien sind einmalige oder wiederkehrende Geldleistun-
gen, die vom Staat, von Stiftungen und anderen 6ffentlichen
und privaten Institutionen fur die Aus- oder Weiterbildung
ausgerichtet werden und zu deren Ruckzahlung keine Ver-
pflichtung besteht.

Im Gegensatz zu Subventionen gehen diese Beitrdge nicht
direkt an die Trdger/innen der Bildungsangebote, sondern an
die einzelnen Teilnehmer/innen. Die Ausrichtung von 6ffent-
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lichen Stipendien ist in erster Linie Aufgabe der Kantone, die
dafir eigene Gesetze erlassen. Bezugsbedingungen und
Stipendienhdhe sind kantonal verschieden. Regelmassig wird
die Zahlung eines Stipendiums von der Einkommens- bzw.
Vermdgenslage der Bewerber/innen bzw. ihrer Eltern abhan-
gig gemacht. Zudem werden oft bestimmte Anforderungen
an die Dauer und den Inhalt der Ausbildung gestellt. Durch-
wegs sehen die Kantone auch Stipendien flr Lernende vor.

In Erganzung zu Stipendien oder als Ersatz gewadhren die
Kantone in der Regel auch Ausbildungsdarlehen. Diese sind
zurtickzuzahlen und mussen oft nach Abschluss der Ausbil-
dung verzinst werden.

Absolventinnen und Absolventen von vorbereitenden Kursen
fUr eine eidg. Berufs- oder eine héhere Fachprufung werden
vom Bund mit finanziellen Beitragen unterstltzt (siehe
«Hohere Berufsbildung»).

9 Hoéhere Berufsbildung
‘:1 Kantonale Vorschriften

B www.ausbildungsbeitraege.ch

Strafbestimmungen

Die Gesetzgebung des offentlichen Rechts unterstttzt die
Durchsetzung ihrer Vorschriften oft durch sogenannte Straf-
bestimmungen. Wenn Berufsbildner/innen oder Lernende
ihre Pflichten gemass Berufsbildungsgesetz (BBG) nicht erful-
len, missen sie damit rechnen, dass ihnen der Strafrichter/
die Strafrichterin eine Busse oder eine andere Strafe auferlegt.

In der Praxis wird im Bereich der Berufsbildung von den
Strafbestimmungen eher zurtickhaltend Gebrauch gemacht,
da zundachst versucht wird, durch Beratung und Massnahmen
zu geordneten Ausbildungsverhaltnissen zu gelangen.

Beispiele fur Falle, in denen Strafbestimmungen zur Anwen-
dung kommen kénnen:

e Ein Lehrbetrieb stellt Lernende ein, obwohl ihm dies unter-
sagt wurde.

e Ein Lehrbetrieb stellt Lernende ein, ohne einen schriftli-
chen Lehrvertrag abzuschliessen.
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Auch andere Spezialgesetze, wie das Arbeitsgesetz, enthalten
Strafbestimmungen. Strafbarkeit ist nur gegeben, wenn der
im Gesetz umschriebene Tatbestand genau zutrifft und ein
Verschulden vorliegt. Unabhdngig davon kann die zustandige
Behorde Massnahmen treffen, die gesetzlich vorgesehen sind:
So kénnen Berufsbildner/innen, die Pflichten gegentber den
Lernenden schwerwiegend verletzen, einerseits dem Straf-
richter angezeigt und andererseits von der kantonalen Be-
hoérde durch ein Bildungsverbot belegt werden.

=) Aufsicht, Berufsbildungsamt, Rechte und Pflichten der Arbeit-
geber/innen, Rechte und Pflichten der Lernenden, Rechtsschutz

K1 sBGArt 62; AG

Stiutzkurse

Leistungsschwacheren Lernenden bieten die Berufsfach-
schulen nach Méglichkeit Stutzkurse zur Vertiefung des
Pflichtstoffs an. Stltzkurse sind befristeter Zusatzunterricht,
mit dem schulischer Ruckstand aufgeholt werden soll. Sie
durfen einen halben Tag pro Woche nicht Uberschreiten. In
der Regel kénnen gleichzeitig mit Stitzkursen keine Frei-
kurse besucht werden.

Sofern StUtzkurse wahrend der Arbeitszeit stattfinden, ist der
Besuch bis zu einem halben Tag pro Woche ohne Lohnabzug
zu gestatten.

=) Berufsfachschule, Freikurse, Fachkundige individuelle
Begleitung (FiB), Rechte und Pflichten der Lernenden,
Standortbestimmung, Unterricht an der Berufsfachschule

K] BBG Art. 22; 8BV Art. 20

Suchtprobleme

Wahrend der Dauer der beruflichen Grundbildung kénnen
aus verschiedenen Grinden Probleme im Bereich von Sucht
auftreten. Diese aussern sich haufig in auffalligem Verhalten
oder Veranderungen wie Leistungsabfall, unprazises Arbeiten,
Konzentrationsschwache usw. Auch Kurzabsenzen werden oft
beobachtet.
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In jedem Fall ist es ratsam, frihzeitig den Kontakt zu spe-
zialisierten Beratungsstellen wie Fachstellen fur Alkohol- und
Drogenprobleme, zu Arzten oder Arztinnen usw. zu suchen.

9 Auflésung des Lehrvertrags, Beratungsstellen, Case Manage-
ment Berufsbildung, Lehrvertrag, Verlangerung der beruf-
lichen Grundbildung

H www.mb.berufsbildung.ch, www.suchtschweiz.ch

Supplementprof.ch

Jeder Schweizer Berufsbildungsabschluss wird gemass seinen
Anforderungen einem der acht Niveaus des nationalen Quali-
fikationsrahmens fur Abschltsse der Berufsbildung (NQR-
CH-BB) zugeteilt. Zudem wird jedes Abschlussdiplom der
héheren Berufsbildung mit einem Diplomzusatz und jedes
Abschlusszeugnis der beruflichen Grundbildung mit einer
Zeugniserlduterung erganzt. Darin werden das Niveau des
Abschlusses im NQR-CH-BB sowie die Handlungskompetenzen
aufgefuhrt, Gber welche die Absolventen und Absolventinnen
verfigen. Arbeitgeber/innen im In- und Ausland kénnen mit
den ergénzenden Informationen die fachlichen Kompetenzen
der Inhaber/innen einschatzen und den Abschluss in einen
internationalen Rahmen einordnen. Damit werden die Ver-
gleichbarkeit der Abschltsse sowie die Durchlassigkeit und
Mobilitdt im nationalen und internationalen Kontext verein-
facht und gefordert.

Supplementprof.ch ist als Begriff in allen Sprachen identisch.
Die gleichnamige viersprachige Website (D, F, I, E) erleichtert
den Zugang zu den Zeugniserlduterungen und Diplomzu-
satzen. Gefuhrt wird sie vom Schweizerischen Dienstleis-
tungszentrum Berufsbildung | Berufs-, Studien- und Lauf-
bahnberatung SDBB und vom Staatssekretariat fur Bildung,
Forschung und Innovation SBFI.

Zeugniserlauterungen fur die Abschlisse der beruflichen
Grundbildung EFZ und EBA

In den Zeugniserlduterungen aufgefihrt sind die fachlichen
Kompetenzen, Gber welche die Absolventinnen und Absol-
venten verfiigen und das Niveau des Berufsabschlusses im
Nationalen Qualifikationsrahmen (NQR) sowie im Europaischen
Qualifikationsrahmen (EQR).Die Zeugniserlauterungen stehen
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auf dem Berufsverzeichnis des SBFI zur Verfiigung. Gultig
sind die Zeugniserlduterungen nur zusammen mit dem Ori-
ginalzeugnis EFZ oder EBA. Die Ausweise der beruflichen
Grundbildung enthalten den Aufdruck supplementprof.ch.

Zeugniserlauterungen zur Berufsmaturitat

Das Certificate Supplement zeigt in- und auslandischen Fir-
men oder Hochschulen, welche Kompetenzen Inhaber/innen
eines Berufsmaturitadtszeugnisses mitbringen. Es steht fur
jede Ausrichtung der Berufsmaturitat zur Verfigung. Da die
Berufsmaturitat nicht in den Nationalen Qualifikationsrahmen
(NQR) Berufsbildung eingestuft wird, enthalt das Supplement
keine Angaben zum NQR-Niveau der Berufsmaturitat, auf-
gefuhrt wird lediglich die Klassifizierung gemass ISCED (In-
ternational Standard Classification of Education).

Diplomzusatz

Ein Diplomzusatz ist ein Beiblatt zu einem Diplom eines
Abschlusses der hoheren Berufsbildung (Berufsprifung,
hohere Fachprufung, Diplom einer héheren Fachschule). Er
enthéalt Informationen zum Abschluss und erméglicht damit
Arbeitgeber/innen im In- und Ausland eine Einschatzung
der fachlichen Kompetenzen der Absolventinnen und Absol-
venten. In den Diplomzusatzen wird ausserdem aufgefthrt,
auf welchem Niveau der Abschluss innerhalb des Nationalen
Qualifikationsrahmen Berufsbildung (NQR) und des Euro-
paischen Qualifikationsrahmen (EQR) eingestuft wird.

=) Kopenhagenprozess

E’ BBG Art. 34; 65, Verordnung Uber den nationalen Qualifi-
kationsrahmen fur Abschlisse der Berufsbildung (V-NQR-BB)
vom 27. August 2014

H www.supplementprof.ch, www.bvz.admin.ch,
www.nqr-berufsbildung.ch
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Taxonomie

Die Lernzieltaxonomie ist ein Klassifikationsschema fur Ver-
haltensweisen, die beschreiben, was man bei Lernenden
erreichen mochte. Dadurch kénnen Lernziele auf einer Skala
von Schwierigkeits- bzw. Komplexitatsgraden eingeordnet
werden. Der Grad der Komplexitat nimmt mit dem Steigen
der Lernzielklasse zu. Die Taxonomie ordnet demnach Lern-
ziele, die von einfachen Reproduktionsleistungen (auswendig
lernen) bis hin zu komplexen Begrindungen und Problem-
l6sungen reichen.

Das Taxonomie-Modell wurde vom amerikanischen Lern-
theoretiker Benjamin Bloom entwickelt. Es kommt in der
beruflichen Grundbildung vereinfacht zur Anwendung im
Handlungskompetenzen-Modell (HK-Modell) und im Kom-
petenzen-Ressourcen-Modell (KoRe).

Es werden kognitive, affektive und psychomotorische Lern-
ziele unterschieden. In der beruflichen Grundbildung wird
hauptsachlich mit den kognitiven Lernzielen gearbeitet.
Diese sind entweder im Bildungsplan und/oder im Ausbil-
dungsprogramm fir den Lehrbetrieb des jeweiligen Berufs
aufgefihrt. Auch die Prafungsexpertinnen und -experten der
Abschlussprufung berlcksichtigen bei der Prifungsgestaltung
die verschiedenen Stufen.

9 Bildungsplan, Qualifikation, Qualifikationsverfahren (QV)

Tertiarstufe

Die Tertiarstufe schliesst an die Sekundarstufe Il an. Sie um-
fasst die hohere Berufsbildung (eidg. Berufsprifungen, eidg.
héhere Fachprifungen, hdhere Fachschulen) und die Hoch-
schulen (Universitaten/ETH und Fachhochschulen).

=) Berufsmaturitat (BM), Berufsorientierte Weiterbildung,
Eidg. Berufsprufung, Eidg. hdhere Fachprifung, Fachhoch-
schulen (FH), Hohere Berufsbildung, Hohere Fachschulen
(HF), Passerelle von der Berufsmaturitdt an universitare
Hochschulen, Sekundarstufe |l

K] BBG Art. 42 bis 44; BBV Art. 23 bis 28
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Uberbetriebliche Kurse (iiK)

In den Uberbetrieblichen Kursen wird — ergéanzend zur Bildung
in Betrieb und Berufsfachschule — der Erwerb grundlegender
praktischer Fertigkeiten vermittelt. Ob im entsprechenden
Beruf ein Uberbetrieblicher Kurs erforderlich ist, wird in der
jeweiligen Bildungsverordnung festgelegt, ebenso die zu
vermittelnden Lerninhalte. In Form von Kompetenznach-
weisen (UK-KN) werden die Leistungen der Lernenden doku-
mentiert. Diese kénnen in Noten ausgedrickt werden und
fliessen in einigen Berufen in die Berechnung der Erfahrungs-
note ein.

Trager der Uberbetrieblichen Kurszentren sind in der Regel die
Organisationen der Arbeitswelt. Finanziert werden die tber-
betrieblichen Kurse durch Kursgelder der Lehrbetriebe,
Beitrage der 6ffentlichen Hand und der Berufsverbande. Das
gemeinsame Qualitatssicherungsinstrument von Bund, Kan-
tonen und Organisationen der Arbeitswelt ist QualuK.

Der Besuch der Uberbetrieblichen Kurse ist fir die Lernenden
obligatorisch. Die kantonale Behorde kann auf Gesuch hin
die lernende Person oder den Lehrbetrieb von der Kurspflicht
befreien, wenn die entsprechenden Bildungsinhalte in einem
betrieblichen Bildungszentrum oder in einer externen Lehr-
werkstatte vermittelt werden.

Der lernenden Person dirfen durch den Besuch des Uberbe-
trieblichen Kurses keine zusatzlichen Kosten erwachsen.
Kursgelder und allfallige Nebenkosten dirfen nicht auf die
lernende Person oder deren gesetzliche Vertretung abgewalzt
werden.

9 Arbeitszeit, Berufsfachschule, Entschadigung fir Lernende,
Kompetenznachweis, Lehrbetrieb, Lernorte, QualuK

k] BBG Art 8 19, 23; BBV Art. 3, 21; OR Art. 345a

Ubergang obligatorische Schule - Sekundarstufe Il

Der Ubergang von der obligatorischen Schulzeit in die nach-
obligatorische Ausbildung (Sekundarstufe II) wird auch als
Nahtstelle bezeichnet — oft als Nahtstelle I, in Abgrenzung
zum Ubergang von der beruflichen Grundbildung in den
Arbeitsmarkt, der sogenannten Nahtstelle II.
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Das Koordinationsprojekt der EDK «Nahtstelle obligatorische
Schule — Sekundarstufe Il» (2006 - 2010) hatte sich zum Ziel
gesetzt den Anteil der 25-Jahrigen mit einem Bildungsab-
schluss auf der Sekundarstufe Il auf 95 Prozent zu steigern.
Am Projekt beteiligt waren neben den Kantonen die Organi-
sationen der Arbeitswelt und der Bund.

Die Vereinbarung wurde 2015 erneuert. Neben den Verbund-
partnern der Berufsbildung (Kantone, OdA, Bund) haben
auch die Dachverbande der Lehrerschaft (LCH und SER) die
Erklarung unterzeichnet.

=» Berufliche Grundbildung, Bruckenangebote, Case Manage-
ment Berufsbildung, Fachkundige individuelle Begleitung (FiB)

Es] BBG Art. 12, 53 Abs. 2; BBV Art. 7; AVIG Art. 64a und 59¢ bis;
AVIV Art. 97b

H www.edk.ch (Arbeiten/Schulkonkordat)

Uberstunden/Uberzeit

Jugendliche dirfen bis zum vollendeten 16. Altersjahr nicht
zu Uberzeit angehalten werden. 16-jahrige und é&ltere Jugend-
liche kdnnen innerhalb der Tagesarbeitszeit ab 6 Uhr (resp.
5-7 Uhr) und wahrend der Abendarbeitszeit bis 22 Uhr zu
Uberzeit verpflichtet werden. Die héchstzuldssige tagliche
Arbeitszeit von neun Stunden fir Jugendliche bis 18 Jahre
darf aber nicht Gberschritten werden. Zudem ist die mini-
male Ruhezeit von 12 Stunden einzuhalten.

Uberstunden dirfen nur im Rahmen des Zumutbaren zur
Bewaltigung ausserordentlicher Arbeiten, saisonbedingter
Arbeitsiberhdufung, unvorhergesehener Ereignisse sowie
zur Abwehr von Schaden angeordnet werden. Geleistete
Uberzeit ist zu entschadigen oder mit Freizeit innerhalb der
folgenden vierzehn Wochen auszugleichen. Die zu kompen-
sierende Zeit hat mindestens der geleisteten Uberzeit zu
entsprechen. Bei Jugendlichen ist der Zeitausgleich einer
Geldentschadigung vorzuziehen. Fir die Hohe der Geldent-
schadigung gilt: Wird mit der Uberzeitarbeit die wochentliche
Hochstarbeitszeit nach Arbeitsgesetz Gberschritten, sind der
vertraglich festgelegte Lohn und zusatzlich mindestens ein
Zuschlag von 25 Prozent auszurichten.

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 217



Wird lediglich die im Lehrvertrag vereinbarte Arbeitszeit,
nicht aber die gesetzliche Héchstarbeitszeit durch Uber-
stunden Uberschritten, richtet sich die Entschadigung nach
einer allfalligen schriftlichen Vereinbarung (Vertrag, GAYV,
NAV). Fehlt eine solche, ist ebenfalls der Lohn mit einem
Zuschlag von mindestens 25 Prozent zu verguten.

Gelegentlich stellt sich bei Lehrverhéltnissen die Frage, ob
sogenannte Nachhilfe im Lehrbetrieb als Uberzeit zu werten
sei: Grundsatzlich steht fur die betriebliche Bildung die ver-
traglich vereinbarte Arbeitszeit zur Verfigung. Besondere
Bildungsveranstaltungen ausserhalb der Arbeitszeit zur
besseren Erreichung der Lernziele (z. B. Ubungsabend) sind
an die Arbeitszeit anzurechnen. Anders zu beurteilen ist wohl
eine freiwillige Lernveranstaltung des Lehrbetriebs, die der
Vermittlung von Kenntnissen dient, die nicht Gegenstand
des reglementarischen oder vertraglichen Bildungsprogramms
sind, sowie freiwillige Nachhilfe bei Ausbildungsliicken, die
die lernende Person zu vertreten hat. Nicht akzeptabel sind
angeordnete Aktionen ausserhalb der Arbeitszeit, die Straf-
charakter haben oder vom Berufsbildner oder von der Berufs-
bildnerin zu verantwortende Ausbildungsltcken ausfullen
sollen.

9 Arbeitszeit, Entschadigung fur Lernende, Kompensation,
Nachtarbeit, Schichtarbeit, Sonntagsarbeit

Kl ArG Art. 12f, 31; ArGV 1 Art. 25f; ArGV 5 Art. 17; OR Art.
321c

Unfallverhiitung

Die Verhltung von Unfallen und Berufskrankheiten ist ge-
setzliche Pflicht. Diese Pflicht ergibt sich vor allem aus fol-
genden Gesetzen: aus dem Bundesgesetz Uber die Unfall-
versicherung, dem inzwischen praktisch alle Arbeitnehmen-
den und Arbeitgebenden unterstehen, und insbesondere aus
der dazugehorenden Verordnung tber die Unfallverhitung
vom 19. Dezember 1983, aus dem ArG, indirekt auch aus
dem OR und dem BBG.

Die Unfallverhttungspflicht ist nicht nur den Arbeitgebern
und Arbeitgeberinnen auferlegt, sondern auch den Arbeit-
nehmenden, einschliesslich der Lernenden. Die Arbeitneh-
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menden sind vor allem verpflichtet, den entsprechenden
Weisungen der Arbeitgeber/innen Folge zu leisten sowie die
allgemein anerkannten Sicherheitsregeln zu beachten. Zu den
wichtigsten Massnahmen zur Verhttung von Berufsunfallen
und -krankheiten gehoren:

e Benltzung personlicher Schutzausristungen wie Schutz-
bekleidung, Schutzbrille, Gehérschutzmittel usw.

e Schulung der Arbeitnehmer/innen

e Schutzvorkehrungen bei Bauten, Maschinen, Geraten, Ar-
beitsverfahren usw.

e Arbeitsmedizinische Vorsorge

Die behordliche Durchsetzung der Unfallverhitungsvorschrif-
ten liegt vornehmlich in den Handen der Vollzugsorgane des
Arbeitsgesetzes sowie der Suva. Die Nichtbeachtung der
Sicherheitsvorschriften hat verschiedene Massnahmen und
Sanktionen zur Folge. So kénnen sowohl Arbeitgebende als
auch Arbeitnehmende mit einer Geld- oder sogar einer Frei-
heitsstrafe bestraft werden.

9 Arbeitsmedizin, Berufskrankheiten, Gefahrliche Arbeiten,
Krankheit und Unfall

K1 uvG Art. 81ff; VUV, ArG Art. 6ff.; OR Art. 328
H www.suva.ch

Unfallversicherung

Wie die Ubrigen Arbeitnehmer/innen sind gemass UVG auch
alle in der Schweiz beschaftigten Lernenden, Praktikanten
und Praktikantinnen sowie Volontdre und Volontdrinnen
gegen die wirtschaftlichen Folgen von Berufsunfallen, Nicht-
berufsunfallen und Berufskrankheiten versichert. Auch Jugend-
liche in der Schnupperlehre geniessen Versicherungsschutz.

Lernende, die in Suva-unterstellten Betrieben arbeiten, sind
bei der Suva versichert. Die anderen Betriebe haben ihre
Arbeitnehmenden bei einer vom Bund anerkannten privaten
Versicherung, Krankenkasse oder 6ffentlichen Unfallkasse
zu versichern. Sind die Arbeitnehmenden aus einem Ver-
saumnis der Arbeitgebenden bei einem Unfall nicht versichert,
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so springt eine Ersatzkasse ein, welche die gesetzlichen
Versicherungsleistungen erbringt und von den sdumigen
Arbeitgebenden die geschuldeten Pramien einzieht, allenfalls
mit Zuschlag.

Die Pramie fur die obligatorische Versicherung der Berufsun-
falle und der Berufskrankheiten tragen die Arbeitgeber/innen.
Die Préamie fur die obligatorische Versicherung der Nichtberufs-
unfalle tragen die Arbeitnehmer/innen, soweit sie nicht der
Arbeitgeber Ubernimmt. Die obligatorische Unfallversicherung
schliesst Pflegeleistungen (z.B. Arzt-, Spital- und Medika-
mentenkosten), Kostenvergltungen (z.B. Transport- und
Rettungskosten) sowie Geldleistungen (z.B. Taggeld und
Invalidenrente) ein. Der Anspruch auf Taggeld entsteht am
dritten Tag nach dem Unfalltag. Fir die ersten drei Tage —
Unfalltag miteingerechnet — sind gemass OR in der Regel die
Arbeitgeber/innen zur Zahlung von mindestens vier Fiinfteln
des Lohns verpflichtet.

9 Krankheit und Unfall, Krankenversicherung, Sozialabzlge,
Sozialleistungen, Unfallverhttung

Kl uvG Art 6, 8, 10ff; vuv
H www.suva.ch

Unterricht an der Berufsfachschule

Die schulische Bildung im Rahmen einer beruflichen Grund-
bildung besteht aus allgemeinbildendem und berufskundli-
chem Unterricht und Sport. Sie wird erganzt durch Stitz- und
Freikurse.

Der Unterricht ist tageweise anzusetzen. Dauert er langer
als einen Tag, so ist auch der verbleibende Teil zusammen-
hangend zu erteilen. Der Unterricht erstreckt sich Uber die
ganze Dauer der beruflichen Grundbildung. Einige Bildungs-
plane sehen ein degressives Modell vor, bei dem der schuli-
sche Anteil zu Beginn der beruflichen Grundbildung hoéher
ist und im Verlauf der beruflichen Grundbildung abnimmt.
Das jahrliche Unterrichtspensum kann in einzelne Blocke
aufgeteilt werden (Blockunterricht).

Da der Unterricht nach Moglichkeit in berufsreinen Klassen
erfolgen soll, haben verschiedene Berufsfachschulen Kom-
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petenzzentren nach Berufen und Berufsgruppen gebildet.
Das fuhrt dazu, dass die Lernenden nicht immer die nachst-
liegende Berufsfachschule besuchen kdénnen. Dies trifft
insbesondere fur Berufe mit einer geringen Anzahl von
Lernenden zu.

Fur den Besuch des Unterrichts an der Berufsfachschule darf
kein Lohnabzug vorgenommen werden. Auch darf die ler-
nende Person wahrend der Arbeitszeit Freikurse im Umfang
von durchschnittlich einem halben Tag pro Woche ohne Lohn-
einbusse besuchen. Mit einem Schulgeld darf die lernende
Person nicht belastet werden.

Uber den Unterricht an der Berufsfachschule wird semester-
weise ein Zeugnis abgegeben.

Ein ganzer Tag Unterricht an einer Berufsfachschule (mind. 6,
max. 9 Lektionen inkl. Frei- und StUtzkurse) ist einem
Arbeitstag gleichgestellt. Bei mind. 3 bis max. 5 Lektionen
ist davon auszugehen, dass sie einem halben Arbeitstag
entsprechen.

Fallt der Unterricht aus, so hat die lernende Person im Betrieb
zur Arbeit zu erscheinen. Dabei mUssen die Anzahl der
ausgefallenen Stunden und der Weg zwischen Schule und
Arbeitsort berticksichtigt werden.

Auf Gesuch hin kann die lernende Person von der Pflicht
zum Besuch einzelner Facher befreit werden, wenn sie sich
Uber eine gleichwertige oder hohere Bildung ausweist.

Berufe mit &hnlichen Profilen werden zusammengefasst. So
kann ein Teil oder die ganze berufliche Grundbildung nach
Fachrichtung, Schwerpunkt oder Branche stattfinden. Dies
ermoglicht eine gezielte Vertiefung von Handlungskompe-
tenzen in ausgewahlten Bereichen.

Bilingualer Unterricht

Einige Berufsfachschulen bieten in allgemeinbildenden oder
berufskundlichen Fachern zweisprachigen bzw. bilingualen
Unterricht an, kurz auch «bili» genannt. Der zweisprachige
Unterricht findet sowohl in der lokalen Schulsprache als auch
in einer zweiten Unterrichtssprache statt (Englisch, Franzésisch,
Deutsch usw.). Es geht primar um die Inhalte des Fachs, aber
auch um sprachliche Férderung, wobei die Fremdsprache
Arbeitssprache ist und nicht Unterrichtsthema.
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Weitere Informationen erteilt das Eidgendssische Hochschul-
institut fur Berufsbildung (EHB) als Kompetenzzentrum des
Bundes fur zweisprachigen Unterricht in der Berufsbildung.

9 Allgemeinbildender Unterricht (ABU), Anrechnung bereits
erbrachter Bildungsleistungen, Arbeitsgesetz (ArG), Arbeits-
zeit, Berufsfachschule, Berufsfachschullehrer/in, Berufs-
kundlicher Unterricht, Freikurse, Sport, Stutzkurse

] BBG Art. 21, 22; BBV Art. 18ff.

H www.mb.berufsbildung.ch (Rechtsgrundlagen fur die Praxis
der Berufsbildung, Merkblatt 303), www.ehb.swiss

Urlaub (unbezahlter)

Ein gesetzlicher Anspruch auf unbezahlten Urlaub (z.B. fur
Weiterbildung) besteht nicht. Wird unbezahlter Urlaub ver-
einbart, bleibt das Arbeitsverhaltnis weiterhin bestehen, doch
werden die Arbeitspflichten der Arbeitnehmer/innen sowie
die Lohnzahlungspflicht der Arbeitgeber/innen fir die
Dauer des Urlaubs suspendiert. Nach Beendigung des Urlaubs
wird das Arbeitsverhaltnis im vollen Umfang weitergefihrt.

Es ist unbedingt zu prifen, wie sich der unbezahlte Urlaub
auf den Versicherungsschutz der Arbeitnehmenden auswirkt
(Beitragsltcken bei der AHV, IV, Arbeitslosenversicherung,
Pensionskasse, Wegfall des Unfallversicherungsschutzes usw.).

Grundsatzlich ist es auch den Lehrvertragsparteien nicht
verwehrt, unbezahlten Urlaub zu vereinbaren (etwa flr einen
Sprachaufenthalt, eine Sportveranstaltung, eine Konzert-
tournee u. A.). Berufsbildner/innen und Lernende haben aber
darauf zu achten, dass der Unterbruch der beruflichen
Grundbildung das Erreichen der Ziele gemass Bildungsver-
ordnung nicht gefahrdet. Sofern notwendig, ist ein Dispens
vom Unterricht der Berufsfachschule einzuholen. Bei einem
langeren Urlaub musste allenfalls die Dauer der beruflichen
Grundbildung verldngert werden, wozu sowohl die Zustim-
mung beider Lehrvertragsparteien als auch die Genehmigung
durch die zustandige kantonale Behorde erforderlich ist.
Eine Verlangerung der beruflichen Grundbildung wegen
unbezahlten Urlaubs darf allerdings nur ausnahmsweise
erfolgen.
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Unter Jugendurlaub wird die Beurlaubung von Lernenden
und jungen Arbeitnehmenden fir den Einsatz in der Jugend-
arbeit (z.B. als Lagerleiter/in) verstanden. Bereits bis 1990
haben etliche Arbeitgeber/innen freiwillig Urlaub fur solche
Aktivitaten gewahrt. Seit 1991 besteht im OR eine Bestim-
mung Uber ausserschulische Jugendarbeit (OR Art. 329e).
Danach ist den Arbeitnehmer/innen bis zum vollendeten
30. Altersjahr fur unentgeltliche leitende, betreuende oder
beratende Tatigkeit im Rahmen ausserschulischer Jugend-
arbeit in einer kulturellen oder sozialen Organisation jedes
Dienstjahr Jugendurlaub bis zu einer Arbeitswoche zu ge-
wahren. Urlaubsgrund ist auch die fur diese Tatigkeit not-
wendige Aus- und Weiterbildung. Der Anspruch besteht
zusatzlich zum gesetzlichen Ferienanspruch. Die Arbeitge-
benden kénnen von den Arbeitnehmenden den Nachweis der
Tatigkeiten und der Funktionen in der Jugendarbeit verlangen.

Zeitpunkt und Dauer des Jugendurlaubs sind gegenseitig
abzusprechen. Ist eine Einigung nicht moglich, ist der Urlaub
zu gewahren, wenn der Anspruch zwei Monate im Voraus
geltend gemacht wurde. Nicht bezogene Urlaubstage ver-
fallen am Ende des Kalenderjahrs. Die Frage der Lohnzahlung
wahrend des Urlaubs ist in Absprache der Vertragsparteien
zu l6sen. Fr gewisse Einsatze im Rahmen von «Jugend und
Sport, J+S» (Leiterkurse) werden auch Entschadigungen aus
der Erwerbsersatzordnung (EO) ausgerichtet.

9 Absenzen vom Lehrtrieb, Ferien, Verlangerung der beruf-
lichen Grundbildung

E] £0G; OrR Art. 320e
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Verbundpartnerschaft

Die Verbundpartnerschaft ist ein tragendes Prinzip der Be-
rufsbildung und in Art. 1 Berufsbildungsgesetz (BBG) explizit
verankert.

Berufshildung ist eine Aufgabe von Bund, Kantonen und
Organisationen der Arbeitswelt. Es gibt kein Anrecht einer
Partei auf eine von ihr allein bestimmte Ordnung. Dem Dia-
log und der gemeinsamen Suche nach Lésungen kommen
ein hoher Stellenwert zu.

Gemeinsam setzen sich die drei Partner fur eine qualitativ
hochstehende Berufsbildung ein und streben ein ausreichen-
des Lehrstellenangebot an.

9 Behdrden, Dachverbénde der Arbeitnehmer/innen und der
Arbeitgeber/innen, Kommissionen fur Berufsentwicklung
und Qualitat (B&Q), Organisationen der Arbeitswelt (OdA),
Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirek-
toren (EDK), Staatssekretariat fir Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI)

Kl ssGart 1

Verfligung

Verfiigungen sind formelle Verwaltungsakte gegeniber den
Burgern und Burgerinnen. Verfigungen kénnen Anordnungen
enthalten, ein Gesuch gutheissen oder ablehnen sowie einen
Sachverhalt oder ein Rechtsverhaltnis feststellen.

Beispiele von Verflgungen: Erteilung oder Verweigerung
der Bildungsbewilligung, Genehmigung des Lehrvertrags,
Entzug der Bildungsbewilligung, Erteilung des Fahigkeits-
zeugnisses usw.

Da Verfigungen die Blurger/innen zu einem Verhalten oder
einer Leistung zwingen oder sonstwie in deren Rechte ein-
greifen, sind sie an Voraussetzungen und Formen gebunden.
So braucht jede Verfigung eine rechtliche Grundlage.

Formelle Erfordernisse einer Verfigung sind insbesondere:

e schriftliche Er6ffnung (Verfigungen sind schriftlich mitzu-
teilen)
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Vv

e Erlauterung, auf welche Gesetzesartikel sich die Verfligung
abstutzt

e Begriindung, wenn die Verfigung oder ein Beschwerde-
entscheid einem Begehren nicht oder nicht voll entspricht

e Rechtsmittelbelehrung (Hinweis, innert welcher Frist und
bei welcher Beschwerdeinstanz die Verfigung angefochten
werden kann)

In der Praxis werden einfache und klar gesetzlich festgelegte
Verwaltungsanordnungen oft durch einen einfachen Brief
mitgeteilt: z. B. wenn den Begehren der Gesuchstellenden in
allen Teilen entsprochen werden kann. Die formellen Erforder-
nisse mussen insbesondere dann beachtet werden, wenn ein
Gesuch abgelehnt werden muss. Wird dies in einem Brief
mitgeteilt, so muss auf jeden Fall der Hinweis stehen, dass die
Gesuchstellenden die Moéglichkeit haben, eine rekursféhige
Verfligung zu verlangen.

=) Behdrden, Berufsbildungsamt, Beschwerde, Rechtsschutz

';1 BBG Art. 61; Verfahren Uber die Bundesrechtspflege;
kant. Vorschriften

Verkiirzung der beruflichen Grundbildung

Nach Abschluss einer ersten beruflichen Grundbildung besteht
die Moglichkeit, in einem verwandten oder in einem anderen
Berufsfeld eine weitere Lehre verkUrzt zu absolvieren. Durch
die Verklrzung wird das Absolvieren einer weiteren beruflichen
Grundbildung attraktiver — egal ob Berufsleute sich in ihrem
Berufsfeld zusatzliche Féhigkeiten aneignen oder ob sie in ein
anderes Berufsfeld wechseln mochten. Zudem kann eine
weitere Lehre die Chancen der Absolventinnen und Absol-
venten auf dem Arbeitsmarkt erhéhen.

Fur einzelne Berufe werden zudem standardisierte verkirzte
Ausbildungsgange fur Erwachsene angeboten. Gegeniber
den fruher verwendeten Begriffen «Zusatzlehre» und «Zweit-
lehre» hat sich der Begriff «Verkirzung der beruflichen
Grundbildung» etabliert.

Neben Personen, die eine Vorbildung mitbringen, kann auch
fur besonders befahigte Personen eine Verkiirzung der Lehr-
zeit vertraglich vereinbart werden.
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Vv

Die kantonalen Berufsbildungsamter entscheiden — nach
Anhorung der Lehrvertragsparteien und der Berufsfach-
schule — ob und

e wie lange die Lehrzeit verkirzt wird,

e welche Unterrichtsbereiche der Berufsfachschule dispen-
siert werden,

e von welchen Qualifikationsbereichen die lernende Person
an der Abschlussprifung befreit wird.

=) Berufsabschluss fur Erwachsene, Durchléssigkeit, Lehrvertrag,
Unterricht an der Berufsfachschule, Verlangerung der beruf-
lichen Grundbildung

K] 8BG Art. 18; BBV Art. 8
H www.bae.berufsbildung.ch

Verlangerung der beruflichen Grundbildung

Im Einvernehmen mit den Vertragsparteien kann die kanto-
nale Behorde in Einzelfallen die berufliche Grundbildung
verlangern, wenn das Ziel gemass Bildungsverordnung trotz
fachgemasser und sorgfaltiger Ausbildung wéahrend der
normalen Lehrdauer nicht erreicht werden kann. Vielfach
sind monatelange Absenzen durch Unfall oder Krankheit
der Grund fur eine Verldngerung. Die Berufsfachschule ist
fur eine Verldngerung der beruflichen Grundbildung anzu-
héren.

Nach nicht bestandener Abschlussprifung kénnen die Ver-
tragsparteien eine Verldngerung der beruflichen Grund-
bildung vereinbaren. Die Vereinbarung ist dem Berufsbil-
dungsamt schriftlich zur Genehmigung vorzulegen. Ohne
diese behordliche Genehmigung gilt das Lehrverhaltnis nicht
als verlangert, sondern als gewodhnliches Arbeitsverhaltnis
(z.B. beziglich der Lohnzahlung und der Ubernahme der
Prafungskosten).

9 Entschadigung fur Lernende, Krankheit und Unfall, Fach-
kundige individuelle Begleitung (FiB), Verklirzung der beruf-
lichen Grundbildung, Unterricht an der Berufsfachschule

K] 8BG Art. 18; BBV Art. 8
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Vignette Lehrbetrieb

Als Anerkennung fur ihr Engagement in der Berufsbildung
erhalten Lehrbetriebe oder Lehrbetriebsverblnde, die Uber
eine Bildungsbewilligung verfiigen und Lernende ausbilden,
die Lehrbetriebs-Vignette. Die kantonalen Berufsbildungs-
amter stellen die Vignette als Kleber in den vier Landesspra-
chen, in Englisch, als zweisprachige Version in Franzosisch-
Deutsch und in drei Grossen zur Verfigung. Eine elektronische
Vorlage ist im Portal zur Berufsbildung verfiagbar.

H www.vignette.berufsbildung.ch, www.berufsbildungplus.ch

Volljahrigkeit

Volljahrig ist, wer den 18. Geburtstag begangen hat. Ist eine
volljahrige Person zuséatzlich urteilsféhig und ihre Handlungs-
fahigkeit nicht durch eine Massnahme des Erwachsenen-
schutzes eingeschrankt, kann sie Rechte und Pflichten ein-
gehen und bedarf nicht mehr der gesetzlichen Vertretung
durch ihre Eltern oder ihren Vormund.

lhren Standpunkt tGber den Abschluss, die Anderung oder
die Auflésung des Lehrvertrags kann eine handlungsfahige
lernende Person mit vollendetem 18. Altersjahr selbststandig,
ohne Mitwirken der Eltern bzw. des Vormundes, vertreten.
Eine volljahrige lernende Person unterschreibt ihre Zeugnisse
und Absenzen selbst.

Bei Lernenden mit auslandischer Staatsbirgerschaft gilt das
Wohnsitzprinzip: Sind sie in der Schweiz wohnhaft, gelten
sie mit 18 Jahren als volljahrig. Bei Grenzgangerinnen und
Grenzgangern gilt hingegen die Regelung des Herkunfts-
staates.

-> Arbeitsgesetz (ArG), Gesetzliche Vertretung, Lehrvertrags-
parteien, Lernende Person

K] zGB Art. 12f.; OR Art. 329a und 345a
H www.mb.berufsbildung.ch
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Weiterbildungsgesetz

Unter die Weiterbildung fallt die Bildung, die namentlich in
organisierten Kursen, mit Lernprogrammen und einer defi-
nierten Lehr-Lern-Beziehung ausserhalb der formalen Bildung
erfolgt.

Mit dem Bundesgesetz Uber die Weiterbildung (in Kraft seit
1. Januar 2017) soll die Qualitat und Transparenz von Weiter-
bildungsangeboten gefordert und die Chancengleichheit
verbessert werden. Das Bundesgesetz setzt den Verfassungs-
artikel Gber die Weiterbildung (Art. 64a BV) um. Es ordnet
die Weiterbildung in den Bildungsraum Schweiz ein und legt
Grundsatze fest zu: Verantwortung, Qualitat, Anrechnung
von Bildungsleistungen an die formale Bildung, Verbesserung
der Chancengleichheit und zum Wettbewerb. Die Grund-
satze richten sich primar an die Spezialgesetzgebung des
Bundes und der Kantone. Zudem legt das Gesetz einheitliche
Voraussetzungen fir die Subventionierung der Weiterbildung
in den Spezialgesetzen des Bundes fest.

Ebenfalls geregelt wird die Forderung des Erwerbs und des
Erhalts von Grundkompetenzen Erwachsener (Lesen und
Schreiben, mundl. Ausdrucksfahigkeit in einer Landessprache,
Mathematik, Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien). Fur diesen Bereich erhalten die Kantone vom Bund
Finanzhilfen.

Zudem ermoglicht das Weiterbildungsgesetz Beitrdge an
Organisationen der Weiterbildung, die gesamtschweizerisch
tatig sind und Ubergeordnete Leistungen fir die Weiterbildung
erbringen.

=) Berufsorientierte Weiterbildung, Hhere Berufsbildung,
Organisationen der Arbeitswelt (OdA), Tertiarstufe

[5’ BV Art. 64a; Bundesgesetz Uber die Weiterbildung (WeBiG)
vom 20. Juni 2014; Verordnung Uber die Weiterbildung
(WebiV) vom 24 Februar 2016

H www.berufsberatung.ch, www.sbfi.admin.ch

Widerruf der Bildungsbewilligung

Ist der Erfolg der beruflichen Grundbildung mangels Qualitat
der beruflichen Praxis in Frage gestellt oder liegt eine schwer-
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wiegende Verletzung der Flrsorgepflicht vor, kann die kanto-
nale Behorde das Lehrverhéltnis auflosen, indem sie die
erteilte Bildungsbewilligung widerruft. Sie unterstitzt die
lernende Person bei der Suche nach einer anderen Losung.

9 Auflésung des Lehrvertrags, Aufsicht, Berufsbildungsamt,
Bildungsbewilligung, Lehrbetrieb, Lehrvertrag, Verfiigung

K] 8BG Art. 24; BBV Art. 11
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Zeugnisse

Zeugnisse werden zur schriftlichen Beurteilung des Verhaltens,
der Fahigkeiten und Leistungen der Lernenden in bestimmten
Zeitabschnitten und am Ende der beruflichen Grundbildung
ausgestellt.

Die Berufsfachschule beurteilt die Leistungen mit Noten von
6 bis 1 jeweils am Semesterende. Gegen ungerechtfertigte
Noten kann Einspruch bei den von den Kantonen bezeichne-
ten Behorden erhoben werden. Ebenso ist eine vorschrifts-
widrige Durchfihrung oder Bewertung der Abschlussprifung
bei den von den Kantonen bezeichneten Behdrden rekursfahig.

Als Zeugnis im weiteren Sinne ist auch der vom Lehrbetrieb
zu erstellende Bildungsbericht zu verstehen, der semester-
weise den Stand der Ausbildung und die Lernfortschritte der
lernenden Person festhalt.

Gegen Ende der beruflichen Grundbildung hat die lernende
Person die Abschlussprifung zu absolvieren. Bei gentigenden
Leistungen erhéalt die lernende Person das eidg. Berufsattest
(EBA), das eidg. Fahigkeitszeugnis (EFZ), und allenfalls das
eidg. Berufsmaturitatszeugnis.

Der Lehrbetrieb ist verpflichtet, der lernenden Person am Ende
der beruflichen Grundbildung ein Arbeitszeugnis, das soge-
nannte Lehrzeugnis, auszustellen. Es enthalt mindestens An-
gaben Uber den erlernten Beruf, die Art der Arbeit und die
Dauer der beruflichen Grundbildung. Normalerweise enthalt
es auch Angaben Uber Fahigkeiten, Leistungen und Verhalten.

9 Abschlussprifung, Absenzen vom Lehrbetrieb, Ausweise der
Berufsbildung, Berufsfachschule, Beschwerde, Bildungsbericht,
Lehrzeugnis, Noten, Qualifikationsverfahren (QV)

':1 OR Art. 346a;
Bildungsverordnung Abschnitt 7 Lerndokumentation,
Bildungsbericht und Leistungsdokumentation, Abschnitt 8
Qualifikationsverfahren, Abschnitt 9 Ausweise und Titel

Zusatzvereinbarungen zum Lehrvertrag

Der Lehrvertrag kann neben den gesetzlich vorgeschriebenen
Vertragspunkten (Art, Dauer, Lohn, Probezeit, Arbeitszeit,
Ferien) weitere Abmachungen enthalten, wie das bereits im
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amtlichen Vertragsformular vorgesehen ist (Reise- und Ver-
pflegungskosten, Arbeitskleider, Werkzeuge usw.).

Oft werden aber weitergehende Zusatzvereinbarungen ge-
troffen, die das Lehrverhaltnis noch detaillierter regeln oder
auch Uber das eigentliche Lehrverhaltnis hinausgehen (z. B.
Verhaltensregeln, Urlaubsabsprachen).

Solche Zusatzvereinbarungen muissen, wie der Lehrvertrag
selbst, schriftlich abgefasst werden, wenn sie im Rahmen
des Lehrverhéaltnisses Geltung haben sollen. Dafir kann das
Beiblatt zum Lehrvertrag benutzt werden. Sie sind dem
Berufsbildungsamt bei der Genehmigung des Lehrverhalt-
nisses vorzulegen.

Zusatzvereinbarungen sind moglich, soweit sie nicht zwingen-
den gesetzlichen Vorschriften widersprechen oder gar Grund-
rechte verletzen. So durfen keine Vereinbarungen Uber das
Nachholen versaumter Lehrzeit, (ber den Verbleib der lernen-
den Person nach der beruflichen Grundbildung im Betrieb
oder das Verbot zum Beitritt zu einer Gewerkschaft getroffen
werden. Solche Abmachungen sind nichtig, gelten also als
nicht geschrieben.

Die Genehmigung des Lehrvertrags durch das Berufsbildungs-
amt macht unzuldssige Vereinbarungen nicht gultig. In der
Regel wird dieses aber bei klaren Verstossen intervenieren.

=) Arbeitszeit, Berufsnotwendige Beschaffungen, Lehrvertrag,
Rechte und Pflichten der Arbeitgeber/innen, Rechte und
Pflichten der Lernenden

K] orArt 191, 344,

Zweijahrige berufliche Grundbildung mit
eidg. Berufsattest (EBA)

Die zweijahrige berufliche Grundbildung ist wie die drei- oder
vierjahrige Grundbildung in einer Bildungsverordnung ge-
regelt und fihrt zu einem eidgendssischen Berufsabschluss.
Sie dient der Vermittlung von Qualifikationen zur Austbung
eines Berufs mit einfacheren Anforderungen. Der Unterricht
in einer Berufsfachschule und die Uberbetrieblichen Kurse
sind in der jeweiligen Bildungsverordnung geregelt.
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Die zweijahrige berufliche Grundbildung schliesst nach einem
Ublichen Qualifikationsverfahren (meist Abschlussprifung)
mit einem eidg. Berufsattest ab. Die Grundbildung kann je
nach Bedurfnis der lernenden Person angemessen verlangert
oder verklrzt werden.

Treten bei den Lernenden Lernschwierigkeiten auf, die den
Abschluss der beruflichen Grundbildung gefahrden kénnen,
so wird die lernende Person mit einer individuellen Beglei-
tung unterstltzt. Damit sollen die Jugendlichen ihre Kom-
petenzen so weit entwickeln, dass sie die Ausbildung erfolg-
reich abschliessen kénnen. Die individuelle Begleitung hilft
insbesondere, soziale Benachteiligungen auszugleichen.

Fur Lernenden, die das Qualifikationsverfahren nicht be-
stehen und den Berufsattestabschluss nicht erreichen kénnen,
kann ein individueller Kompetenznachweis (IKN) ausgestellt
werden (s. Kompetenznachweis).

Nach Abschluss der zweijahrigen beruflichen Grundbildung
kann — je nach Moglichkeit des Berufsfelds — eine allenfalls
verkUrzte drei- oder vierjahrige berufliche Grundbildung
absolviert und mit einem EFZ abgeschlossen werden. Die
Durchlassigkeit wird in der entsprechenden Bildungsverord-
nung geregelt.

Zum eidg. Berufsattest EBA wird eine Zeugniserlduterung ab-
gegeben, in der das Niveau des Abschlusses im NQR-CH-BB
(nationaler Qualifikationsrahmen fir Abschllsse der Berufs-
bildung) aufgefuhrt ist (supplementprof.ch).

=> Ausweise der Berufsbildung, Berufliche Grundbildung,
Berufsmaturitat (BM), Case Management Berufsbildung,
Drei- oder vierjghrige berufliche Grundbildung mit eidg. Fahig-
keitszeugnis (EFZ), Durchlassigkeit, Fachkundige individuelle
Begleitung (FiB), Kompetenznachweis, Supplementprof.ch

K] 8BG Art 17, 18,37, BBV Art. 10

H www.eba.berufsbildung.ch, www.mb.berufsbildung.ch,
www.supplementprof.ch
Leitfaden: Individuelle Begleitung von Lernenden in der
beruflichen Grundbildung, 2007, SBFI (ehem. BBT);
Leitfaden «Zweijahrige berufliche Grundbildung mit eidge-
nossischem Berufsattest», SBFI 2014
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Verzeichnis der Abkiirzungen

Alle im Lexikon verwendeten Abkilrzungen sind in diesem
Verzeichnis aufgefihrt.

Die Gesetze sind mit den entsprechenden AbkUrzungen
abrufbar unter: www.admin.ch/ch/d/sr/sr.html

ABEA
Abs.
ABU
AfB
AHV
AHVG

ALS
ALV
ANAG

ArG

ArGV 1

ArGV 3

ArGV 5

Art.
ARV

ASA

AuG

Eidgendssische Arbeitsinspektion
Absatz

Allgemeinbildender Unterricht

Amt fur Berufsbildung

Alters- und Hinterlassenenversicherung

Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 Uber die
Alters- und Hinterlassenenversicherung

Arbeits- und Lernsituation
Arbeitslosenversicherung

Bundesgesetz vom 26. Marz 1931 Uber Aufenthalt
und Niederlassung der Auslander

Arbeitsgesetz
Bundesgesetz vom 13. Méarz 1964 Uber die
Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel

Verordnung 1 vom 10. Mai 2000 zum Arbeits-
gesetz (Sonderbestimmungen fir bestimmte

Gruppen von Betrieben oder Arbeitnehmern

und Arbeitnehmerinnen)

Verordnung 3 vom 18. August 1993 zum Ar-
beitsgesetz (Gesundheitsschutz)

Verordnung 5 vom 28. September 2007 zum
Arbeitsgesetz (Jugendarbeitsschutzverordnung)

Artikel

Chauffeurverordnung

Verordnung vom 19. Juni 1995 Uber die Arbeits-
und Ruhezeit der berufsmassigen Motorfahrzeug-
fuhrer und -fihrerinnen

Beizug von Arbeitsarzten und anderen Spezialisten
der Arbeitssicherheit

Bundesgesetz vom 16. Dezember 2005 Uber die
Auslanderinnen und Auslander
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Verzeichnis der Abkirzungen

AVEG

AVIG

AVIV

AZG

BBB
BBG

BBV

BehiG

BFSV
bili
BIZ
B&Q

BM
BM 1
BM 2
Bst.
BV

Bundesgesetz vom 28. September 1956 Uber
die Allgemeinverbindlicherklarung von Gesamt-
arbeitsvertragen

Arbeitslosenversicherungsgesetz

Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 Uber die obli-
gatorische Arbeitslosenversicherung und die
Insolvenzentschadigung

Arbeitslosenversicherungsverordnung
Verordnung vom 31. August 1983 Uber die obli
gatorische Arbeitslosenversicherung und die
Insolvenzentschddigung

Arbeitszeitgesetz
Bundesgesetz vom 8. Oktober 1971 Uber die
Arbeit in Unternehmen des 6ffentlichen Verkehrs

Bildung fur Berufsbildner/innen in Lehrbetrieben

Berufsbildungsgesetz
Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 Uber die
Berufshildung

Berufsbildungsverordnung
Verordnung vom 19. November 2003 Uber die
Berufsbildung

Behindertengleichstellungsgesetz

Bundesgesetz vom 13. Dezember 2002 Uber die
Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen
mit Behinderung

Berufsfachschulvereinbarung
bilingualer Unterricht
Berufsinformationszentrum

Berufsentwicklung und Qualitat
(Kommissionen B&Q)

Berufsmaturitat

Berufsmaturitat wahrend beruflicher Grundbildung
Berufsmaturitat nach der beruflichen Grundbildung
Buchstabe

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 18. April 1999

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 234



Verzeichnis der Abkirzungen

BVG Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 Uber die beruf-
liche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge

BVO Verordnung vom 6. Oktober 1986 Uber die
Begrenzung der Zahl der Auslander

bzw. beziehungsweise

CRFP Conférence des chefs de service de la formation
professionnelle de la Suisse romande et du
Tessin

DBK Deutschschweizerische Berufsbildungsamter-
Konferenz

d.h. das heisst

dipl. diplomiert

DBLAP Datenbank Lehrabschlussprifung

EBA Eidgenossisches Berufsattest (zweijahrige beruf-

liche Grundbildung mit eidg. Berufsattest, EBA)
ECTS European Credit Transfer System

ECVET  European Credit Transfer System in Vocational
Education and Training

EDA Eidgendssisches Departement fur auswartige
Angelegenheiten

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren

EFTA Europdische Freihandelsassoziation

EFZ Eidgendssisches Fahigkeitszeugnis (drei- oder

vierjahrige berufliche Grundbildung mit eidg.
Fahigkeitszeugnis, EFZ)

EHB Eidgendssisches Hochschulinstitut fur Berufsbildung

eidg. eidgendssisch

EKAS Eidgendssische Koordinationskommission fur
Arbeitssicherheit

EO Erwerbsersatzordnung

EOG Erwerbsersatzgesetz

Bundesgesetz vom 25. September 1952 Uber
den Erwerbsersatz flr Dienstleistende und bei
Mutterschaft
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Verzeichnis der Abkirzungen

EQR
ETH
EU
f.

ff.
FH
FiB
FSV
FZA
GAV
GestG

GIG

GSK
HarmoS

HF
HFKG

HFP

HK-
Modell

HMS
HWV
IDES
IDPA
IKN
IKW
IMS

Europaischer Qualifikationsrahmen
Eidgendossische Technische Hochschule
Europaische Union

folgende(r) (Seite, Paragraf, Artikel usw.)
folgende (Seiten, Paragrafen, Artikel usw.)
Fachhochschule

Fachkundige individuelle Begleitung
Fachschulvereinbarung
Personenfreizligigkeitsabkommen
Gesamtarbeitsvertrag

Bundesgesetz Gber den Gerichtsstand in Zivil-
sachen, Gerichtsstandsgesetz

Gleichstellungsgesetz
Bundesgesetz vom 24. Marz 1995 Uber die
Gleichstellung von Frau und Mann

Gesundheits-, Sozial- und Kunstberufe

Interkantonale Vereinbarung tber die Harmoni-
sierung der obligatorischen Schule

Hohere Fachschule

Hochschulférderungs- und Koordinationsgesetz
Bundesgesetz vom 30. September 2011 Uber die
Forderung und die Koordination im schweizeri-
schen Hochschulbereich

Hoéhere Fachprifung

Handlungskompetenzen-Modell
Handelsmittelschule

Hohere Wirtschafts- und Verwaltungsschule
Informations- und Dokumentationszentrum der EDK
Interdisziplindre Projektarbeit

Individueller Kompetenznachweis

Interkantonale Konferenz fur Weiterbildung
Informatikmittelschule
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Verzeichnis der Abkirzungen

INSOS Soziale Institutionen fur Menschen mit Behinderung

IPA Individuelle praktische Arbeit

ISCED International Standard Classification of Education
ISO Internationale Organisation fir Normung

\% Invalidenversicherung

IVG Bundesgesetz vom 19. Juni 1959 Uber die Invali-

denversicherung
J+S Jugend und Sport
kant. kantonal
KBB Kurse fur Berufsbildner/innen

KBSB Schweizerische Konferenz der Leiterinnen und
Leiter der Berufs- und Studienberatung

KESB Kindes-und Erwachsenenschutzbehorde
KMU Klein- und Mittelunternehmen
KoRe Kompetenzen-Ressourcen-Modell

KVG Krankenversicherungsgesetz
Bundesgesetz vom 18. Marz 1994 Uber die
Krankenversicherung

LAP Lehrabschlussprifung
LCH Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz
LEFI Lehrfirmenliste

LENA Lehrstellennachweis
LVA Lehrvertragsauflosung
MBA Mittelschul- und Berufsbildungsamt

MDV Verordnung vom 19. November 2003 Uber die
Militardienstpflicht

NAV Normalarbeitsvertrag
NBU Nichtberufsunfall
NDS-HF Nachdiplomstudium Héhere Fachschule

NQF National Qualifications Framework
NQR Nationaler Qualifikationsrahmen
NQR- Nationaler Qualifikationsrahmen fir AbschlUsse
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Verzeichnis der Abkirzungen

CH-BB
OdA
OR

PE
PrA
Q2E
Qv
RAV
resp.
RS
SBBK
SBFI

SDBB

SECO
SER
SGAB

SOG

SpoF&6G

SpoF&éV

StGB

Suva
SVA

u.a.

der Berufsbildung
Organisation(en) der Arbeitswelt

Obligationenrecht

Bundesgesetz vom 30. Mérz 1911 betreffend die
Ergdnzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
(Funfter Teil: Obligationenrecht)

Prozesseinheit

Praktische Ausbildung nach INSOS

Qualitat durch Evaluation und Entwicklung
Qualifikationsverfahren

Regionale Arbeitsvermittlungszentren
respektive

Rekrutenschule

Schweizerische Berufsbildungséamter-Konferenz

Staatssekretariat fur Bildung, Forschung und
Innovation

Schweizerisches Dienstleistungszentrum Berufs-
bildung I Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

Staatssekretariat fur Wirtschaft
Syndicat des Enseignants Romands

Schweizerische Gesellschaft fur angewandte
Berufsbildungsforschung

Schulisch organisierte Grundbildung

Sportférderungsgesetz
Bundesgesetz vom 17. Juni 2011 Uber die Forde-
rung von Sport und Bewegung

Sportférderungsverordnung
Verordnung vom 23. Mai 2012 Uber die Forderung
von Sport und Bewegung

Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. Dezem-
ber 1937

Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
Selbststandige Vertiefungsarbeit
unter anderem
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Verzeichnis der Abkirzungen

uK
UK-KN
Uusw.
uv
uvaG

VA

VMAB

V-NQR-BB

VPA

VUV

V&V

VZAE

WBF

WebiG

WebiV

WMS
z.B.
ZGB

z.T.
Ziff.

Uberbetriebliche Kurse

Kompetenznachweise der Uberbetrieblichen Kurse
und so weiter

Unfallversicherung

Unfallversicherungsgesetz
Bundesgesetz vom 20. Méarz 1981 Uber die
Unfallversicherung

Vertiefungsarbeit

Verordnung Uber Mindestvorschriften fur die
Allgemeinbildung in der beruflichen Grundbildung

Verordnung Uber den nationalen Qualifikations-
rahmen flr Abschltsse der Berufsbildung

Vorgegebene praktische Arbeit

Verordnung Uber die Unfallverhitung
Verordnung vom 19. Dezember 1983 Uber die
Verhitung von Unféllen und Berufskrankheiten

Vertiefen und Vernetzen

Verordnung vom 24. Oktober 2007 Uber Zulassung,
Aufenthalt und Erwerbstatigkeit

Eidg. Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung

Bundesgesetz tber die Weiterbildung,
20. Juni 2014

Verordnung Uber die Weiterbildung,
24. Februar 2016

Wirtschaftsmittelschule
zum Beispiel

Zivilgesetzbuch
Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezem-
ber 1907

zum Teil
Ziffer

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 239



Impressum

Lexikon der Berufsbildung
5. Uberarbeitete Auflage 2019
© 2019 SDBB, Bern. Alle Rechte vorbehalten.

Herausgeber
Schweizerisches Dienstleistungszentrum Berufsbhildung |
Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung SDBB, Bern

Realisierung in Zusammenarbeit mit

Staatssekretariat fir Bildung, Forschung und Innovation SBFI,
Bern;

Schweizerische Berufsbildungséamter-Konferenz SBBK, Bern

Projektleitung Peter Knutti, SDBB
Barbara Studer, sprachwerk-studer.ch

Redaktion Anna Allenbach, Divisione della formazione
professionale, Breganzona
Josette Fallet, Neuenburg
Michel Fior, SBFI
Martin Habermacher, Bildungs- und Kultur-
departement, Luzern
Peter Knutti, SDBB
Susanna Oppliger, Mittelschul- und Berufs-
bildungsamt, Bern
Barbara Studer, sprachwerk-studer.ch

Qualitats- SDBB-Fachkommission Information

sicherung Berufsbildung: Karin Baumer, SH; Chester
Romanutti, SDBB; Jean-Pierre Delacrétaz, VD;
Michel Etienne, NE; Gaetano Lentini, BS;
Toni Messner, SBFI; J.P. Mini, Tl; Susann
Schléappi, SBBK; Marcel Steffen, ZH; Peter
Sutter, BE; Manuela Wider-Jann, LU

Grafik Anja Naef, naef-grafik.ch

Korrektorat Barbara Studer, sprachwerk-studer.ch

Druck Friedrich Reinhardt AG, Basel

ISBN 978-3-03753-064-1

Artikel-Nr. MB1-1012, auch in Franzo6sich, Italienisch,
Englisch, online: www.lex.berufsbildung.ch

Vertrieb/ SDBB Vertrieb, Industriestr. 1, 3052 Zollikofen

Kundendienst Tel. 0848 999 001
vertrieb@sdbb.ch, www.shop.sdbb.ch

© 2019 SDBB, Bern  www.berufsbildung.ch 240



	Startseite
	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	Schlagwortkatalog – Stichwörter
	Legende
	Stichwörter
	A
	Abschlussprüfung
	Absenzen vom Lehrbetrieb
	Absenzen von der Berufsfachschule
	Akkordarbeit der Lernenden
	Allgemeinbildender Unterricht (ABU)
	Anerkennung (Gleichwertigkeit) ausländischer Abschlüsse
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